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Präsident -Dr. Ur. Hundhammer •eröffnet die 
Sitzung um 9 Uhr 1 !Minute. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich ·eröffne die 
149. VoUsitzung des Bayerischen Landtags. 

1Der !Schriftführer gibt das V.erzeichnis rder vor­
liegenden Entschu1digungeri 1bekannt. 

Gräßler, Schriftführ·er: Nach Artik!el 5 .AJbsatz 2 
des Aufwandsentschädigungsgesetzes sind ·entschul­
digt oder beurlaubt die Arhgeordneten Dr. Baum­
gartner, 1Eberha11d, von und zu Franckenstein, 
Günzl, HB!gen Georg, iDr. Jüngling, von RUJdolph, 
W:,olf Franz und Dr. Zdralek. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Herr Minister­
präsident teilt dem Landtag mit, daß er sich auf 
eine vierwöchtge Reise nach Nordamerika begeben 
habe. Diese Mitteilung ·erfolgt. sowohl in seiner 

Eigenschaft als Mitglied des Hohen Hauses wie als 
Ministerpräsident. Er hat um Urlraub für rdies•e 
Periode ge·beten. - Das rHoihe Haus nimmt hier­
von Kenntnis. 

1Der Herr Arbgeordnete Stock ihat Urlaub ·e;rbeteri 
ibis ·einschließlich 11. Juli. Der Herr Abgeordnete 
Dr. Eiberhardt ·bittet um Urlaub für den Monat 
JulL Ich .schl•age vor, den Urlaub wfo beantragt zu 
genehmigen. - iDas Hohe H!aus ist damit ·einver­
standen. 

Meine 1Damen und Herren, vor 1Eintritt ·in die 
Tagesordnung bitte ich Sie, mit mir der Toten zu 
_gedenken, die in den letzten Tagen im östlichen 
Teil Deutschlands· im iProtest gegen das unmensch­
liche,rkommunistische Gewalt- und Unterdrückungs­
system ·und im Bekenntnis ·zur rFreiheit des Men­
schen ilhr Lehen lassen mußten. 

r(-Die Abgeordneten erheben sich) 

Mit diesen Opfern gemeinsam gedenken wir der 
vielen Tausende, die in Ostdeutschland, aiber auch 
in anderen vom gl:eichen <Gewaltsystem !beherrsch­
ten Ländern gequält und unterdr:ückt in Gefan­
genschaft, in Gefängnissen und Konzentrations­
lagern schmachten. Möge die freie Welt alles tun, 
um der iMenschenwi\ ride ürberall Geltung zu \Schaf-
fun! \ . 

· 1Sie hra.ben sich zu\1 Gedenken der Toten von 
den iPlätzen ·erholben; 1. -1:1 da111ke Ihnen. 

Meine Damen und 11 •:erren! Wir t11eten in die 
Tag.esordnung 1ein. 

Zunächst ist bekannt·zugeben, daß auf Grund 
der Veränderungen ·in rden Fraktionsstärken sich 
teilrweise Um- u n d . N e u 1b ·e s e t :z u n g e n i n 
d e n Au s s c h ü s s e n aJ:s notwendig erwiesen 
haben. iDie Fraktion der CSU teilt mit, rdaß aus 
folgenden Ausschüssen die genannten Abg·eordne­
ten .ausscheiden: aus dem H!aushaltsausschuß der 
Herr Abgeordnete Elsen, aus dem Rechts-, und 

. Verfassungsausschuß· der Herr Abgeordnete Lutz, 
aus dem .ktilturpolitischen A'uisschuß der Herr Ab­
geordnete Euerl, aus dem Ausschuß für V.ertriebe­
nenrang.elegenh:eiten. der Herr A!hgeo11dnete Sterzer, 
aus dem Eingaben.:. rund Beschwerdenausschuß der 
Herr Arbgeordnete Kurz. . 

Die 1Fraktion der a3ayernpartei teilt mit, daß 
neu eintreten: iin den Haus.haltsausschuß der Herr 
Abgeordnete Dr. Lacherba.uer, in den Rechts­
und Vierfassungsausschuß der iHerr Abgeordnete 
Dr. 1Sturm, in den kulturpolitischen Ausschuß der 
Herr Abgeordnete Knott, in den Ausschuß für An­
gelegenheiten der Heima•tv·ertriebenen der Herr 
kbgeordnete Gärtner, in den Eingaben- und Be-

' schwerde:ausschuß der Herr Abgeordnete Stroh­
mayer. 
· 1Die Fra1ktion der CSU teilt ferner mit, daß in 

den Geschäftso11dnungs.a.ussch:uß ran :Stelle des Herrn 
Abgeo11dneten Dr. Lacherrbauer der Herr Abgeord­
nete Junker rbenannt wird. Der Herr Albgeordnete 
Junker scheidet dafür aus dem •Besoldungsausschuß 
aus, in dem an seine Stelle der Herr Abgeordnete 
Kurz tritt. 

<Di:e Fraktion der Bayernpartei teilt mit, daß der 
iHerr Abgeo11dnete. Dr. Schönecker aus dem Zwi-
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sehen.ausschuß aussche1det und an seiner Stelle der 
Herr .A!bg.eordnete K1otz benannt wird. Der Herr 
Abgeordnete Sturm scheidet aus dem Besoldungs­
ausschuß aus. Als neues Mitglied wird dafür der 
Herr Abgeordnete Hantele benannt. - Das Hohe 
Haus nimmt hiervon Kenntnis. 

Seit der letzten Plenarsitzung sind fo1gende 
R e g i ·e r u n g s v o r 1 :a g •e n ed.ng·elaufen: . · 

1. Der Entwurf eines Zweiten Gesetzes rur Ände­
rung des Gesetzes über Steuergutscheine (zwei­
tes Steiuergutsch·einänderungsgesetz). - Die An­
gelegenheit st·eht heute als Ziffer 5 bereits auf 
der Tagesordnung. 

2. Der Entwurf eines Gesetzes über die öffentliche 
Bestellung und dj:e :allgemeine Beeidig.ung von 
Dolmetscherh und Übersetzern. - Der Entwurf 
wird .dm .Ausschuß für iRechts- und Verfassrungs­
fragen vorberaten. 

Nach einer Mitteilung des Herrn Präsidenten des 
Bayerischen 1Seniats hat der :Sen a.t gegen das Ge­
setz .ülber die Gewährung von Pfie.ge.geld an Zivil­
blinde keine Erd.nnerung erhoben. Dagegen wurden 
Einwendungen erhoben gegen das Gesetz zur Aus­
führung des <Bundesgesetzes über das landwirt­
schaftlich1e iP1achtwesen 1(Landpachtgesetz). - Mit 
den Einwendungen befaßt sich z.uhächst ·der Aus­
schuß für Ernährung und Landwirtschaft und 
dann der Ausschuß für Rechts- und Verf.assungs­
fr:aigen. 

F·erner wurden Einwendungen erhoben gegen 
· die Bezirksordnung für den Freistaat Bayern. -
Mit dieser Materie befaßt sich der Ausschuß für 
Rechts-und Verfassungsfr:agen. -

in der Tagesordnung erweist skh eine. Umstel­
lung als notwendig, weil am heutigen Vormittag 
der Ministerrat tagt. Deshalb wird die F:rngestunde 
auf den Nachmittag v·erlegt. Ebenso dürfte es not­
wendig sein, die Ziffer 2, die Interpellation der 
Abgeordneten (ßezo1d, Dr. Brücher und Fraktion, 
auf den Nachmittag zu V'erschiehen. 

{Aibg. Bezold: Oder morgen früh!) 

- Darüber kann mdt dem zuständigen Staatsmini­
ster noch ·eine J\Jbsp:riache g.et:ro.ffen werden. 

i(.Abg. Ha:as: Z!ur Geschäftso!'dmmg!) 

- Zur Geschäftsordnuing erbittet das Wort der 
Herr Abg.eoridnete IHaas. 

Haas 10SPD): !Meine sehr geelhrten Damen und 
Herren! Im Auftrag des Ha.usha1tsausschusses habe 
ich dem Hohen Haus eine Bitte vorzutragen. Unter 
Ziffer 6 der Tagesordnung befindet sich der Be­
richt des Ausschusses für den 1Staatsha:ushalt ·zum 
Antrag der Staatsr·egi!eTimg betreffend vorgriffs­
we1se Bewilligung rvon Haus!haltsnütteln für staat­
liche Hoch.bauten. Dia es bei ruesem Antrag auf 
Tag.e a:nl.mmmt, war der iHa..ushaltsausschuß der 
Auffassung, •das Hohe Harus solle .gebeten werden, 
diesen Funkt als ersten zu behandeln. Ich bitte da:s 
Hohe Ha:us darum, damit nicht durch eine Ver­
zögerung ein Schaden für den ibayerischen Staat 
eintritt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Erhebt sich gegen 
diesen Vorschlag eine Erinnerung? - Das ist nicht 
der Fall. Dann wird dem Antrag stattgegeben. 

Ich rufe also auf die Ziffer 6 der Tagesoridnung: 

Antrag der Staatsregierung betreffend vor­
griffsweise Bewilligung von Haushaltsmitteln 
für staatliche Hochbauten (Beilage '1197). 

Ich ertei1e das Wort e.1s Berichterstatter über die 
Beratungen des Ausschusses für den Staatshaus­
halt i(Bei'l:age 4232) dem Herrn A!bgeordneten von 
Feury. 

von Feury (CSU), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für den 

. Staatshaushalt hat filch in seiner 202. Sitmmg am 
18. Juni 1953 mit dem Antrag der Staatsregierung 
betreffend vorgriffsw.eise !Bewilligung von Haus­
haltsmitteln für staatliche Hochbauten (:Beilage 
4197) befaßt. Berichterstatter w.ar der Abgeordnete 
von Feury, MitberichteTstatter· der Herr Abg.eord­
nete tHaas. 

Der Vor.griff umfaßt insgesamt 30 082 500 DM · 
und erstreckt sich :auf 32 iProj ekte, die dem außer­
ordentlichen Haushalt des :Staatsministeriiums für 
Unterricht und Kultus und idem außerordentlichen 
Haushalt des Staatsministedums des Innern ein­
'ge.gli!edert filnd. Von den 32 iProjekten wurden 30 
•einstimmig, zwei, und zwar der Neubau der tier­
ärztlichen Klin:iJken, (ßaiuwbschn!i.tt I, und der Neu­
bau ·eines Dienstge1bäudes für das Statistische Lan­
desamt, mit großer Mehrheit gebHli!gt. Ich ibitte das 
IHo!he Haus, ebenso zu v·erfähren. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich eröffne die 
Aussprache. - Eine Wortmeldung erfolgt nicht. 
Die Aussprache äst geschlossen. 

Wer dem vom BerichterstatteT wiederg.eg·e•benen 
Vorschlag des Ausschusses für den !Staatshaushalt 
g·emäß iBeiJJage 42·32 die Zustimmrung erteilt, wolle 
sich vom PLatz ·erheben. - Ich stell!e fest, daß das 
Plenuni des Landtags den Arussch:ußvorsch1ag ein­
stimm~g gebi.Iligt hat. 

Ich ru:fle nunmelhr auf Ziffer 3 der Tagesordnung: 

Schreiben des Staatsministeriums der Justiz 
betreffend Aufhebung der Immunität des Ab­
geordneten Thanbichler. 

iDer" Bericht des Ausschuss·es für die Geschäfts­
ordnrung (Beilage 4229) wird erstattet vom Herrn 
Albg,eordneten iE1'z·er. Ich erteile füm das Wort. 

Elzer (BHE), Berichterstatter: ·Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für die 
Geschäftsordnung hat sich in seiner 28. Sitzung 
mit dem Antrag des bayerischen Staatsministe­
riums der Justiz auf Aufhebung der Immunität 
des Abgeordneten Thanbichler befaßt. Bericht­
erstatter war ich selbst, Mitberichterstatter Kol­
lege Grosch. 

Laut Mitteilung der Landpolizeistation Laufen 
hat sich der Abgeordnete Thanbichler verfehlt, 
weil er ein Kraftfahrzeug führte, das noch nicht 
zum Verkehr zugelassen war. Außerdem hat er 
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durch das Anbringen des Kennzeichens AB 39 3·939 
am neuen Wagen den Anschein eines polizeilich 
zugelassenen Fahrzeugs erweckt. 

Nach eingehender Aussprache kam der Ausschuß 
zu dem einstimmigen Beschluß, die Immunität des 
Abgeordneten Thanbichler nicht aufzuheben. Ich 
bitte das Hohe Haus, sich diesem Beschluß anzu­
schließen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. - Wer dem Ausschußvorschlag die 
Zustimmung erteilt, wolle sich vom Platz erheben. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Gegen 4 Stim­
men :__ Stimmenhaltungen? - und bei 5 Stimm­
enthaltungen ist der Ausschußvorschlag zum Be­
schluß erhoben. 

Ich rufe nunmehr auf die Ziffer ·4 der· Tages-
ordnung. Sie umfaßt die Beratung des · 

Haushalts der Staatsforstverwaltung für das 
Rechnungsjahr 1953 (Geschäftsbereich des 
Staatsministeriums für Ernährung, Landwirt­
schaft und Forsten) - Einzelplan 09 

und des 

Haushalts des bayerischen Staatsministeriums • 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
für das Rechnungsjahr 1953 (Einzelplan 08). 

Ich schlage vor, sowohl die Berichterstattung wie 
die Aussprache zu diesen beiden Haushaltsvor­
anschlägen zu verbinden. - Eine Erinnerung er­
hebt sich nicht. 

Ich erteile das Wort zum .Bericht des Ausschusses 
für den Staatshaushalt über den Haushalt der 
Staatsforstverwaltung für das Rechnungsjahr 1953 
(Beilage 4225) dem Herrn Abgeordneten Bachmann 
Georg. 

Bachmann Georg (CSU), Berichterstatter: Herr 
Präsident, meine verehrten Damen und Herren! 
Der Ausschuß für den Staatshaushalt behandelte 
in seiner 196. und seiner 197. Sitzung den Einzel­
plan 09, den Haushalt der Staatsforstverwaltung 
für das Rechnung~jahr 1953. 

Als Berichterstatter führte ich einleitend 
aus, daß der früheren Forderung des Senats und 
tles Landtags, beim Forstetat die kaufmännische 
Buchführung einzuführen, durch Beinahme einer 
sogenannten Erfolgsrechnung zum Teil Rechnung 
getragen worden sei. Da der Forstetat im Haus­
halt des Landes der einzige Etat sei, der beach­
tenswerte Mehreinnahmen und damit Überschüsse 
bringe, müsse die Staatsforstverwaltung in die 
Lage versetzt werden, ihre Aufgaben in wirt­
schaftlicher Weise durchzuführen. Dazu gehöre in 
erster Linie, daß die Kosten der Wiederauf­
forstung, für Wegebauten und alle sonstigen Ver­
besserungen aus den ordentlichen Einnahmen be­
stritten werden. Obwohl der Haushaltsausschuß 
das auch in den vergangenen Jahren schon gefor­
dert hat, sind solche Ausgaben trotzdem in be­
achtlicher Höhe in den außerordentlichen Haus­
halt übernommen worden, und nun solle der 

heurige Forstetat noch Tilgungs- und Zinsraten· in 
einer Höhe von nahezu 3 Millionen DM überneh­
men. Dabei stehe schon fest, daß infolge der fal­
lenden Holzpreise, die mit einer gewissen Sät-

. tigung des Marktes und mit umfangreichen Schnitt­
holzeinfuhren besonders aus Österreich zu er­
klären sind, bei Kapitel 0904 die in Titel 15 mit 
222 Millionen DM in Ansatz gebrachten Einnah­
men nicht erzielt werden. Wenn dann weiter die 
Absicht bestehen sollte, an den im Ministerrat 
bereits gekürzten Ansätzen für die Wegebauten 
weitere Streichungen vorzunehmen, so müsse 
schon an dieser Stelle die Unmöglichkeit eines sol­
chen Vorgehens nachdrücklich unterstrichen wer­
den. Der Übergang vom Fuhrwerksbetrieb zur 
Motorisierung setze auch im Wald einen anderen 
Wegeunterbau voraus, als er ehedem notwendig 
und üblich war. Könnten Lastkraftwagen und 
Schlepperzüge nicht in den Wald fahren, so müßte 
dies eine geringere Holzverwertung nach sich 
ziehen. Deshalb sei neben der Wiederaufforstung 
auch im Wegebau ein großer Nachholbedarf vor­
handen. 

Die völlige Streichung des Ansatzes für die Be­
standsaufnahme und die Betreuung des Privat­
waldes habe bereits der Senat beanstandet. Auch 
der Berichterstatter hielt sie für unmöglich. Man 
werde in der Einzelberatung dar.auf zurücklfom­
men müssen. 

Der Mitberichte r statte r Lanzinger un­
terstrich mit naclidrücklichen Argumenten die vom 
Berichterstatter bereits herausgestellten wesent­
lichen Punkte. Erfreulich sei, daß der Ansatz für 
die Wiederaufforstung nicht gekürzt wurde. Ihre 
Nachholung werde überdies noch etwa 2·Jahre be­
anspruchen. Im Gebiet des Obersalzbergs äußere 
man sich mißfällig, d'aß erhebliche Flächen mit· 
Betonuntergrund zur Aufforstung mit Humus auf­
gefüllt wurden, jetzt aber . auf Veranlassung der 
Amerikaner wieder abgeräumt werden. 

Die Ausgaben für den Wegebau würden sich 
durch die erhöhten Einnahmen bei der Holzver­
wertung in wenigen Jahren amortisieren. Ein 
Nachlassen auf diesem wichtigen Sektor müßte 
einen großen Teil ·der Waldarbeiter arbeitslos 
machen. 

Für die Betreuung des Privatwaldes und seine 
Bestandsaufnahme müßten unbedingt die erforder­
lichen Mittel eingeplant werden. Sonst seien die 
früher aufgewendeten Gelder sinnlos ausgegeben 
worden und viele Arbeitskräfte, besonders Hei­
matvertriebene, würden brotlos. 

Für den Ausbau und den Unterhalt der Dienst­
gebäude der Forstbehörden, vor. allem für den Bau 
von Waldarbeiterwohnungen, seien viel zu wenig 
Mittel vorgesehen. Durch Streichung der 2,8 Mil­
lionen DM für Amortisationen und Verzinsungen 
für die in den letzten Jahren auf den außerordent­
lichen Haushalt abgewälzten Wiederaufforstungs­
und Wegebauausgaben könnten die hierfür be­
nötigten Mittel bereitgestellt werden. Befriedigt 
sei er, daß seinem Antrag vom Vorjahr, für die 
Beamten der Forstverwaltung bessere und gleiche 
Aufstiegsmöglichkeiten zu schaffen, einigermaßen 
Rechnung getragen worden sei. Bedenklich wäre 

2 
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es, wenn in den bayerischen Forsten weiterhin 
Raubbau getrieben würde. Der Einschlag dürfe 
sich nicht nach dem Geldbedarf des Finanzmini­
sters richten. 

In der nun anschließenden a 11 g e m ein e n 
A u s s p r a c h e wiesen Redner aller Fraktionen 
in Fragestellungen, Anregungen und Empfehlun­
gen auf beachtenswerte Gesichtspunkte hin. So 
wurde gesprochen über das Verhältnis der Ver­
wendung von Heimatvertriebenen im gehobenen 
Forstdienst, über neuzeitliche Aufforstungsmetho­
den, übei: nicht verstummende Klagen bezüglich 
der in der Forstverwaltung noch vielfach geübten 
sogenannten Inzucht, über die Zweckmäßigkeit 
der Aufnahme in den staatlichen Forstdienst nach 
dem Grade des Abschneidens bei der großen 
·Staatsprüfung, über die schlechte Unterbringung 
der Staatsforstverwaltung, über die Schaffung 
besserer Beförderungsmöglichkeiten. Weitere Aus­
führungen wurden gemacht über die Streichung 
der Mittel für den Privatwald und die daraus ent­
stehenden Folgen für die arbeitslos werdenden 
heimatvertriebenen Forstleute, über die Zweck­
mäßigkeit der Ansammlung eines Fonds für die 
aus der Annahme eines neuen Forstrechtsgesetzes 
erwachsenden Ausgaben, über Richtigkeit und Ver­
hältnis der vom Obersten Rechnungshof bean­
standeten Stellenmehrungen infolge der Betreuung 
des Privatwaldes oder über eine andere Lösung 
dieser doch unerläßlichen Aufgaben, über die Not­
wendigkeit und den Stand der Motorisierung 
innerhalb der Forstverwaltung, besonders bei den 
Forstämtern, wofür ungenügende Mittel einge­
plant sind. Ferner wurde gesprochen über die Er­
regung junger Diplomforstwirte wegen zu stren­
ger Zensur im Staatsexamen, über bereits auf­
geforstete und noch aufzuforstende Waldflächen 
und über die Notwendigkeit, in den heimatlichen 
WalduI1gen des Staates, der Gemeinden . und der 
Landwirte die höchstmöglichen Holzmengen zu er­
zeugen, um ein übermäßiges Ansteigen der Holz­
importe überflüssig zu machen 

In seiner zusammenfassenden Stellungnahme und 
Antwort ging der Herr Staatsminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten auf die 
Anfragen und Anregungen erschöpfend und über­
zeugend ein. Die Aufzählung der Einzelheiten der 
ministeriellen Darlegungen darf ich mir wohl 
sparen, da die Möglichkeiten einer früheren oder 
späteren Berücksichtigung aus der anschließenden 
Haushaltsrede des Herrn Ministers zu ersehen sein 
werden. 

In der Ein z e 1 b er a tun g wurde bei Kapi­
tel 09 01 unter dem früheren Titel 460 und mit der 
Bezeichnung „Fortsetzung der Bestandsaufnahme 
des Privatwalds" entsprechend der Empfehlung des 
Senats ein Betrag von 350 000 DM neu eingesetzt. 
In der ausgiebigen Aussprache gingen die Anschau­
ungen, ob es sich bei der Betreuung des Privat­
walds um eine Hoheitsaufgabe des Staates handle, 
weit auseinander. Die Frage wurde schließlich be­
jaht. Auch über die Frage, ob die bei der Bestands­
aufnahme erarbeiteten Unterlagen für die Einheits-

bewertung heranzuziehen sind, bestand keine Ein­
mütigkeit. Entsprechend einer Anregung von Ober­
regierungsrat Dr. Foohs wurde auf Antrag des Ab­
geordneten Raas mit 12 gegen 7 Stimmen beschlos­
sen, in den Erläuterungen zu diesem Titel zum 
Ausdruck zu bringen: 

Die Bestandsaufnahme dient sowohl betriebs­
wirtschaftlichen Zwecken der Privatwaldbetreu­
ung als auch der Schaffung von Unterlagen für 
die Einheitsbewertung. 

Weiter wurde bei einigen Stimmenthaltungen ein 
Antrag Beier angenommen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim Lan­
desverband für den Nichtstaatswald dahin zu 
wirken, daß die Entlohnung der bei der Auf­
nahme beschäftigten Personen den heutigen 
Verhältnissen angepaßt wird. 

Ua die Forstverwaltung zwar lange nicht in dem 
Umfange, wie es der Oberste Rechnungshof ange­
nommen hat, aber do.ch weitgehend die Betreuung 
des Kleinwaldbesitzes durch ihr Personal vorneh­
men läßt, kamen besondere Barmittel hierfür leider 
nicht mehr zum Ansatz. 

Wie schon in der allgemeinen Aussprache, so ent­
stand bei Kap i t e 1 0 9 0 2 Titel 680 erneut ein 

· heißes Ringen um die Belassung oder Herausnahme 
der Ansätze für die Schuldentilgung und Verzin­
sung mit 2 800 000 DM. Die Fehler liegen bereits ,, 
in den Haushaltsgesetzen der vergangenen Jahre. 
Um damals die vo.rhandenen Defizite des gesamten 
Staatshaushalts zu vermindern, wurden Wieder­
aufforstungs- und Wegebaukosten auf den außer­
ordentlichen Haushalt übernommen, in welchen sie 
von Natur aus nicht gehören. Da ein Übertrag auf 
den Einzelplan 13 an dem Endergebnis des dies­
jährigen Gesamtplans nichts ändern würde, wurde 
der Antrag Lanzinger auf Streichung der 2,8 Mil­
lionen DM bei Titel 680 mit Mehrheit abgelehnt. 

Bei K a p i t e 1 0 9 0 3 kamen bei der Beratung 
der Stellenpläne auch die auf Beilage 2710 und 
2896 vorliegenden Anträge auf Schaffung von 
Beförderungsstellen bei den Forstämtern und Meh­
rung von ·Planstellen für den höheren Forstdienst 
zur Beratung. Nach den Erklärungen der Regie­
rungsvertreter ist eine Stellenmehrung mit 11 Forst­
meister- und 31 Assessorenstellen vorgenommen 
worden, doch sind von den seinerzeit vom Reichs­
forstmeister zugelassenen jungen Leuten 45 rioch 
nicht untergebracht. Entscheidend für die Einstel­
lung kann nur die Prüfungsnote sein. Entgegen der 
Regierungsvorlage, nach der zwei Stellen für lei­
tende Regierungsdirektoren aus Besoldungsgruppe 
A 1 b in A 1 a gehoben werden sollen, wurde ein 
Antrag Op den· Orth, die vorhandenen 6 Stellen 
nach Besoldungsgruppe A 1 a zu heben, mit Mehr­
heit abgelehnt. Der Antrag Dr. Lippert, die im 
Haushaltsplan vorgesehenen 2 Stellenhebungen 

. zu streichen, wurde mit 9 gegen 5 Stimmen bei 
4 Stimmenthaltungen angenommen. 

Ich darf dazu bemerken, daß dem Hohen Hause 
ein Abänderungsantrag meiner Fraktion vorliegt, 
die Regierungsvorlage in diesem Punkte wieder­
herzustellen. 
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Die Anträge auf den Beilagen 2896 und 2710 
wurden auf Grund der Erklärung der Regierungs­
vertreter und der angenommenen Beschlüsse von 
den An.trags~ellern zurückgezogen. 

Bei K a pi t e 1 0 9 0 4 Titel 15 wurde sowohl vom 
Herrn Minister als auch von Ministerialrat 
Dr. Barbarin o ein Bild über die derzeitige Holz­
marktlage, die weitgehend von der Schnittholz­
einfuhr, besonders aus Österreich, bestimmt wird, 
gezeichnet. Der Einnahmeansatz ist daher ange- . 
sichts der heutigen Schau um zirka 10 Prozent 
zurückzusetzen, wobei das Finanzministerium noch 
keinen Vorschlag zur Deckung des entstehenden 
Einnahmeausfalls machen konnte. Entsprechend 
dem An trag der beiden B e r i c h t e r s t a t t e r 
wurde der Ansatz bei Titel 15 um· 25 Millionen DM 
auf 197 Millionen DM ermäßigt. Bei den geringeren 
Einhieben ließ sich bei Titel 400 bei den Löhnen 
ebenfalls ein Betrag von 450 000 DM kürzen. Der 
Ausschuß beschloß demgemäß. 

Zu Titel 406 begründete Abgeordneter Hof -
man n Engelbert den von ihm eingebrachten An­
trag auf Beilage 3761 betreffend Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln zur Sicherung und Verbesserung 
der Rhönbewirtschaftung. Aus der Aussprache er­
gab sich, daß der größere Teil der angeforderten 
Mittel auf andere Ressorts entfällt. Nach Anerken­
nung der wichtigen Erfordernisse durch die Regie­
rung und der Unterstützung durch alle Redner be­
schloß der Ausschuß auf Vorschiag des Vors i t -
zenden: 

Die Staatsregierung wird ersucht, zur För­
·:erung der. Ödlandaufforstung im Rhöngebiet 
den Betrag von 264 000 DM vmzusehen. Davon 
sollen 100 000 DM im Haushaltsplan 1953 ein­
setzt werden. Demzufolge wird der Ansatz bei 
Titel 406 um 100 000 DM erhöht. · 

Unter Titel 413, Arbeiterversicherung und Arbei­
terfürsorge; wurde nach Befürwortung durch all6 
Fraktionen und durch einstimmigen Beschluß der 
letztere Teil um den Betrag von 13_0 000 DM zur 
Gewährung von Zuschüssen an die Betriebsgemein­
schaft erhöht. 

Bei Titel 415 konnten infolge der Minderein­
nahmen aus dem Holzverkauf die anfallenden Um­
satzsteuern ebenfalls um 380 000 DM niedriger an­
gesetzt werden. 

Im Haushalt der Forstlichen Forschungsanstalt, 
Kap i t e 1. 0 9 O 6 Titel 202, fand der Ansatz für die 
Büchereien eine Erhöhung um 10 000 DM. 

Nach diesen Beschlüssen schließt der Einzel­
plan 09 ab mit 205 724 900 'DM Einnahmen und 
125 060 500 DM Ausgaben, also mit dem erfreu­
lichen Überschuß von 80 664 400 DM. 

Für die hinter diesen unseren gesamten Staats­
haushalt weithin bestimmenden Zahlen stehende 
erfolgreiche und gewissenhafte Arbeit gebührt dem 
Herrn Minister, dem Herrn Staatssekretär, der Mi­
nisterialforstabteilung, nicht zuletzt allen Beamten, 
Angestellten und Arbeitern der Regierungs- und 

der örtlichen Forstämter sowie der Forstlichen 
Forschungsanstalt und. den Schulen aufrichtige An­

·erkennung und warmer Dank. 

Präsident Dr. Hundhammer: Über die Beratungen 
des Ausschusses für den Staatshaushalt zum Haus­
halt des Staatsministeriums für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten, Einzelplan 08 (Beilage 4230), 
berichtet der Herr Abgeordnete Baumeister. Ich 
erteile ihm das Wort. 

Baumeister (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Der Haushaltsaus­
schuß hat in seiner 198., 199. und ~00. Sitzung den 
Etat des Landwirtschaftsministeriums beraten, nach­
dem der Forstetat für dieses Jahr abgetrennt war. 
Als Berichterstatter war meine Person eingeteilt, 
als Mitberichterstatter der Herr Ko.Uege Kiene. 

Ich darf im voraus bemerken, daß der Landwirt­
schaftsetat heuer dank der Erkenntnisse des Haus­
haltsausschusses in 31

/2 Tagessitzungen erledigt wer­
den konnte, im Gegensatz zum Vorjahr, wo wir 
16 Tage lang den Etat des Landwirtschaftsministe-

. riums beraten haben. Das ist bestimmt darauf 
zurückzuführen, daß die Aufgliederung des Etats 
für heuer ·sehr gut von seiten des Ministeriums 
vorbereitet war, so daß große Diskussionen ver­
mieden we11den konnten. 

(Hört, hört!) 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r gab zu· Beginn einen 
allgemeinen Überblick über die Bedeutung der 
Landwirtschaft in Bayern und die wohlwollende 
Würdigung, die die bayerische Staatsregierung der 
Landwirtschaft gegenüber an den Tag legt 1,lnd die 
sie ihr auch im heurigen: Etat wieder zukommen 
ließ. 

Der Mitberichte r statte r hob ganz beson­
ders hervor, daß gerade die klare Übersicht, die im 
heurigen Etat zum Ausdruck kommt, eine schnelle 
Beratung ermöglichen werde. Der Kollege Eis e n­
m an n nahm zu allgemeinen Agrarfragen Stellung 
und stellte insbesondere heraus, daß durch Preis­
schwankungen große Unruhe in der Preisgestaltung 
der Landwirts~haft hervorgerufen werde. 

Der Kollege Fa 1 k. schnitt das Thema der Flur­
bereinigung, besonders der Flurbereinigung in 
Franken, an und gab seiner Mißstimmung darüber 
Ausdruck, daß es gerade in den fränkischen Land­
kreisen, wo die Flurbereinigung durchgeführt 
wurde, nach Jahrzehnten fast notwendig werde, 
die Flurbereinigung neu durchzuführen, da dort 
die Erbteilung immer noch nicht beseitigt s.ei. 

Der Kollege von Fe ur y betonte in der allge­
meinen Aussprache vor allem, daß die Verbraucher­
preise den gesunkenen Viehpreisen nicht gefolgt 
seien. Die Regierung müsse unbedingt alle Mög­
lichkeiten prüfen, die· Spanne zwischen Erzeuger­
und Verbraucherpreisen zu verringern. 

Der Kollege Dr. Lippe r t ersuchte die Staats­
regierung um Aufklärung über die vom Referat 
Milch und Fett von 1949 bis 1950 an die Molkereien 
gegebenen Überbrückungskredite. . 
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Der Kollege 0rt1 o p h hob besonders das Schul­
programm hervor und stellte fest, im Schuljahr 
1938/39 seien an sämtlichen Landwirtschaftsschulen 
in Bayern 3919 Schüler und 1961 Schülerinnen, zu­
sammen 5280 Besucher, gezählt worden, während 
es im Schuljahr 1952/53 7272 Schüler und 2420 
Schülerinnen, zusammen also, fast 10 000 Besucher 
der landwirtschaftlichen Fachschulen gewesen seien. 
Die Kritik, die draußen manchmal angebracht 
werde, daß diese Schulen nicht besucht würden, 
sei also durch diese Zahlen erledigt. 

Der Kollege Hais c h bezeichnete die Stellung 
des Landwirtschaftsministers als sehr schwierig, 
weil sowohl in den Reihen der Landwirtschaft wie 
in denen der Verbraucherschaft die Meinungen 
sehr auseinandergingen. 

Der Herr S t a a t s m i n i s t e r für Ernährung 
und Landwirtschaft nahm nach der allgemeinen 
Debatte zu den Ausführungen der einzelnen Red­
ner Stellung, betonte besonders die in seinem 
Ministerium bestehenden Schwierigkeiten und 
teilte vor allem zu der Anfrage über die Molkerei­
darlehen mit, daß von den Molkereidarlehen, die 
in Höhe von 6,7 Millionen DM ausgegeben worden 
seien, jährliche !R~ten von 900 000 bis 1,1 Millionen 
DM zurückflössen. Alle zurückgezahlten Beträge 
gingen an ein Kuratorium und würden wieder als 
Darlehen für Molkereien ausgegeben. 

Beim Abschluß des Pachtvertrags für das Staats­
gut Gugelhör durch das Finanzamt Weilheim habe 
man leider versäumt, einen Fachmann beizuziehen. 
Später habe man versucht, den Pachtzins von 650 
auf 2100 DM zu erhöhen, was natürlich erst nach 
Ablauf des Pachtvertrags im Jahre 1955 geschehen 
könne. Der Herr Landwirtschaftsminister gab auch 
Aufschluß auf die Anfrage des Kollegen Frühwald 
über die VorkommnißSe im Landwirtschaftsmini­
sterJ.rum hinsichtlich der dort lagrernden Textild.en 
und der in der Kantinenwirtschaft vorgekomme­
nen Unterschlagungen. 

Zur Flurbereinigung führte der Herr Staats­
minister aus, man habe auf diesem Gebiet große 
Fortschritte erzielt. Während früher im Jahr 18 000 
bi:s 20 000 Hektar flurbereinigt worden seien, sei 
man jetzt auf 56 000 Hektar gekommen. 

Nach diesen Ausführungen des Staatsministers 
trat der Ausschuß in die Ein z e 1 b e r a tun g e n 
des Haushalts ein. 

In den Einzelberatungen des Gesamtetats sind 
laut Beilage 4230, die Ihnen heute vorgelegt wurde, 
innerh.:alb des Einzelplans 08 folgende Ä n d e -
r u n g e n erfolgt: 

1. Kap i t e 1 0 8 0 2, Allgemeine Bewilligun­
gen. Bei Titel 600, Zuschüsse zur Förderung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung und Unterstützung 
wissenschaftlicher, technischer' und sonstiger all­
gemeiner Bestrebungen auf dem Gebiete der Land­
und Ernährungswirtschaft, ist der Betrag um 
10 000 DM auf 460 000 DM zu kürzen. 

In den Erläuterungen zu Titel 612, Zuschüsse 
zur Förderung der Milchwirtschaft, ist in Ziffer 2 

-------- ---- ------------

„Zuschüsse an nichtstaatliche Milchwirtschaftliche 
Lehranstalten" der Betrag von 30 000 DM auf 
40 000 DM zu erhöhen und Ziffer 4 „Zuschüsse für 
sonstige Förderungsmaßnahmen in der Milchwirt­
schaft 10 000 DM zu streichen. 

iBeJ. Titel 615, Zuschüsse zur Förderung der 
Pferde:ouch:t, ist der !Betrag um 10 000 D!M auf 
210 000 D!M zu ·erhöhern; 

1bei Titel 618, Ziuschuß an den Landeskontroll­
v·erband 'e. V. München :ZiUr Durchführung von 
Milch'leistungsprüfungen, ist der Betrag um 
1 000' 000 iDiM auf 1 500 000 'DM zu erhöhen; 

lbei Titel 619, Zuschüsse ·zur Förderung des Obst­
und Gartenihaiues., ist der 1Betrag um 70 000 DM 
auf 170 000 DM zu ·erhöhen und in 2Jiffer 4 ·der 
Erläuterungen :an !Stelle des Betrages von 30000 DM 
100 000 DM reinzusetz,en; 

bei T.itel 621, Zuschüsse zur Förderung der Jagd 
im allgemeinen, ist der BeiTag um 20 000 DM aüf 
100 000 DM ru kürz·en; 

2. ;K;apitel 08 10, Landesanstalt für Pflanzenbau 
und Pflranzenschrutz München. Bei Titel 3, Ge·büh­
ren, fat der Betrag um 100 000 [)ilVf rauf 600 000 DM 
'ZU erihöhen; 

bei Titel 101, Dienstbezüge der pl:arnnäßigen Be­
amten, ist im Steilenplan bei Besoldungsgruppe 
A 3 ib Regforungsamtmanh dte Zahl von 1 auf 2 
'ZU erhöhen; 

'bei Titel 104, Diensthezüg,e 1der nichtbeamteten 
Kräfte, ist im 1Stellenplan bed. 1. Angestellte b. Ta­
rifliche Angestellte unter Viergütrungsg:mppe IV 
die Zahl ium 1 1auf 4 'ZU kfuz,en. 

Es ist folgender Titel einzufügen: 

Tit. 950 Zruschiuß an di!e 'Stadt München zur Un­
teTlbringung der Büroräume der amtlichen Pflan­
zenbeschrau in der Großmarkthal.1e 50 000 DM. 

3. Kapitel 08 12, L:an!dessaatzuchtanstalt Weihen-
stephan: Bei ':Ditel 104, iDienstbezüge der nicht­
beamteten Kräfte, ist im !Stellenplan bei 1. Ange­
stellte b. Tariflich1e Ang·estellte unter Vergütungs­
gruppe ViII dte Zahl um 1 auf 22 zu erhöhen. 

4. Kapitel 08 40, I.iandwirtschaftsämter und Land­
wirtschaftsschiulen 1(118 Landwirtsch:aftsämter, 104 
Landwirtschaftsschrulen). In der Übernchrift ist die 
Zaihl 118 durch 121 :z.u erset:oen. Bei Titel 101, 
Diens1Jberuge der planmäßigen Beamten, d:st der 
Betrag ium 18 300 DM auf 3 027 500 DM :ru ,erhöhen 
unid im Stellenplan unter ib. L,andwirtschiaftsämter 
und -schulen in id!eT Beso'ldungsgrurppe A 2 c 2 
L,andwirtsch:aftsräte die Zahl .um 3 auf 131 z.u er­
höihen. 

iBeä. Titel 104, Diensföezrüge der nichtbeamteten 
Kräfte, .ist der Betrag bei a. Vergütungen der An­
gestellten um 23 400 DM auf 4 008 900 DM zu er­
höhen und d.m Stellenplan unter iBedarf an nicht­
beamteten Kräften, 1. Angestellte b. Tarifliche 
Angestellte ibei Vergütungsgruppe VU die Zahl 
um 6 auf 387 und bei Vergütungsgrruppe VIII die 
Zahl um 3 :auf 68 zu erhöhen. 
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Bei Titel 206, Be~irtsch1aftung von Dienstgrund­
stücken und Diensträumen, ·ist der Betrag um 
15 600 DiM a1Uf 365 100 DM ziu erhöhen. 

Bei Titel 340, '8chclbesuchsbeihilfün, ist der Be­
trag um 20 000 DM auf 80 000 [)M zu erhöihen. 

5. Kapitel 08 41, Ländliche Hawswirtschaftsbe­
:mtung und ländliche HauswirtschaftsschiUlen (118 
hauswirtschaftliche .Beratungsstellen, 103 ländliche 
Raiuswirtsch!aftsschulen): In der Überschrift ist die 
Zahl 118 durch 121 ;und die Zahl 103 durch 104 zu 
ersetzen. 

Bei Titel 101, Dienstbezüge der planmäßigen Be­
amten, ist der lBetrag um 16 000 DM auf 911 400 DM 
zu erhöhen und lim Stel.lenplan unter ib. Ländliche 
Ha11J:swirtsch.afts!beratung und ländliche Hauswirt­
schaftsschulen ibei lBesoMungsgmprpe A 4 b 2 Leh­
rerinnen der 1andwirtschaftlichen Ha;ushaltungs­
kunde ·die Zahl um 4 auf 112 zu erihöhert. 

Bei Titel 206, ißervvirtschaft1Ung von Dienstgrund­
stücken und Diernsträiumen, list der Betrag um 5700 
a·uf 201 200 DM zu e:rlhöhen. 

6. Kapitel 08 51, Liandesanstalt für Tierzucht in 
Grub: lBei T·it·el 104, Dienstbezii<g.e der nichtbeam­
teten Kräfte, ist der Betrag 1bei a. Vergütungen der 
Angestellten :um 11 500 DM auf 1165 000 DM z'u 
erhöhen. Im .Stellenplian zu Titel 104 ist bei Bedarf 
an nJ.chtbeamteten Kräften 1. Angestellte b. Tarif­
liche Ang·estellte bei V<ergütungsgmppe III die 
Zahl um 1 1auf ·4, bei Vergütungsgruppe IV b die 
Zahl um 1 aruf 3 und ibei Viergütungsgruppe VIII 
die Zahl um 1 auf 9 zu erhöhen~ 

7. Kapitel 08 52, Versruchsgüter der Landesan­
stalt für T1erzucht in Gru:b. In den Erläuterrungen 
zu Titei 15, Wirtschiafts- und Betriebseinnahmen, 
ist Ziffer „5. Privatmoorwirtschaften 231 000 DM" 
zu streichen, d.n Ziffer „6. Nebenlbetdebe" ian Stelle 
des ;Betrages von 57 700 <DM die Zaihl 266 700 DM 
und in „ 7. AU§emed.ne Wirtsch·afts- und Betriebs­
einnahmen" an Ste11e von 4700 DilVI die Zahl 
26 700 DM zru setzen. 

8. Kapit·el 08 65, Pferdezuchtinspe·ktoren. Die 
Überschrift er/hält folgende Fassung: „iPferdezucht­
inspekt.ionen ". 

9. Kapitel 08 68, IHufbesch.lagschulen. In der 
Über.schrift ist dias Wort „Ansbach" durch das Wort 
„Nürnberg" zu ensetzen. 

10. Kapitel 08 73, Staatsweingut Würzburg. Es 
ist fol.genider Titel .einzufügen: 

Tit. 150 Ruheg.ehälter 16 400 DM. 

Bei Titel 152, Witwen- ;und Waisengelder, ist der 
Betrag rlim 1'6 400 DiM .auf 3600 DM ziu. kürzen. 

Das sind die Änderungen, die vom Haushalts­
arusschuß !innerhalb der einzelnen Kapitel festge­
stellt und 1beschlossen worden sind. Außer :diesen 
Beschlüssen wurden folgende A :ri träge ange­
nommen: 

1. Antmg ides Afögeordneten Beier betreffend Füh­
rung der Landwirtschaftspolitik nach den Grund­
sätzen der Marktregel;ung {Beilag.e 4238); 

2. Antrag des Abgeordneten iElsien und Genossen 
'betreffend Gewährung von Zuschüssen und 
Darlehen an di:e durch Frostschäden existenzge­
fährdeten Winzer l(Heilage 4175); 

3. Antrag des Abgeordneten Früihwa1d betr·effen:d 
rBereitstellung von Harushaltsmitteln für das In­
stitut für Eribwertsforschung (rBeHage 3264). 

Der Antr:ag des Abgeordneten Stegerer und Ge­
nossen hetr.effend Bereitstellung von Haushaits­
mitteln dfür di·e Umpfr.opf.ung von Obstbärumen 
{Bei1a•ge 3762) fand durch di:e Erihöhung des Aus­
g.abenhetrags 1bei lKarpitel 08 02 Titel 619 seine 
Erledigung. Der Antrag des .A·bg·eordneten Dr. La­
che11baruer und Fra1ktion ,betreffend Änderung im 
SteUenp.lan lbei der Landesansfalt für iPfi.anzen:bau 
und Pffareenschutz 1QBeüage 42·39) hat durch Än­
derung des 1Stellenplans ·bei Kapitel 08 10 Titel 101 
und 104 seine Erledigung g·efumden. · 

· Der Antrag des Abgeovdnet·en Dr. Schönecker, 
Frühiwa1d, L1anzing.er, ·Mergler, Junker und Nag.en­
ga:st, Dr. Fr.anke, Bauer Georg betr·ef.fend Förde­
r.ung 1der ·F1asanen~ucht {Beilage 4240) wu11de a1b­
ge1ehnt. 

Di:ese rBeschlüsse des Rausha'!faausschusses hat­
ten 1eine Änderrung der Endsummen und nach Ab­
gleich;ung eine Änderung ·des Zuschußbetrags des 
Eiinz·elp1'ans 08 zur Folge, 1Und ·zwar heläuft sich 
der Zuschuß heim L1andwirtschaftsetat für das 
Raush1altsj aihr 1953/54 nun auf 45 043 600 DM. 

Ich bitte idas tf:fohe !Raus, auch hter nach den Be­
schlüssen des 1Haush'altsausschrus1ses zu verfa!hren 
und den \Raushalt zu genehmigen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nunmehr 
das Wort dem Herrn Staatsminister für Ernäh-· 
rung, Landwirtschaft und Forsten zu seiner Haus-
haltsrede. ·· 

Dr. Schlögl, Staatsminister: Meine sehr "geehrten 
Damen und Herren, Hohes Haus!. Die Etatrede 
gliedert sich in drei große Abschnitte. Im ersten 
Abschnitt behandle ich die Fragen der Agrarpolitik 
im allger:p.einen, nachdem y.rir bekanntlich an einem 
Wendepunkt der Agrarpolitik stehen. Der zweite 
Teil gibt einen Überblick, · einen Rechenschafts­
bericht über die Tätigkeit des Ministeriums und 
im dritten Teil behandle ich die Fragen, die die 
Forstwirtschaft betreffen. 

Meine Damen und Herren! Zur Agrarwirtschaft 
darf ich feststellen: Die Bevölkerung auf dem 
bayerischen Staatsgebiet seines derzeitigen Um­
fanges hat sich in den letzten 50 Jahren von 
5,3 Millionen im Jahre 1900 auf 7,1 Millionen iin 
Jahre 1939 und auf 9,2 Millionen Menschen im 
Jahre 1950 erhöht. Auf dem Quadratkilometer 
leben jetzt in Bayern durchschnittlich 130 Men­
schen. Etwa der vierte Teil der heute in unserem 
Lande vorhandenen Bevölkerung ist infolge der 
Kriegs- und Nachkriegsereignisse zugewandert. 
Schon unser natürlicher Bevölkerungszuwachs er­
fordert ständig eine vermehrte Lebensmittelerzeu­
gung oder aber eine erhöhte Lebensmitteleinfuhr, 
um die sich dauernd vermehrende Menschenmenge 
ernähren zu können. überall auf unserer Erde ist 

3 
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das so. Der Unvermehrbarkeit des Grund und Bo­
dens der Erde steht ein täglicher Gebur­
tenüberschuß von etwa 60000 Men-: 
s.c h e n gegenüber. 

Die Weltbevölkerung hat sich im Laufe der letz­
ten 100 Jahre von rund 1,1 Milliarden Menschen 
auf rund 2,4 Milliarden erhöht. Die Weltbevölke­
rung stellt außerdem überall, insbesondere aber 
in den Gebieten mit einem primitiven Lebensstan­
dard, die Forderung, besser als bisher ernährt zu 
werden; sie verlangt mehr konzentrierte Lebens­
mittel, insbesondere mehr Veredlungserzeugnisse 
tierischer Herkunft. Solche Veredlungserzeugnisse 
sind von der Landwirtschaft nicht ohne Ver­
edlungsverluste herstellbar; die Kuh liefert zum 
Beispiel etwa ein Drittel der Futterkalorien in 
Form von Milch und Fleisch zurück, das Schwein 
nur etwa ein Viertel und Geflügel sogar nur etwa 
ein Siebentel. Der anfallende Dünger gleicht diese 
Veredlungsverluste bei weitem nicht aus. In den 
Veredlungsverlusten liegt auch der Grund dafür, 
daß die menschliche Ernährung in Notzeiten von 
den Veredlungsprodukten weg zu den unmittel­
baren Ackerprodukten verlagert zu werden 
pflegt, was allerdings zu den Ernährungserforder­
nissen konzentrierter geistiger Tätigkeit in aus­
gesprochenem Widerspruch steht. Es genügt also 
nicht, wenn sich die landwirtschaftliche Bodenlei­
stung nur der sich vermehrenden Menschenzahl · 
anpaßt; sie muß im Hinblick auf die allgemein 
anerkannte F o r d e r u n g eines h ö h e r e n 
Leb e n s s t an d a r d s weit darüJter hinausgehen, 
um auch noch die sich erhöhenden Veredlungsver­
luste auszugleichen. Daß diese Probleme in Län­
dern, die keine agrarischen Überschußländer sind, 
besonders hervorstechen, ist selbstverständlich. 
Bayern, das Bundesgebiet, ja ganz Westeuropa 
sind derzeit agrarische Zuschußgebiete. Westeuropa 
muß etwa 30 Prozent seines Nahrungsbedarfes aus 
Übersee beziehen; der Zuschußbedarf des Bundes­
gebietes liegt bei etwa 35 Prozent. Man braucht 
durchaus nicht an einen Krieg· zu denken, um den 
E r n s t die s er S i tu a t i o n zu verdeutlichen: 
im Zeitalter des modernen Weltverkehrs kann 
jedes Gebiet des Erdteils bei Mißernten die Be­
darfsdeckung des europäischen Raumes in ernste 
Gefahr bringen. 

Ebenso wie die ganze Menschheit die Verpflich­
tung trägt, für ihre Nahrung zu sorgen, ebenso 
unterliegen -S.uch wir in unserem Lande dieser 
ersten aller Menschenpflichten. Es wäre eine un­
verantwortliche Spekulation, nicht alle Möglich­
keiten auszuschöpfen, die einer Mehrung der Nah­
rungsmittel-Erzeugung auf der eigenen Scholle 
dienlich sind; das gemeinsame Interesse aller 
Staatsbürger an einer möglichst . gesicherten Le­
bensmittelversorgung macht die Ausdehnung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung zur ersten und 
unmittelbaren Aufgabe des Staates. Dafür zu sor­
gen, daß die Menschen zu essen haben, ist eine 
ausgesprochene Hoheitsaufgabe. Ein agrarisches 
Überschußgebiet kann zeitweise vor die Notwen­
digkeit gestellt sein, der Produktion Grenzen zu 
setzen; ein argrarisches Zuschußgebiet ohne Flä-

chenreserven muß den Weg der Produktionsaus­
weitung ununterbrochen gehen; denn nur dann 
können sich landwirtschaftliche Mehrleistungen 
gesichert entwickeln und zu einer Dauererschei­
nung werden, so daß sich Versorgungsnöte und 
Preissprünge in Schranken halten lassen. Länder, 
die diese Grundsätze in der Vergangenheit nicht 
beachtet haben, mußten bittere Erfahrungen damit 
machen. So hat zum Beispiel das Kolonialreich·Eng­
land die bis zum Kriege- eingetretene Vernachläs­
sigung seiner Landwirtschaft des Mutterlandes 
unter anderem durch sehr lange Beibehaltung der 
Lebensmittelrationierung teuer bezahlen müssen. 
Die Grundlinie unserer Ernährungspolitik muß 
deshalq in einer zielbewußten und konstanten Be­
mühung um die Hebung unserer landwirtschaft­
lichen Erzeugung bestehen. 

Mit dieser, in Auswirkung der Nahrungsnot der 
ersten Nachkriegsjahre aufgebauten Politik silld 
seit der Währungsreform sehr beachtliche Erfolge 
erzielt worden. Diese Erfolge finden in der Öffent­
lichkeit und besonders in der Presse leider regel­
mäßig nur geringe Beachtung. Man kann in der 
letzten Zeit vielmehr verstärkt die Meinung hören, 
daß die zunehmenden Leistungen der Landwirt­
schaft dem weiteren Aufbau der gewerblichen 
Wirtschaft sogar hinderlich seien, weil sie einer Ver­
größerung des Lebensmittelimportes und damit 
einer Vermehrung der gewerblichen Ausfuhrmög­
lichkeiten nachteilig seien. Ich möchte zu solchen 
Gedankengängen nur die Frage stellen, ob es mög­
lich gewesen wäre, im Jahre 1952, in welchem der 
Export gegenüber 1951 schon um 2,3 Milliarden DM 
erhöht war, noch eine weitere Erhöhung um 
2,9 Milliarden DM zu bewerkstelligen, wenn die 
:j:..andwirtschatt des Bundesgebietes zu diesem Zeit-, 
punkt nur den Stand ihrer Produktion von 1951 
aufrechterhalten hätte? Rund 2,9 Milliarden DM 
machte nämlich 1952 die Produktionserhöhung der 
Landwirtschaft des Bundesgebietes über den Wert 
der Vorjahresproduktion hinaus aus. Ich darf dar­
an erinnern, daß der sogenannte Longterm-Plan. 
der Besatzungsmächte nach sehr eingehenden 
Untersuchungen der hervorragendsten nationalen 
und internationalen Sachverständigen die Auffas­
sung vertreten hat, daß es der Landwirtschaft des 
Bundesgebietes bei allen Anstrengungen erst im 
Jahre 1953 gelingen sollte, den vor Kriegsbeginn 
erreichten Produktionsstand wiederzugewinnen. 
Dieser Plan ist also von der deutschen Landwirt­
schaft weit überholt worden. 

Ich möchte es hier aussprechen, daß es nur dem 
Fleiß und nur dem Fortschritt in der Landwirt­
schaft zu danken ist, daß in den letzten Jahren 
Nahrungsmittelverknapp-µngen kaum noch aufge­
treten sind und daß der Wiederaufbau unserer ge­
samten Wirtschaft von den hemmenden Folge­
erscheinungen einer Nahrungsmittelnot verschont 
bleiben konnte. 

Für das Bundesgebiet ist im Wirtschaftsjahr 
1951/52 die Bruttobodenproduktion gegenüber den 
Jahren 1935/39 auf 108 Prozent angestiegen gegen­
über der Schätzung des Longterm-Planes von 
100 Prozent erst für 1953. Für das laufende Wirt­
schaftsjahr lauten die vorausschauenden Berech­
nungen für die Entwicklung der. Bruttobodenpro-
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duktion gegenüber dem gleichen Vergleichszeit­
raum auf 104 Prozent, weil die Bodenerträge vor 
allem durch die Trockenheit in den südJeutschen 
Ländern die Erträge des Vorjahres nicht erreicher. 
konnten. Die Bruttobodenproduktion stel]t die 
Summe aller Bodenerträge der landwirtschaftlichen 
Nutzfläche in ihrer ursprünglichen Form dar, und 
zwar auf der Grundlage des sogenannten Getreide­
wertes. Die Nettonahrungsmittelproduktion, also 
die Produktion von Nahrungsmitteln und von Er­
zeugnissen für die gewerbliche Verarbeitung, eben­
falls ausgedrückt in Getreidewerten, berechnet sich 
für das Bundesgebiet im Vergleich zum Zeitraum 
1935/39 für das laufende und das vergangene Wirt­
schaftsjahr auf 111 Prozent. Man muß sich davor 
hüten, den Erzeugungsindex der Landwirtschaft 
mit dem industriellen Erzeugungsindex zu vergl1=i­
chen, ohne dabei zu beachten, daß in der Wertig­
keit und in der Art dieser Produktionen tiefgrei­
fende Unterschiede bestehen. .Die landwirtschaft­
liche Urerzeugung ist an den im wesentlichen nicht 
vermehrbaren Grund und Boden und an die Nutz­
barmachung des nur wenig beeinflußbaren Klimas 
gebunden. Solche naturgegebenen Grenzen sind 
der gewerblichen Wirtschaft im allgemeinen nicht 
gesetzt; die Erzeugungshöhe hängt hier in der 
Hauptsache nur von wirtschaftlichen Voraussetzun­
gen ab, die in weitem Umfange beeinflußbar sind. 
Die in den letzten Monaten durch staatliche Maß­
nahmen herbeigeführte Anreicherung der allge­
meinen Kaufkraft hat zum Beispiel der gewerb­
lichen Wirtschaft einen neuen Produktionsimuuls 
und damit einen Vorsprung gegeben, der u~ so 
größer ist, als die Landwirtschaft infolge unnötiger 
Importe und dadurch entstan,dener Absatzschwie­
rigkeiten ari der Kaufkrafterhöhung kaum teil­
.nehmen darf. 

Die Standortbedingungen für die landwirtschaft­
liche Erzeugung sind in Bayern deutlich ungünsti­
ger als im Durchschnitt des Bundesgehietes. Vor 
allem in den Gebirgs- und Mittelgebirgslagen, die 
einen hohen. Anteil der landwirtschaftlichen Nutz­
fläche ausmachen, herrschen ertragsarme Böden 
un4 ungünstige Klimaverhältnisse vor. Der kon­
tinentale Charakter des Klimas in Bayern mit re­
gelmäßig auftretenden Trockenperioden beeinträch­
tigt den Ertrag vielfach auch auf den besseren 
Böden. In Nordostbayern, besonders im Fichtel­
gebirge und im Frankenwald, aber auch im Stei­
gerwald und in den Haßbergen, sind die Klima­
verhältnisse für die landwirtschaftliche Erzeugung 
an~rkanntermaßen die ungünstigsten im ganzen 
Bundesgebiet, wenn man von der Alpwirtschaft in 
den Gebirgshochlagen absieht. Ich habe berechnen 
lassen, daß in 2549 Gemeinden, also in 35 Prozent 
aller bayerischen Gemeinden, mindestens 60, oft 
aber 100 und mehr Angehörige der landwirtschaft­
lichen Bevölkerung von 100 000 DM Einheitswert 
leben müssen! ':I'rotzdem hat auch in unserem 
Lande Bayern die Erzeugungserhöhung in der · 
Landwirtschaft eine ähnliche Entwicklung genom­
men Wie im Bundesgebiet. Die Bruttobodenerzeu­
gung ist für das Wirtschaftsjahr 1951/52 auf i09 
gegenüber dem Erzeugungsdurchschnitt 193.6/39 

festgestellt worden. Die Bruttobodenerzeugung in 
Tonnen Getreidewert je Hektar landwirtschaft­
licher Nutzfläche berechnet sich auf derselben· Ver­
gleichsbasis für 1951/52 sogar auf 114. Die Nah­
rungsmittelerzeugung aus eigener Bodenleistung 
in Tonnen Getreidewert berechnet sich auf 106 für 
1951/52 gegenüber 1936/39. 

Der Bruttoproduktionswert der bayerisch,en Land­
wirtschaft ist für 1951/52 auf 3,855 Milliarden ge­
genüber 2,67 Milliarden DM im Jahre 1949/50 ge­
stiegen. Die Wertschöpfung der Landwirtschaft in 
Bayern berechnet sich für 1949/50 auf 1,862 Mil­
liarden DM, für 1951/52 auf 2,664 Milliarden DM. 
Die Bodenleistung in Getreidewerten betrug 1952 
je Hektar der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
24,7 Doppelzentner, während sie im Jahre 1947 
zum Beispiel nur mit 12,4 Doppelzentner je Hektar 
auszuweisen ist. Auch diese Zahlen beweisen daß 
der Umfang der landwirtscha.ftlichen Produktion 
weit stärker erhöht wurde, als in den ·ersten Nach-. 
kriegsjahren vorauskalkuliert war; denn das sei­
nerzeitige Vereinigte Wirtschaftsgebiet hatte das 
auf längere Sicht gesteckte Produktionsziel im 
Jahre 1948 für Bayern auf 23,,5 Doppelzentner Ge­
treidewert je Hektar landwirtschaftlicher Nutz­
fläche festgelegt. Die Förderungsarbeit der baye­
rischen Staatsregierung war also durchaus erfolg­
reich! 

. Diese Erfolge der bayerischen Landwirtschaft, 
die trotz des großen Nachholbedarfes aus der 
Kriegszeit und trotz Landflucht und anderer 
Schwierigkeiten erreicht wurden, berechtigen 
durchaus zu der Ansicht, daß die Landwirtsc.'1.aft 

·ihre Anstrengungen um weitere .Erzeugungserhö­
hungen a.uch in Zukunft mit Erfolg fortsetzen wird, 
wenn die notwendigen Voraussetzungen hiezu nicht 
beeinträchtigt werden. Das Tempo der Erzeugungs­
steigemng, die nach langjährigen Beobachtungen 
aus der Vorkriegszeit im Durchschnitt etwa 2 Pro­
zent jährlich betragen hat, läßt sich dann allein 
schon in Auswirkung der bereits eingetretenen 
produktionsfördernden Maßnahmen zweifellos noch 

. wesentlich beschleunigen. Ich halte die Auffassung 
für durchaus zutreffend, daß innerhalb des Bundes­
gebietes etwa 80 Prozent des Nahrungsbedarfes 
einer normal wachsenden Bevölkerung aus der hei­
mischen Scholle in absehbarer Zeit gewonnen wer­
den können, ohne daß das landwirtschaftliche 
Preisniveau den Preisindex der gewerblichen. Er­
zeugnisse überschreiten müßte. In unserem Lande 
Bayern kann die Mehrerzeugung raschere und grö­
ßere Fortschritte machen als anderwärts im Bun­
desgebiet. Allein schon deshalb, weil wir nunmehr 
auf wichtigen Förderungsgebieten den anderen 
Bundesländern gegenüber wenigstens im allmäh­
lichen Aufholen begriffen sind. Jedenfalls steht 
fest, daß bei der heute verbesserten Gesamteinstel­
lung unserer Landwirtschaft zum Fortschritt für 
die ·nächsten Jahre und Jahrzehnte eine wesentlich 
stärkere Erzeugungssteigerung möglich ist als bis­
her angenommen. 

Ich habe da_rgelegt, daß eine Steigerung der Er­
träge möglich ist. Wer soll nun unseren 500 000 
Landwirten in Bayern die Wege weisen, die zum 
Ziele führen? Glaubt man wirklich, daß die Er-
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tragssteigerung ohne Aufklärung sich von selbst 
entwickelt? Ist die erreichte Mehrleistung der Land­
wirtschaft nicht vor allem ein Verdienst der Be­
ratung in Wort und Schrift in Kursen und Tagun­
gen, sowie die Frucht der ständig mehr besuchten 
Fachschulen? Die Bejahung dieser Frage zwang 
mich, in Bayern dem landwirtschaftlichen Schul­
u_nd Beratungswesen mein besonderes Augenmerk 
zu schenken. Das landwirtschaftliche Schul- und 
Beratungswesen ist eine Hoheitsaufgabe, weil es 
eines der wichtigsten Mittel der Erzeugungs­
erhöhung darstellt. Dieser Erkenntnis haben sich 
zahlreiche Länder angeschlossen, so zum Beispiel 
die Niederlande, Belgien, Frankreich, Österreich, 
Italien, USA und andere mehr. Andere Länder 
üben · mittelbar einen bestimmenden Einfluß aus. 
In Bayern hat im vorigen Jahrhundert der Land­
wirtschaftliche Verein, der bekanntlich durch den 
Reichsnährstand zerschlagen wurde, die landwirt­
schaftliche Beratung eingeführt. Seit im Jahre 1861 
der erste „Wanderlehrer", wie damals der Land­
wirtschaftsberater genannt wurde, in Würzburg tätig 
war, ist die Erkenntnis der Notwendigkeit der 
landwirtschaftlichen Beratung ständig gestiegen. 
1900 waren 20 landwirtschaftliche Beratungsstellen 
im rechtsrheinischen Bayern, 1913 38, 1922 72, 
1939 88, 1950 110. Nunmehr sollen die Beratungs­
stellen um weitere 11 Landwirtschaftsämter ver­
mehrt werden und müssen zukünftig so lange wei­
ter vermehrt werden, bis jeder Landkreis eine Be­
ratungsstelle besitzt. 

Die Fachberater privater Zusammenschlüsse 
werden nur den Mitgliedern des betreffenden Ver­
eins oder Versuchsringes zur Verfügung stehen, · 
da diese ja auch das Gehalt des Beraters aufbrin­
gen müssen. Die kleineren und mittleren Betriebe, 
die jede Ausgabe scheuen müssen, würden abseits 
stehen und kaum am Fortschritt teilnehmen. Auch 
kann es nicht richtig sein, wenn der Berater finan­
ziell von jedem Landwirt, den er berät, abhä~gig 
ist, um dann doch, wenn er alt und krank gewor­
den ist, der Fürsorge anheirnzufallen. Der bayeri­
sche Landwirtschaftsberater steht jedem Bauern 
ohne Ansehen der Person oder der Größe des Hofes 
zur Verfügung, um ihn ohne Bindung an Personen 
und Parteien nach bestem Wissen und Gewissen 
zu beraten. 

Im Jahre 1948 wurden nun vorn Bund Mittel 
zur Verfügung gestellt, um durch Einsatz einer 
größeren Zahl von Fachberatern Brennpunkte in­
tensiver Belehrung zu schaffen und damit den Be­
weis zu liefern, daß durch Anwendung neuester 
Forschungsergebnisse die Wirtschaftlichk'.eit und 
Ertragssicherheit eines Betriebes beträchtlich ge­
steigert werden kann. Ich habe in j edern Regie­
rungsbezirk in je einem Landkreis diesen Versuch 
durchführen lassen. Die Beratungskräfte des „Er­
weiterten landwirtschaftlichen Beratungsdienstes" 
wurden den betreffenden Landwirtschaftsämtern 
unterstellt. Die Ziele der Beratung waren in eng­
ster Zusammenarbeit mit der landwirtschaftlichen 
Praxis festzulegen. Jedem Wirtschaftsberater wurde 
ein eigener Beratungsabschnitt zugeteilt mit 6 bis 
12 Gemeinden. Der Erfolg war durchschlagend. Da-

mit ist erneut der Beweis erbracht worden, daß 
durch Beratung und intensive Aufklärung eine He­
bung unserer landwirtschaftlichen Erzeugung er­
reicht werden kann. 

Aber die beste Übermittlung von Kenntnissen 
und Erfahrungen nützt nichts, wenn 'der zu Be­
lehrende nicht in der Lage ist, sie geistig zu ver­
arbeiten und sich zu eigen zu machen. Will daher 
die Beratung nachhaltig erfolgreich sein, so muß in 

·erster Linie die Jugend geschult werden. Beratung 
und Schule lassen sich nicht trennen. Ich habe des­
halb den Ausbau des landwirtschaftlichen Schul­
wesens mir besonders angelegen sein lassen. Seit 
meiner seinerzeitigen Rede in Ingolstadt, in der ich 
mein Schulprogramm bekanntgab, ist es gelunf?:PU 
durch die Opferfreudigkeit der ·Landkreise als 
Bauherren und Träger der Schulen und mit Hilfe 
von amerikanischen Geldern 72 Landwirtschafts­
schulen und Spezialschulen teils durch. Neu- und 
Umbau und Erweiterungsbauten ins Leben zu rufen 
und die 3 Ackerbauschulen der Notwendigkeit ent­
sprechend zu erweitern. Darüber darf aber die 
Überholung der alten Landwirtschaftsschulen nicht 
vergessen werden, sollen sie der Anforderung 
moderner Pädagogik genügen. In erfreulicherWeise 
nimmt der Besuch der Landwirtschaftsschulen von 
Jahr zu Jahr zu. Dazu nur wenige Zahlen: Es 
waren vorhanden 

1900/01 in 21 Landwirtschaftsschulen 712 Schüler 
1913/14 in 36 Landwirtschaftsschulen 1519 Schüler 
1938/39 in 73 Landwirtschaftsschulen 3919 Schüler 
1952/53 in 104 Landwirtschaftsschulen 6937 Schüler 

und dazu kommen 1952/53 noch 799 Schüler von 
Ackerbau- und klösterlichen Schulen. Und doch 
kann der Bedarf noch lange nicht befriedigt wer­
den. Von den rund 300 000 landwirtschaftlichen Be­
trieben Bayerns über 5 Hektar können bei einer 

. durchschnittlichen 30jährigen Betriebsleitertätigkeit 
_nur 32 Prozent der zukünftigen Leiter landwirt­
schaftlicher Betriebe efoe Fachausbildung auf der 
Landwirtschaftsschule haben. Die nachgeborenen 
Söhne sind hierbei nicht gerechnet. Interessant ist 
ein Vergleich unserer Verhältnisse auf diesem Ge­
biete mit denen in anderen Ländern der Bundes­
republik. Im Winterhalbjahr 1949/50 konnten von 
den Landwirtschaftsschulen erfaßt werden in 

Nordrhein-Westfalen 95°/o des bäuerlichen Nach­
wuchses 

Schleswig-Holstein 890/o des bäuerlichen Nach­
wuchses 

Württemberg-Baden 660/o des bäuerlichen Nach-
wuchses 

Niedersachsen 640/o des bäuerlichen Nachwuchses 
Baden 620/o des bäuerlichen Nachwuchses 
Hessen 60°/o des bäuerlichen Nachwuchses 
Rheinland-Pfalz 59°/odesbäuerlichenNachwuchses 
Württemberg-Hohenzollern 440/o des bäuerlichen 

Nachwuchses und 
Bayern 320/o des bäuerlichen Nachwuchses. 

Bayern steht also in Westdeutschland immer noch 
an letzter Stelle. Von einem „Zuviel" auf diesem 
Gebiete kann also wirklich nicht ernsthaft gespro-
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chen werden! Auch dagegen, daß der Landwirt­
schaft in unseren Mittelgebirgslagen der Schul­
besuch mehr als bisher ermöglicht wird, um sie 
zu befähigen, besser mit ihren besonderen Schwie­
rigkeiten fertig zu werden, kann wohl nichts ein­
gewandt werden. 

In den Zahlen„ die ich Ihnen eben genannt habe, 
steckt eine der entscheidenden Ursachen dafür, daß 
die Roh- und Reinerträge im Norden des Bundes­
gebietes bei sonst gleichwertigen Ertragsvoraus­
setzungen um vieles höher liegen als in Bayern. Im 
übrigen ist das dichte N~tz der Landwirtschafts­
schulen im Norden des Bundesgebietes nicht als 
Geschenk vom Himmel gefallen! Selbst wenn es 
wahr wäre, daß der bayerische Staat mehr für 
seine landwirtschaftliche Erzeugung ausgibt als 
Niedersachsen oder ein ·anderes Land des Bundes­
gebietes, wäre das voll und ganz in Ordnung; denn 
wir haben hier immer noch viel, ja allzuviel nach­
zuholen. Weil wir zu wenig Landwirtschaftsschulen 
und Landw~rtschaftsämter in Bayern hatten und 
immer noch haben, ist unsere Landwirtschaft „de­
pressionsempfindlicher" als die Landwirtschaft an­
derer deutscher Länder; beseitigen wir diesen Zu­
stand, dann brauchen wir um den Schulbesuch auch 
in Zeiten angespannter Ertragsverhältnisse ebenso­
wenig Sorge haben wie die anderen deutschen Bun­
desländer! Wer anders denkt, verwechselt Ursache 
und Wirkung! Es gibt viele Beweise dafür, daß der 
Nachholbedarf auf dem Gebiete der Schulung und 
Beratung bei uns in Bayern noch sehr groß ist. Be­
sonders sinnfällig in diesem Zusammenhange ist 
die Tatsache, daß die Anwendung von Handels­
dünger in Bayern immer noch viel geringer ist als 
im Durchschnitt cles Bund.esgebietes. Während im 
Durchschnitt-des ganzen Bundesgebietes je Hektar 
landwirtschaftlicher Nutzfläche im Düngejahr 

. r951/52 27,4 kg Reinstickstoff angewandt wurden, 
erreichte der bayerische Bauer auf der gleichen 
Fläche nur 15,3 kg. Bei der Phosphorsäure sind für 
das ganze Bundesgebiet im Durchschnitt 33,4 kg 
Reinphosphorsäure, in Bayern hingegen nur 22,1 kg 
und bei Kali 51,2 kg im Bundesgebiet, gegenüber 
nur 30,6 kg je Hektar in Bayern festgestellt worden. 
Es muß daher auch an dieser Stelle klar zum 
Ausdruck gebracht werden: Wenn die bayerische 
Landwirtschaft den Leistungsstand anderer Länder 
des Bundesgebietes erreichen will, wird sie nament­
lich auch den Verbrauch an sämtlichen Mineral­
düngern einschließlich der noch stark vernach­
lässigten Kalkdüngung noch wesentlich erhöhen 
müssen. Die Erhöhung des Mineraldüngerverbrau­
ches, die von 1950/51 auf 1951/52 in Bayern erreicht 
wurde und die bei Stickstoff 6,6 Prozent, bei Phos­
phorsäure 6,1 Prozent, bei Kali 3,5 Prozent aus­
macht, 1st viel zu gering, um befriedigen zu kön­
nen. Den fortschrittlichen anderen europäischen 
Ländern gegenüber hinken wir beachtlich nach in 
der Anwendung von Handelsdünger; so ist für 
1950/51 zum Beispiel in Holland der Stickstoffver­
brauch je Hektar 49 kg, in Bayern nur 12,8 kg ge­
wesen. Dies ist aber nur ein Beispiel dafür, daß 
wir noch sehr viel mehr als bisher auf dem Gebiete 
der Schulung und Beratung tun müssen. Bei allen 

Förderungsaufgaben, ganz gleich, ob es sich um den 
Landbau, die Tierzucht oder sonstige Fachgebiete 
handelt, ist stets eine vermehrte und verbesserte 
Fachschulung und Beratung die primäre Voraus­
setzung für einen genügenden Erfolg der Einzel-
maßnahmen. · · · 

Man ~agt, der Bauernstand sei der Garant für die 
Erneuerung und das stetige Wachsen des Volkes; 
die Bäuerin aber ist die Urzelle des Volkes! Wenn 
sie durch ein Übermaß an Arbeit frühzeitig altert, 
dann ist der Fortbestand des ganzen Volkes ge­
fährdet. Es war deshalb ganz selbstverständlich, 
daß ich der fachlichen Ausbildung unserer kom­
menden Bäuerinnen all mein Interesse zuwandte. 
Die Bäuerin muß von ihrer schweren Arbeit durch 
Einsatz zweckmäßiger Maschinen und arbeitsparen­
der Methoden · der Wirt~chaftsführung entlastet 
werden, auf daß ihr Arbeitstag endllch. einmal von 
16 und mehr Arbeitsstunden auf ein erträgliche::; 
Maß herunterkommt. Die jetzt bestehenden 103 
ländlichen Haushaltungsschulen bilden jedes Jahr 
zirka 3000 Bauernmädchen aus, um einst gesunde, 
für ihre Lebensaufgabe voll ausgebildete Bäuerin­
nen zu haben. Und die Bäuerinnen selbst sollen in 
den überall entstehenden Häusern der Bäuerinnen 
einen Mittelpunkt der Arbeit und zugleich Er­
holung im Dorfgeschehen haben. 

Es wäre falsch, wenn wir uns nur um die Er­
wachsenen der Bauernfamilie kümmern würden 
und darüber die ländlich1. Jugend vergäßen, die 
doch unsere Zukunft ist. Gerade die Landflucht 
zwingt, zu versuchen, dü .>"'end für die Land­
wirtschaft zu erhalten od1:;: neu Zu gewinnen. Der 
Nachwuchs muß leistung1 .::ähig und berufsfreudig 

, sein. Es wurde deshalb die Möglichkeit für die 
ländliche Jugend geschaffen, in einer geregelten 
Lehre und Berufsausbildung auf freiwilliger Basis 
sich das Rüstzeug zu erwerben, das a,llein.die Hoff­
nung gibt, den Kampf ums Dasein des Bauernhofes 
zu bestehen. Diese Ausbildung soll aber auch einen 
sichtbaren Abschluß bringen. Der neugeschaffene 
Landwirtschaftsbrief soll allen denen bestätigen, 
die praktische Lehre und fachliche Schulausbildung 
erfolgreich bestanden, daß sie geeignet erscheinen, 
unsere Heimatscholle zu bearbeiten, wie man es 
von· einem fortschrittlichen Landwirt erwarten 
kann. 

überall im Wirtschaftsleben kommt es auf die 
arbeitenden Menschen und ihre Fähigkeiten in 
erster Linie an. Deshalb habe ich die Maßnahmen 
meines Ministeriums, die der fachlichen Schulung 
und der Beratung von Mann, Frau und Landjugend 
in erster Linie gelten, vorweg dargelegt. In der 
freien westlichen Welt ist es der Sinn aller fach­
lichen Ertüchtigung, dem arbeitenden Menschen im 
Rahmen seiner beruflichen Zweckbestimmung zu 
einer möglichst günstigen Gestaltung seiner wirt­
schaftlichen Existenz zu verhelfen. Die Grund­
voraussetzungen für eine wirtschaftliche Bewäh­
rungsmöglichkeit kann aber nicht der einzelne 
Wirtschafter schaffen, diese müssen vorhanden und 
laufend so geordnet sein, daß sie den allgemeinen 

: Interess~n eines Staatsgebildes ebenso dienen, wie 
sie dem einzelnen Wirtsehafter Möglichkeit und 
Anreiz zur Leistung geben. Für die Landwirtschaft 

4 
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waren diese wirtschaftlichen Grundvoraussetzun­
gen in der Nachkriegszeit vorhanden, aber ungün­
stiger als in den anderen tragenden Sektoren unse­
rer 'wl.rtschaft, und sie haben sich vor allem in den 
letzten Monaten deutlich verschlechtert. 

Der bedenkliche Zustand, daß der Anteil der 
Land- und Forstwirtschaft am Sozialprodukt be­
ziehungsweise am Volkseinkommen in keinem ge­
sunden Verhältnis zu der eingesetzten Arbeitskraft 
steht, ist· seit langer Zeit nicht nur unverändert, 
sondern hat sich sogar noch verschärft. Für 1951/52 
berechnet sich die Beteiligung der Land- und Forst­
wirtschaft am Sozialprodukt des Bundesgebietes 
auf 12,4 Prozent, obwohl der landwirtschaftliche 
Anteil an den Erwerbstätigen bei rund 23 Prozent 
liegt. Für Bayern ist berechnet worden,' daß an 
dem Sozialprodukt 19.51 mit rund 17 Milliarden DM 
die Land- und Forstwirtschaft mit2,8MilliardenDM, 
also mit 16 Prozent beteiligt ist, während rund 
33 Prozent der Erwerbstätigen Bayerns auf die 
Land- und Forstwirtschaft entfallen. Aus dem Bun­
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten verlautet, daß für 1952/53 das Einkommen 
je Kopf der Erwerbstätigen in der Landwirtschaft 
bei 2310 DM, in der übrigen Wirtschaft bei 4820 DM 
liegt. Man mag bei diesen Betrachtungen auf die 
geringere Arbeitsproduktivität in der Land- und 
Forstwirtschaft hinweisen, sollte sich dabei jedoch 
bewußt sein, daß die Erhöhung der Arbeitsproduk­
tivität in der Land- und Forstwirtschaft nichts mit 
dem 4rbeitswillen und der sprichwörtlichen Ar­
beitsintensität des Bauern und seiner Kräfte zu tun 
hat, sondern ein Finanz-, ein Schulungs- be­
ziehungsweise Beratungsproblem darstellt.· 

Wenn die Arbeitsproduktivität in der Landwirt­
schaft je Kopf der Erwerbstätigen geringer ist als 
in der gewerblichen Wirtschaft, hängt dies sicher­
lich zum. Teil auch damit zusammen, daß viele alte 
Leute, viele Menschen im Kindesalter und viele 
Menschen mit Körperschäden Arbeit verrichten. 
Diese Tatsachen der Landwirtschaft anzulasten, ist 
ein Verbrechen an der Arbeitermoral. Oder sollen 
vielleicht diese Menschen die Hände in den Schoß 
legen und womöglich auch noch den Sozialetat be­
lasten? Der Landwirtschaft kann auch nicht dau­
ernd die Verantwortung dafür verbleiben, daß der 
Wirkungsgrad technischer Hilfsmittel naturnot­
wendig nie so hoch sein kann wie in der gewerb­
lichen Wirtschaft. Gerade die Erhöhung des all­
gemeinen Lebensstandards mit dem vermehrten 
Verbrauch von landwirtschaftlichen Veredlungs­
erzeugnissen setzt der Arbeitsproduktivität in der 
Landwirtschaft enge Grenzen, da inan Kälber oder 
Ferkel ebensowenig maschinell aufziehen kann wie 
a.ndere Lebewesen. Die Arbeitsproduktivität der 
Landwirtschaft in Bayern stellt sich nach Buch­
führungsergebnissen für das Wirtschaftsjahr 1951/ 
52 auf 2700 DM je V o 11 arbeitskraft (einschließlich 
Betriebsleiter) im großen Durchschnitt aller Ge­
treide- und Futterbaubetriebe und aller Betriebs­
größen über 5. Hektar landwirtschaftlicher Nutz­
fläche. Die Grünlandbetriebe gelangen nur auf 2114 
DM je Vollarbeitskraft und nur spezielle Betriebs-

typen geringer Verbreitung erreichen einen höhe­
ren Arbeitsertrag; die Spitze bilden die Hopfen­
baubetriebe und die Brennereiwirtschaften mit den 
auch nur bescheidenen Arbeitserträgen bis zu rund 
4000 beziehungsweise 5000 DM je Arbeitskraft. 

Ich muß in diesem Zusammenhange noch darauf 
hinweisen, daß der Anteil der Landwirtschaft a:rr. 
Sozialprodukt größer sein könnte, wenn ihr ein 
höherer Anteil am Verbraucherpreis ihrer Erzeug­
nisse zufließen würde, als das heute der Fall ist 

{Sehr richtig!) 

Das Problem der erweiterten Handels- und Ver· 
arbeitungsspannen gerade bei Lebensmitteln ist i:m 
der letzten Zeit schon so oft zur Debatte gestanden, 
daß ich heute nur meiner Unzufriedenheit darüber 
Ausdruck geben möchte, daß nichts geschieht auf 
diesem Gebiete. Es ist ein zu bequemer Standpunkt, 
auf das System der sozialen Marktwirtschaft, das 
ein Eingreifen in diese Materie nicht zulasse, zu 
verweisen; denn die Konkurrenz ist unter der in 
der Nachkriegszeit ungeheuer vermehrten Zahl 
kleiner Lebensmittelgeschäfte kaum wirksam, da 
sich die Spannen dahin ausgerichtet haben, daß 
auch ein kleiner Umsatz eine Familie ernährt. Ich 
möchte. der Bundesregierung auch sagen, daß der 
Hinweis auf das Wirtschaftsstrafgesetz, mit dem 
diese Probleme bekanntlich nicht lösbar sind, un­
befriedigend ist. Es ist hohe Zeit, daß auch im 
Bundesgebiet Maßnahmen zur Eindämmung über­
höhter Handels- und Verarbeitungsspannen Platz, 
'greifen; dabei können andere westeuropäische Län­
der zum Vorbild dienen, die es fertiggebracht 
haben, durch zielbewußte Agrarpolitik ihrer Land­
wirtschaft ausreichende und stetige Erzeugerpreise, 
dem Konsumenten angemessene Verbraucherpreise 
zu sichern. In der Landwirtschaft sind die Er­
zeugerpreise jedenfalJ:s bei weitem nicht dergestalt, 
daß, eine Familie von 2 oder 3 Hektar leben könnte, 
obwohl das in einer soJ.chen Wirtschaft festgelegte 
Kapital mehrfach höher ist als der Kapitalwert 
einer kleinen Lebensmittelhandlung. Es ist zwar 
erfreulich, daß nunmehr die Konsumentenschaft 
diese Zusammenhänge besser als noch vor kurzer 
Zeit erkennt und nicht mehr die Landwirtschaft 
für zu hohe Spannen verantwortlich macht; aber 
damit darf di.eses wichtige Problem nicht abgetan 
sein. 

Das Betriebsgrößenproblem erschwert die Besse­
rung dieser Gegebenheiten. Die Durchschnittsgröße 
aller landwirtschaftlichen Betriebe Bayerns liegt 
bei rund 8 Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche; 
75 Prozent unserer Höfe sind kleiner als 10 Hektar; 
die Durchschnittsgröße derBetriebe mit 5 und mehr 
Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche ist rund 12 

• Hektar. Betriebe von 4 bis 7,5 Hektar landwirt­
schaftlicher Nutzfläche sind 122 755 vorhari'den. Ich 
bin der Meinung, daß es nicht so sehr die Neben­
erwerbsbetriebe sind, die soziale Notstände •auf­
weis~n, als vielmehr die kleinbäuerlichen Wirt­
schaften, deren Familienarbeitskraft vom Betrieb 
gebunden ist, die aber durch den Zwang zu un­
wirtschaftlicher Zugviehhaltung, durch zwangs­
weisen, weitgehenden Verzicht auf Motorisierung 
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· und Mechanisierung und vor allem durch den im 
Verhältnis zur Betriebsfläche hohen Bedarf an un­
abwendbaren Familienausgaben auf keinen grünen 
Zweig kommen. Diese Betriebsgrößen finden auch 
nur sehr schwer den „Start" zu intensiver Betriebs­
gestaltung; sie leiden besonders auch darunter,. daß 
dem Spezialfrüchtebau sehr enge Grenzen gezogen 
sind und daß die arbeitsintensive Veredlungs­
erzeugung, die diesen Betriebsgrößen familienwirt­
schaftlich auf den Leib geschrieben ist, preisungün­
stiger geworden ist. 

Daß die Flüchtlings- und Kapitalnot derzeit keine 
Möglichkeit läßt, einerseits eine systematische Auf­
stockung, andererseits .die notwendige harmonische 
Verringerung der Zahl solcher Betriebe zu betrei­
ben, ändert nichts an der agrarpolitischen Ziel­
setzung auf diesem Gebiet. 

·Die unbefriedigende Bet~iligung der Landwirt­
schaft am Volkseinkommen ist der hauptsächliche 
Grund für die sogenannte Landflucht. Die starke 
Einkommensdifferenz bei der Arbeits.kraft in der 
Landwirtschaft und bei der Arbeitskraft in der 
gewerblichen Wirtschaft,· die ich oben angedeutet 
habe, beweist, wie schwer diesem Problem bei­
zukommen ist. Solange es der Landwirtschaft ver­
wehrt wird, mindestens in d u s t r i e g 1 e i c h E 

Löhne zahlen zu können, werden subventions­
artige Maßnahmen zur Bekämpfung der Landfluchi 
wohl eine Linderung, aber keine wirkliche Lösung 
herbeiführen können. Den Kritikern, die da sagen 
„Landflucht tut not" und damit meinen, daß der 
Arbeitskräftesog der gewerbiichen Wirtschaft· dem 
Landwirt reibungslosen Absatz seiner Produkte zu 
guten Preisen sichert, möchte ich erwidern, daß die 
Richtigkeit ihrer Argumentation eine autarke Wirt­
schaft oder eine Einfuhrbeschränkung auf das not­
wendige Maß voraussetzt. 

Man soll auch aus den Zahlen über die familien­
fremden Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirt­
schaft keine falschen Schlüsse auf den Umfang der 
Landflucht ziehen. Im Juni 1948 waren rund 373 000 
familienfremde Arbeitskräfte in der bayerischen 
Land- un.d Forstwirtschaft beschäftigt; diese Zahl 
i.st in den Jahren seit 1948 konstant gesunken bis 
auf rund 244 000 im Juni 1952. Es ist also eine 
Abnahme um mehr als ein Drittel eingetreten. Die 
Zahl a 11 er Erwerbstätigen in der bayerischen 
Landwirtschaft (also Betriebsinhaber, familieneige­
ne und familienfremde Arbeitskräfte) ist von 
1489 425 im Jahre 1933 auf 1439 604 im Jahre 1939 
und auf 1398 145 im Jahre 1950 zurückgegangen 
Andererseits waren im Juni 1938 rund 249 000 
familienfremde Arbeitskräfte in der bayerischen 
Land- und Forstwirtschaft, also nur wenig mehr 
als im Juni 1952 beschäftigt.· Ich halte es für ver­
fehlt, die starke Abnahme seit 1948 besonders zu 
betonen, weil damals eine Übersättigung an Ar­
beitskräften in der Landwirtschaft vorlag. Ich halte 
es aber auch für verfehlt, den Umfang der Land­
flucht mit dem Hinweis darauf zu bagatellisieren" 
daß ja fast ebensoviele familienfremde Kräfte zur 
Verfügung stehen wie in der Vorkriegszeit. Damals 
gab es immerhin einen Landdienst usw. und heute 

gibt es unter der landwirtschaftlichen Bevölkerung 
viele Kriegsbeschädigte, die keine .oder keine volle 
Arbeit mehr leisten können. Das Hauptgewicht 
liegt im übrigen bei der Dienstbotennot, .also beim 
typischen Fremdkräftebedarf des mittel- und groß­
bäuerlichen Betriebes, der der bayerischen Land­
wirtschaft ihr Gepräge gibt. :Oie natürlicherweise 
sehr ungleichmäßige Verteilung der 'vo.rhandenen 
familieneigenen Arbeitskräfte in den Betrieben, 
die Umschichtungen zwischen dem Dienstboten­
und Landarbeiterstand, die im Vergleich zur Vor­
kriegszeit stärkere Fluktuation im Kräftebestand 
überhaupt und die weitgehende Belegung land­
wirtschaftlicher Werkräume mit Flüchtlingen,· die 
ihre Mithilfe im Betrieb eingestellt haben, machen 
anhaltend besondere Schwierigkeiten. Die so gut 
wie vollständige Fernhaltung der Landwirtschaft 
und ihrer Arbeitskräfte von den Mitteln für den 
sozialen Wohnungsbau erhöht die berechtigte Ver­
stimmung in der Land- und Forstwirtschaft. 

Die Aussichten auf industriegleiche Preise und 
Löhne in der Agrarwirtschaft, um der Landfluchi 
wirksam begegnen zu können, haben sich in der 
letzten Zeit sehr verschlechtert. Die Preise· für 
Schlachtschweine Klasse C (Durchschnitt· von 24 
Märkten) sind zum Beispiel von 281 DM je Doppel­
zentner im Oktober 1951 auf 218 DM je Doppel­
zentner im März 1953, a)so urri 22,4 Prozent ab­
gesunken! Das ist eine Preiseinbuße, die selbst 
dann außerordentlich ist, wenn man den Preisstand 
vom Oktober 1951 als überhöht beurteilt. Ich 
könnte mir nicht vorstellen, daß unsere Kohle­
oder Eisenwirtschaft zum Beispiel eine del'artige 
Preisreduzierung ertragen könnte. Es kommt noch 
dazu, daß der Verbraucher nur zum Teil in den 
Genuß des Preisrückganges gekommen ist; 

{Sehr richtig!) 

denn der Verbraucherpreis für Schweinefleisch ist 
von 4,53 DM je Kilogramm im Oktober 1951 nur 
auf 3,89 DM je Kilogramm im· März 1953, also nur 
um 14,1 Prozent zurückgegangen. Bei den Preisen 
für Rindvieh und für Rindfleisch liegen die Dinge 
ähnlich. Die Preise für Schlachtkühe Klasse B 
(Durchschnitt .von 24 Märkten) sind von 164 DM 
je Doppelzentner im Juni 1952 auf 131 DM je 
Doppelzentner im März 1953, also um 20,1 Prozent 
gefallen, während die Verbraucherpreise für Rind­
fleisch im gleichen Zeitraum von 4,41 DM je Kilo­
gramm auf 3,91 DM je Kilogramm, also nur um 
11,3 Prozent zurückgegangen sind. 

iBei steig,encl!er Tendenz !der Viehpreise pflegen 
die Verlbrauch!erpreise durchaus ·zu folgen; so ist 
zum Beispiel der Preis für Sch1achtkühe K1'asse B 
von 151 DM je Doppelzentne'r im Juli 1951 auf 
164 DiM je Doppelzentner ~m Juni 1952, also um 
8 iProzent, gestiegen, während der Verbraiucher­

·pre!i.s für Rindfleisch im gleichen Zeitraum von 
3,77 DM je Kilogramm auf 4,41 D!M je Kilogramm, 
·also um 17 Prozent, in die Höhe geg;angen ist. 

i(HöTt, hört!~ Zuruf von der SPD: Geschäft!) 

Aruf viehwirtschaftlichem Gebiet fat sowohl der 
Bestandsverfall bei der Schafhaltung, wie der 
Rückgang der \Schweinebestände und der Schweine-
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produktion ein Warnzeichen, das den Zusammen­
hang von Pr·eis rund Erzeugrungsentwicklung neuer­
dings vie!'ldeutlicht. 

Die Preisentwicklung bei Milch und Butter, die 
geriade für uns ;in Bayern - insbesondere aiber für 
unser Allgäu - so entscheidend wichtig ist, berei­
tet ebenfälls Sorg.e. Der Mo1kereii:aibgaibepTeis .für 
Markenbutter war auf Bundresehene lange Zeit 
bis zru Beginn des Jahres 1952 unverändert 5,70 DM 
je Kilogramm; für April 1953 lautet er nUT noch 
aruf 5,31 DM j·e Kilogramm. Im 'Ü!brigen ist der 
Buttervel"brauch, der eben:lialls bis Anfang 1953 
mit zirka 28 000 Tonnen im Monat sehr konstant 
war, stark rückläufig g·ewo11den; eT !ist für März 
1953 mit nur mehr 24 000 Tonnen ia.usZ'll'weisen. 
Interessant dabei ist, daß ·d!ie stariken Butterpreis­
schrwankung.en des Vorjaihres k e i n e n !Einfluß auf 
den Verihrauchs;urnfang erkennen 1assen. Aruf ia.cker­
bauJ.ichem Gebiet ibereiteten die Absatznöte bei 
Hafer und Gerste besondre·re Sorgen. -

Die allgemeine Preislage der Landwirtschaft 
kann unmöglich so bleiben, wie sie derzeit ist. 
Auf der Basis 1938 = 100 lautet der zuletzt 
f.estgestellte Index für die Erzeugerpreise land­
wirtschaftlicher Produkte auf 191. DemgegenübeT 
steht der Index für die sächlichen Betriebsmittel 
bei 212, der landwirtschaftliche Lohnindex bei 239. 
Diese Dhnergenz der Einnahmen- und Ausgaben­
preise kann n;ur .ausgeglichen werden, wenn die 
Mengen der Erneugung steigen, ohne daß der 
Mengenumfang der Ausgaben md.tsteigt, oder wenn 
be!i gl:eicher MengenerZJeugung die Menge des Auf­
wandes sinken würde. Mit letzterem ist in keiner 
We.ise zu T·echnen, da es 1ein KennZJeichen de·r 
nerueren 1andrwirtschaftlichen Entw.i.ckliung ist, daß 
der Umfang des Aufwanidre:S stark zugenommen 
ihat. lDie V:erfl..echtung der Landwirtschiaft mit un­
serer gewerblichen Wirtschaft hat sich ;in der 
Nachkriegszeit . erheblich verdichtet; besonders 
deutlich trfü d!ies bei der Abnahme vön Dünge­
mitteln und von Maschinen, sowie ibei allen Aus­
gaben, die damit zus,ammenhäng·en, zu Tage .. Nach 
dem Gesetz vom abnehmenden Ertragszuwachs 
ist aber bei Ausdehnung des Aufwandes nicht 
mit einem gleichbleibenden Zuwachs des Ertrages zu 
rechnen, so daß iauch bei ddcesen Zusammenhängen 
di:e P~eisgiestaltrung der Einnahmen- und Ausgaiben­
se!i:te entsch·eidend ist. Im Wirtschaftsjahr 1951/1952, 
in dem die sogeniannte P·r·eisschere viel weniger 
zum Nachten der LaondwiTtschaft g·eöffnet war als 
derneit, hat ·es. de.r durch einen 1besonders günstigen 
Witterungsverla:uf gesteigerte . Mengenertrag er­
möglich.t, ein verhältnismäßig günstiges Rein­
ertragserg·ebnis der landwirtsch·aftUchen Er:z;eu~ 
gung zu erreichen. Gemessen am Vorikriegsdu:rch­
schnitt, sind in diesem Wirtschaftsj·ahr die VeT­
kJaufser1ö:s·e auf 232, die Betriebsa.usg·a!ben dag.egen 
nur aruf 222 ang·estiegen. Im laufenden Wirtschafts­
jahr dagegen müssen wir mit einem Zurückbleiben 
der Mengenerz·eugnmg wegen des ungünstigeren 
Witterungsv·eirla:ufes und g.1eich:z;eitig mit erhöhten 
Ausg1alben rechnen, wodurch ein Ausgle.ich deir 
Wirklung des ungünstigen V:erhältntsses der Er­
:z;eugnispTeise und der Aufwandspreise V•erhindert 

we·riden muß. Rationalisierung im landwirtschaft­
lichen Betrieb mi.t idrem Ziele, meihr und billiger :z;u 
erzeugen, ist eine berechtigte Forderung; ihre Um­
·setzung in die P.riaxis !ist aber angesichts unserer 
Betrieibsg!l'ößenstruktrur in der Landwirtschaft 
außerorden.tlich schiwie:rtl.g und l·angwierig. Es darf 
nicht verg.essen werden, daß rund 80 Prozent der 
1andw1rtschaffü.chen Bretriebe des Bundesg·eibi:etes, 
Betriebe bis zu 10 Hektar sind. Vor allem aber: 
Rationalisierung kostet zunächst viel Geld, das ver­
dient werden muß, bevor es ausgegeben werden 
kann. 

In unserer •gewerblichen Wl:rtschaH waren und 
sind die Möglichkeiten der Eigen- :und Fremd­
finanzi!erung lbesseT 1als in der Landwirtschaft und 
vor allem ist dort auch die Preissituation viel gün­
stiger als. in der iL1andw.irtsch,aft. Auf der Basis von 
1938 liegt der E,rzerugerpreisi:ndex für industrielle 
Produkte derzeit !i.mII!er noch bei 220, also um 
zirka 15 iProzent höiher als bei der Landwirtschaft. 
Die zuletzt e•rmitteJ.ten Brutto-StunCienverdienste · 
der Jndustrie1aribeiteT gegenüber 1938 liegen bei 
199. Wir ha1ben es also ihier mit Verhältnissen zu 
tun, die ge.g•enüber der Landrwirtschaft ziemlich 
genau umgekehrt liegen und wo:be!i di!e Landwirt­
schaft stark im Nachteil ist. Natürlich ist bekannt, 
daß 1andwirtschiaftliche und gewerbliche Erzeugung 
ihr;e eigenen Gesetzmäßigkeiten haben, daß aruch 
die gewerblich·e Wirtschaft dhre Sorgen fb..at und 
daß schon eine leichte !Einengung drer Spanne zwi­
schen den Indices für industrielle ErZJeugnisse und 
für Löhne Schwierigkeiten bereitet. Ich will auch 
nicht so weit g·ehen, zu verfangen, daß die PT·eise 
für 1andwirtsch1aft1iche Erzeugnisse auf den Index 
für geweribliche Erz·eugnisse erhöht und die Aus­
gabenpreise des Landwirts gleichz·eitig aJUf den 
Lohnindex der Industrie zurück;geführt werden 
müssen; aber die Agrarwirtschaft wartet darauf, 
daß sich •tlLe großen Investitionen in der gewerb­
lichen Wirtschaft preislich auswirken, zumal die 
RJationalis!iceirung in der geweTblichen Wirtschaft 
doch wohl unbestritten ehl!e V·eribilligung des P'l'o­
duktes viel leichter und in viel kür:z;er·er Frist ru­
läßt als in. der Landwirtschaft. Ich b!in rüiberneugt, 
daß die 1andwirtsch.aftlichre ErZJeiUgung mit den 
jetzig.en Preisrel.ationen nicht fertig werden kann 
und daß ·eine gegenseitige Anpassung der Preis~ 
situationen der tragenden Wirtschaftssektoren 
grundsätzlich vonnöten ist. 

Auch in der Landwirtschaft steuert der Preis die 
Erzeugung und eine Erhöihung der Flächenproduk­
tion ist nur möglich, wenn d~e V•erkiaiufserlöse diie 
Ausgaben mehr ia.ls ausgleichen. Z1Ur Technisierung 
und zur Rationalisterung briaucht der Landwirt 
die Gewißheit, rdaß der Aufwand sich lohnt. Lassen 
Sie mich an dieser SteHe daran erinnern, daß das 
indiust1rie1le Preisniv.eiau ia.ruch nach dem ersten 
Weltkr~eg über idrasjenii!ge der Agriarwirtschaft ge­
stiegen w·ar, was zu •einer :Scheinblüte geführt 
hatte, d~e sich in der Weltwirtschaftskrise 1930/34 
·abr·eagieirl ihat. Eine geg.enseiiig·e· Anpassung der 
predsnive.a1Us für Landw:i.rtschraft und gewe·r'bliche 
W!i'rtschaft und ein Ausgleich der Einnahmen- und 
AU:Sgiabenpl'eise innerha1b der L·andrwirtschaft ist 
sofort dringend notwendig. 
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!Dies·e FOtrderurng, der sich anzuschließen lieh das 
Hohe Ha1US bitte, enthebt die Landwirtschaft nicht 
der Aufg1aibe, von sich aills alles zu tun, wias ihre 

· Arbeit erleichtert u'Dld vertbifügt. Dazm !ist die Land­
wirtschaft durcha'US bereit, worüber sij.e den Nach­
weis durch ihtr·e Erzeugungsleistung in der Nach­
kriegsz·ei t er•br.acht ha·t; sfo hat dabei ihr·e eigenen 
Filllanzierillngsmöglichkeiten, nämlich die unter­
bezahlte Fainilienarbeit :und die noch ülbrd:g geblie­
benen Holzvorräte, über das verttretibare Maß hin­
an.xs eing·esetzt, so daß .sie in ZuJrunft vermehrt auf 
Fremdkapital ·ang.ewi!esen ist. · 

Da:s Fehlen langfristiger Kredite kennzeichnet 
derzeH die Lage 1auf dem Gebiete des Agr.arkre­
dites. Das ist sehr nachteilig nicht nur auf dem 
Ge:b1·ete des landwirtsch.aftlichen Bauwesens, son­
dern ·auch beim 1arudwirtsChaftlichen [Besitzwechsel 
und bei der Ansetzung 1Unser·es bäuer1ichen Nach­
wuchses. AIUf diesen Gebieten entstehen durch die 
Kr·editnotlag·e Ja;ufend tiefgir1ei:fende Schäid±gungen, 
dij.e bestimmt größer .sind, als gemeinhin angenom­
men wirid. -Ein :großer Teil der bäuerlichen Stal­
lungen ist veraltet und für moderne Tierhaltung 
ulllbr.aiuch'hair; sie sind ebenso wie dd:e meisten 
Scheunen in al'beitswirtschaftlicher Hinsicht un­
zweckmäßig und damit im Betrieb zu teuer. 60 bis 
70 Prozent ·aller 11andwirtsch.aftlichen ATlbeiten sind 
Hofaribeiten, stehen 1aJso im Zusammenhang mit 
den Wirtschiaftsgebäiuden. Ohne langfristige Kre­
dite können diese wichti:g·en Auiig.aben nicht be­
wältigt w.eriden. Bei den .!Betriebsrüberga,ben ist 
wegen des Kreqjtmang.e1s v·ie.lfach zu heohachten, 
daß dd:e Re1alte1lung zur AJbfind1Urug von Geschwi­
stern, die für die Hofübernahme nicht in Frage 
kommen, wieder au·sgedehnt wird. Anide·re Länder 
des .BundesgehLetes, :zum Beispiel <las. Land Baden­
Württemberg, haben in der letzten Zeit tj.urch Ein­
satz v·on Landesmitteln wern.Ugstens einige Hilfe auf 
diesien IGe:b!ieten 1bringen können. Das Land Baden­
WürttembeTg hat seiner Landiwirtsch,aft am Ende 
des Jahres 1952 li.mmerhin 10 Millionen Kredite 
zur Verfügung gestellt, von denen 4,5 Millionen 
für das l!an!dwli.rtsch1affüche .Baiuwesen und. für die 
Verhä.nderung von Realteil;urugen vorgesehen· wur­
den. 

(Hört, !hört!) 

Wirr.- sollten ·ernstlich prüfen, ob nicht ähnliche 
Maßlllahmen . auch für unsere Landwirtschaft in 
Bayern in F,rage kommen müssen. Auf der Bun­
desebene aber möge man erkennen, daß der Um­
oder Neubau eines Kuhstialles, der durch lang­
fris,tigen Ka:·edit ermöglicht wird und .zm tbc-freii.en 
Kühen mit erhöhter Milchleistung verihilft, volks­
wirtschaftlich s1ehr wohl li.n Wettbewerib tr.eten 
foann mit dem duTch eii.nen Zehnjahreskredit er­
kauften Export elineir Masch1ne zur Industrialisie­
rung von Agrarländern. 

1QSehr gut! bei der CSU) 

Im Geg.ensratz zum sozialen Wohnungsbau usw. 
geht auf dem Gebiete des land,wirtschaftlichen 
Kredites ne;ueridings vielfach die Auffassung dahin, 
daß der l'angfristig1e Kredit hinter den k1Urz- und 

mä.ttelfrist'.igen Laufäeiten zurückste!hen könne. 
Diese Meinung dst wohl dadurch entstanden, daß 
die Besatzungsmacht die für d:i:e A:grn:rwirtsch,aft 
vorgesehenen Geg·enwertmittel ibiewußt dort ein­
setzen wollte, wo eiµe rasche Wirkung auf den Um­
fang der l!andwirtschaftlichen Erzeugung eTw.artet 
wel'den konnte. :So richtig d:i:e Verfüg1Ung über die 
kDJappen Kreditmittel ·zug;unsten einer beschleu­
nigten WiederheTStellung der landwirtschaftlichen 
Eirzeugungskraft in , den v,erg1angenen J.ahren ge­
wesen !ist, so wen!i.g läßt sich dieses ;System auf d!i.e 
Dauer fortsetzen; denn auch d~e Hroduktionsmittel 
des 1anidwirtschaftlichen Betrie:bes, die mit kurz­
und mittelfr!i.stigren Kr,editen nicht d.n Ordn<ung ge­
bracht werden können, dürfen auf die Dauer nicht 
d.n eineir Verrnachlässigung blefüen. Wirtschaftsge­
bäude sind ihrem Wesen nach ein Produktions­
mittel des J1allJdwirtsch1aftlichen Betriel:ies genau so 
gut wie l,andwirtschaftliche Maschinen usw. 

Die Frage nach dem Kreditbedarf der Landwirt­
schaft wird oft gestellt; sie ist in exakter Weise 
nicht zu beantworten, da sie von zu vielen Impon­
derabilien abhängig ist. Fest steht aber für mich, 
daß der langfristige Kreditbedarf auf der Grund­
lage des Zinsfußes für steuerbegünstigte Emissio­
nen erheblich ist. Ich möchte annehmen, daß jähr­
lich 20-30 Millionen DM solcher Kredite nötig 
sind, um wenigstens den dringendsten langfristi­
gen Bedarf der bayerischen Landwirtschaft ab­
decken zu können. 

Die sogenannten ERP-l{rec\ite, die in den letzten 
Jahren die Hauptsache des landwirtschaftlichen 
Kreditkontingentes ausgemacht haben, sind nun­
mehr bis auf einige Rückflüsse ausgelaufen. Die 
Landwirtschaft des Bundesgebietes hat bis zu An­
fang dieses Jahres von 4 Milliarden ERP-Mitteln 
524 Millionen, also nur 13,1 Prozent zur Verfügung 
gestellt erhalten. Die ·ERP-Mittel- sind zum Teil 
als Kredite, zum Teil als Zuschüsse zur Verfügung 
gestellt worden. Die Kredite wurden in 3 Aktionen 
von 1949 bis 1952 abgewickelt. Insgesamt kamen 
nach Bayern 76,207 Millionen Kredite und 
25 551 874 DM Zuschüsse. Diese Summen sind recht 
klein, wenn man daran denkt, d'a_ß Bayern rund 
500 000 landwirtschaftliche Betriebe aufweist und 
daß ein großer Nachholbedarf in den meisten Hö­
fen abzudecken war. In den genannten Summen 
sind erhebliche Anteile für die Flüchtlingssiedlung 
und auch für die Ernährungsindustrie enthalten; 
hervorheben möchte ich, daß auch der Bau der 
Zuckerfabrik Ochsenfurt mit 10 Millionen DM 
teilfinanziert wurde. Im übrigen wurden diese Kre­
dite, die fast durchwegs mittelfristig sind und zu 
5 beziehungsweise 6 Prozent, abgesehen von eini­
gen besonderen Ausnahmen, verzinst werden müs­
sen, für die vers~hiedensten Erzel:lgungsaufgaben 
der Landwirtschaft, insbesondere auch für die För­
derung der Mechanisierung, verausgabt. 

Um sich~rzugehen, daß diese für die Landwirt­
schaft so wertvollen ERP-Kredite auch der Be­
triebsgrößenstruktur der bayerischen Landwirt­
schaft entsprechend aufgeteilt werden, habe ich 
notwendige Maßnahmen getroffen. Nach einer Sta­
tistik hierüber sind zum Beispiel für die II. Kredit­

. tranche (mittelfristig) 56,1 Prozent der Mittel in 
5 
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Kreditsummen bis zu 5000 DM, 27,1 Prozent in 
Kreditbeträgen von 5000 -10 0000 Dl\I[, 10,1 Pro­
zent in Kreditbeträgen von 10 000 - 20 000 DM 
und nur 6,7 Prozent in Beträgen von über 
20 000 DM verausgabt worden. Obwohl es für jedes 
Bankinstitut günstiger ist, mit großen Kredit­
posten zu arbeiten, ist es also gelungen, die ERP­
Kredite unter weitestgehender Berücksichtigung 
unserer Betriebsgrößenverteilung in Bayern auf­
zuteilen. 

Die ERP-Zuschüsse von insgesamt 25 551 874 DM 
sind nicht einzelnen landwirtschaftlichen Betrieben 
zugute gekommen, sondern für die Durchführung 
staatlicher Förderungsaufgaben und für ähnliche 
Zwecke eingesetzt worden. Aus diesen Zuschüssen 
konnten insbesondere das landwirtschaftliche Schul­
uhd Beratungswesen, die landwirtschaftliche For­
schung, die Flurbereinigung, die Errichtung von 
Gemeinschaftshäusern für Landfrauen, die Be­
kämpfung der Rinder-Tbc und die Verbesserung 
der Grünländereien vorwärtsgetrieben werden. 
Hinsichtlich der verstärkten Wirtschaftsberatung 
ist erwähnenswert, daß die Finanzierung aus ERP­
Zuschüssen auch für die nächste Zeit gesichert ist. 

. Aus den ERP-Zuschüssen von insgesamt 115 Mil­
lionen DM für das Bundesgebiet hat das Land 
Bayern rund 23 Prozent erhalten. 

Die . landwirtschaftlichen Notstandsgebiete in 
Bayern sirid schon bei der Vergabe der ERP-KreM 
dite und -Zuschüsse verschiedentlich bevorzugt 
worden, vor allem dadurch, daß .besondere Anteile 
nur für diese Gebiete einsetzbar waren. Daneben 
ist eine besondere Förderung der vom Bund an­
erkannten Notstandsgebiete durch Zuweisung von 
Krediten und Zuschüssen aus dem Bundeshaushalt 
durchgeführt worden. Auf dem engeren landwirt­
schaftlichen Sektor erhielten die genannten Not-:­
standsgebiete im Etatjahr 1951/52 insgesamt 
1,1 Millionen DM, und zwar je zur Hälfte in Form 
von Zuschüssen und in Form von Krediten, wäh­
rend im Jahre 1952/53 0,8 Millionen DM, darunter 
532 000 DM Zuschüsse, zur Verfügung gestellt wur­
den. Die Mittel wurden hauptsächlich zur Nutz­
flächengewinnung mit Folgeeinrichtungen, zur För­
derung der ländlichen Elektrifizierung, zur Förde­
rung besonders teurer Flurbereinigungs-Unter­
nehmungen und auch zum Ausbau der gemein­
schaftlichen Vatertierhaltungen eingesetzt. 

Nach neuesten Mitteilungen soll eine Erweite"'­
rung des bayerischen Bundessanierungsgebietes in 
Aussicht stehen. 

Die Verschuldung der Landwirtschaft ist auf 
Grund von buchführungsmäßigen Feststellungen 
für das Bundesgebiet zum 1. Juli 1952 mit 4846 Mil­
lionen DM ermittelt worden. Für ·das Bundesgebiet 
hatte am 1. Juli 1939 die landwirtschaftliehe Ver­
schuldung 6180 Millionen Mark betragen. Am 
Währungsstichtag war die landwirtschaftliche Ver­
schuldung im Bundesgebiet auf 2480 Millionen 
Mark abgesunken; sie ist in der Zwischenzeit ziem­
lich gleichmäßig von Jahr zu Jahr um rund 
600 Millionen DM gestiegen. Dabei hat sich das 
Verhältnis zwischen der Hypothekar-Verschuldung 

1 · und der Personal-Verschuldung gegenüber der 
Vorkriegszeit grundsätzlich verändert. Die kurz­
und mittelfristigen Schulden stehen jetzt wegen 
des Fehlens langfristiger Kredite ausgesprochen im 
Vordergrund. Dieser Zustand ist wirklich bedenk­
lich. 

Für das Land Bayern lasse ich eingehende Beob­
achtungen über den Stand der landwirtschaftlichen 
Verschuldung und über ihre Entwicklung durch­
führen. Die Befragung einiger Tausend landwirt­
schaftlicher Berichterstatter zum 31. Dezember 1952 
hat ergeben, daß die Gesamtverschuldung der baye­
rischen Landwirtschaft einschließlich Altenteils­
lasten usw. 1448 380 000 DM oder je HeMar land­
wirtschaftlicher Nutzfläche 385 DM im Mittel 
ausmacht. Auf Grund des aus Buchführungen vor­
liegenden Materials über die Verschuldung der 
bayerischen Landwirtschaft errechnet sich, daß die 
Hektar:..Verschuldung insgesamt 419,7 DM für den 
1. Juli 1952 beträgt. Der durchschnittliche Ein­
heitswert je Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche 
macht bei dieser Untersuchung 1278 DM aus, liegt 
also höher als der Hektar-Einreihungswert im 
Durchschnitt des Landes Bayern, der etwa 1000 DM 
ausmacht. Die Steigerung der Verschuldung vom 
1. Juli 1951 zum 1. Juli 1952 beträgt nach den 
Buchführungsbeobachtungen 13,6 Prozent. 

Ist die heutige Verschuldung der Landwirtschaft 
gefährlich oder nicht? Diese Frage hängt in erster 
Linie mit der Gestaltung der Ertragslage der Land­
wirtschaft zusammen. Ich möchte mit allem Ernst 
tr6tz des Umstandes, daß auf den Zinsendienst 
kaum 2 Prozent der Verkaufserlöse entfallen, dar­
auf hinweisen, daß die seit meicireren Monaten 
rückläufige Entwicklung der allgemeinen Ertrags­
voraussetzungen die vorhandene Schuldenlast, zu 
der man ja schließlich auch die Lastenausgleichs­
verpflichtungen rechnen muß, drückender gemacht 
hat. Die durchschnittliche. Verschuldung sagt in 
dieser Beziehung nicht allzuviel; denn es gibt 
neben Betrieben ohne Schulden solche mit recht 
hohen Belastungen. Die letzteren haben ihre Kal­
kulation auf einem ungestörten Absatz und auf 
ausreichenden Preisen aufgebaut und haben zu­
nehmende Schwierigkeiten vor allem mit der 
Erfüllung ihrer hohen Tilgungsverpflichtungen aus 
den mittelfristigen Krediten. Die schlechtere Ernte 
des Vorjahres verschärft diese Erscheinung. Jeden­
falls muß sich jedermann klar darüber sein, daß 
ein weiteres Absinken der Verkaufserlöse sehr 
rasch zu ernsten Schwierigkeiten Anlaß geben 
muß. Die Waffe unseres bäuerlichen Betriebes 
gegen schlechte Zeiten, nämlich die Flucht in eine 
extreme . Sparsamkeit und die Taktik radikalster 
Ausgabensenkung, ist stumpf geworden! Die so­
genannten fixen Kosten und die Verflechtung mit 
der gewerblichen Wirtschaft, die nicht plötzlich 
gelöst werden kann, sind zu intensiv geworden! 
Ich möchte in diesem Zusammenhang auch fest­
stellen, daß der Jahresumsatz eines schuldenfreien 
landwirtschaftlichen Betriebes mit zum Beispiel 
45 000 'DM Einheitswert im Mittel mit rund 2,5 
Prozent allein durch die Lastenausgleichszahlungen 
belastet ist. Auf den Umsatz kommt es überall 
irrt wirtschaftlichen Leben in erster Linie an! Ich 
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erlaube mir diesen Hinweis, weil ich wünsche, 
daß jeder, der von seinem Umsatz weniger als 
die Landwirtschaft für den Lastenausgleich ab­
zugeben hat, den agrarischen Fragen aufgeschlos­
sener und gerechter als bislang gegenüberstehen 
möge. 

Eine von zeitbedingten, eigenberuflichen Inter­
essen losgelöste Einstellung unseres ganzen Volkes 
zur Agrarwirtschaft ist auch die Voraussetzung 
für eine befriedigende Lösung der immer mehr 
in den Vordergrund tretenden internationalen 
Agrarverflechtungen. 

Auf dem Gebiete der landwirtschaftlichen Er­
zeugung haben wir ebenso wenig zu verschenken 
wie bei Kohle und Stahl. 

'(Sehr gut! bei der SIID) 
Für die Agrarwirtschaft ist es ermutigend, daß 
es in allerkürzester · Zeit gelungen ist, die im 
Rahmen der Montanunion aufgetretene Konkurrenz 
zu beseitigen; denn es wird zu hoffen sein, daß 
dieses Vorbild auch gilt, wenn es sich um Butter, 
Käse, Wein oder Gemüse handeln sollte. Für 
meine Person vermag ich jedenfalls .keinen sozio­
logischen oder wirtschaftlichen Unterschied darin 
zu sehen, ob ein Stahlarbeiter arbeitslos wird oder 
ob ein Bauer ins Elend gerät. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 
Liberalisierung; Zollregelung, Agrarunion, Handels­
verträge, Einfuhrschleuse - das gehört alles in 
einen Topf. Letztlich kommt es auf die Preise an; 
denn diese bestimmep. Art und Umfang der land­
wirtschaftlichen Erzeugung in den einzelnen Län­
dern. Die Gesamtliberalisierung ist von Januar 
1952 bis April 1953 von 56,8 Prozent auf 90,1 Pro­
zent ausgedehnt worden; auf dem -landwirtschaft­
lichen ··Sektor ist die Liberalisiemng im gleichen 
Zeitraum von 51,3 Prozent auf 79,4 Prozent gestie­
gen. Die Liberalisierung wäre in der Agrarwirt­
schaft nicht so gefährlich, wenn hier der Zollschutz 
demjenigen der gewerblichen Erzeugnisse entspre­
chen würde. Die stärkere Krisenempfindlichkeit der 
Agrarpreise, ihre relative Unstabilität erhöht da­
neben die Gefahr auf diesem Gebiete. Anlaß zur 
erhöhten Liberalisierung war vornehmlich, den ge­
werblichen Export durch erleichterte Einfuhr von 
billigen Nahrungsmitteln zu stützen und so einen 
allzu großen Devisenüberschuß zu vermeiden, der 
den multilateralen Währungsausgleich gefährden 
würde. Um einen zu hohen Devisenüberschuß zu 
vermeiden, können aber doch wohl in größerem 
Umfange als bisher auch andere Rohstoffe als 
Nahrungsmittel eingeführt werden; ich denke an 
lagerfeste Industrierohstoffe, die für uns ja Goldes­
wert sind. Dem Einwand, daß die Spekulation auf 
ein Absinken der Weltmarktpreise für solche Roh­
stoffe den Import nicht ratsam erscheinen läßt, 
möchte ich entgegenhalten, daß die unnötige Le­
bensmitteleinfuhr einem Erzeugungsausfall gleich­
zusetzen ist. Wr=nn alle mengenmäßigen Beschrän- · 
k1mgen der Einfuhr aus den Mitgliedsländern 'der 
Organisation für Europäische Wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit und aus den von ihnen abhängigen 
überseeischen Gebieten wegfallen - und .wir sind 

ja beinahe so weit-, dann ist es im wesentlichen 
nur noch die Zollgestaltung, die einem völlig freien 
Markt in den EZU-Ländern entgegensteht. Der Ge­
danke der Agrarunion zielt also im Kern darauf. ab, 
die Agrarzölle aus dem allgemeinen Zollproblem 
herauszunehmen und für sich allein neu zu regeln. 
Dabei entsteht die große Gefahr, daß sich die in 
den westeuropäischen Ländern zumeist politisch 
und wirtsChaftlich nur schwache Stellung der Land­
wirtschaft nachteilig auswirken wird. Die Ver­
flechtung der Landwirtschaft mit der gewerblichen 
Wirtschaft ist zu intensiv, als daß ohne größte 
Schäden und ohne Vernichtung riesiger volkswirt­
schaftlicher Werte, ein Trennungsstrich zwischen 
der Landwirtschaft und der gewerblichen Wirt­
schaft Westeuropas gezogen werden könnte. Im 
übrigen überschatten die sehr labilen Währungs-, 
Steuer-, Kredit- und Arbeitskräftefragen, die im 
Rahmen einer Agrarunion kaum lösbar sind, alle 
Betrachtungen zur Frage der Produktionsbedin­
gungen und der Produktionskosten in d~n ver-: 
schiedenen Teilnehmerländern. Was heute in diesen 
Hinsichten richtig ist, kann morgen total falsch 
sein. Ich muß in diesem Zusammenhang an die Er­
fahrungen aus der Zwangswirtschaft denken, die 
dahin gehen, daß alle Teil-Lösungsversuche sich 
immer nur nachteilig ausgewirkt haben. Ich glaube, 

·daß eine Mißachtung solcher Erfahrungen gerade 
auf· internationalem Gebiet sehr gefährlich ist und 
daß Totallösungen im Rahm'en der Europaunion 
allen Teillösungen vorzuziehen sind. 

In Zeiten von Absatzschwierigkeiten der heimi­
schen Landwirtschaft und des Auseinanderklaffens 
der Indizes der Erzeugerpreise für industrielle und 
landwirtschaftliche Produkte hat die Behandlung 
dieser Probleme den Vorrang vor den Kalkulatio­
nen zur Frage der internationalen Gestaltungsmög­
lichkeiten der Agrarmärkte. Es sollte überall ver­
ständlich sein, daß aus der Landwirtschaft heraus 
immer lauter nach „Paritätspr.eisen" verlangt wird. 
Dieses Verlangen ist grundsätzlich durchaus kein 
Ruf nach höheren Preisen, sondern ein Begehren 
nach gleichem Recht für alle! 

(Sehr richtig!) 

Die Landwirtschaft hat einen berechtigten An­
spruch auf einen relativ angemessenen Lebens­
standard und auf Preise, die die Erzeugungskosten 
ausgleichen. Di.e Berechtigung dieses Anspruches 
möchte ich auch mit den Untersuchungen der Ver­
einten Nationen begründen, d_ie die Entwicklung 
der Ernährungskosten in Westeuropa zum Gegen­
stand haben. Mit diesen Berechnungen hat die Ge­
schäftsstelle der Vereinten Nationen, gestützt auf 
Einzeluntersuchungen bei ihren Mitgliedsländern, 
festgestellt, daß die Preiserhöhung seit 1948 für 
Nahrungsmittel in Großbritannien 50 Prozent, in 
Norwegen 49 Prozent, in Dänemark und Frankreich 
40 Prozent, in Schweden 36 Prozent, in Holland 
24 Prozent, in Westdeutschland aber nur knapp 
20 Prozent ausgemacht hat. 

(Hört, Hört! bei der CSU) 

Seit Abschluß dieser Untersuchungen Mitte 1952 
sind die Agrarpreise rascher und stärker gefallen 
als die Preise in der gewerblichen Wirtschaft, wäh-
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rend die Löhne glei~ blieben öder sogar gestiegen 
sind. Der deutsche Arbeiter kann seinen Nahrungs­
bedarf im Mittel also relativ vorteilhaft decken. 
Nach den Feststellungen der Vereinten Nationen 
gehört Westdeutschland nicht zu den kaufkraft­
mäßig teueren Gebieten, wie zum Beispiel Italien 
oder Frankreich. Ein Beweis dafür, daß die Le­
bensmittel in Westdeutschland kaufkraftmäßig für 
den Verbraucher vorteilhaft liegen, ist auch die 
Tatsache, daß fortschreitend hochwertige Lebens­
mittel zu Lasten billigerer, unveredelter landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse verlangt und gekauft wer­
den. Die Paritätspreisforderung der· Agrarwirt­
schaft stützt sich auch auf das Beispiel, das vor 
allem die Vereinigten Staaten von Amerika mit 
Vorratskäufen und Beleihungen, aber auch andere 
Länder, wie zum Beispiel England, die Schweiz 
und Schweden, auf diesem Gebiete geben. Es kann 
nicht bestritten werden, daß in den Ländern mit 
einem Patitätspreis-System die landwirtschaftliche 
Erzeugung ganz besonders rasch und intensiv vor­
wärtsgeführt worden ist. So sehr wohl jedermann 
die Forderung nach Paritätspreisen als berechtigt 
anerkennen muß, so schwierig ist es, die Frage der 
Organisation eines Paritätspreis-Systems zu ent­
scheiden. Wir werden es uns in Westdeutschland· 
kaum leisten können, das komplizierte und teu,ere 
Verfahren der USA . auf diesem Gebiete nachzu­
machen, zumal unsere landwirtschaftliche Betriebs"" 
größenstruktur für die Durchführung solcher Orga­
nisationen ohne Zweifel ungünstig liegt. Der Ge­
danke der Paritätspreise ist im wesentlichen der 
gleiche wie jener, der zur landwirtschaftlichen 
Marktordnung in Deutschland geführt hat. Unsere 
heutigen Schwierigkeiten auf dem Gebiete der 
Agrarpreise hängen aufs engste damit zusammen, 
daß wir es bisher versäumt haben, unser Markt­
ordnungssystem entsprechend wirksam werden zu 
lasse:n. 

Vorratshaltung und Einfuhrschleuse sind , das 
Kernstück der Marktordnungsgesetze; wirklich an­
gewandt wird aber die Einfuhrschleuse nur bei Ge­
treide und bei Zucker. Deshalb werden auch bei 
Getreide und Zucker keine Zölle erhoben, sondern 
es werden die Preise durch An- und Rückkaufver­
träge geregelt. Die Einfuhrschleuse nimmt hier 
auch Einfluß auf die mengenmäßige und zeitliche 
Gestaltung der Einfuhren. Notwendig ist, daß die 
Einfuhrschleuse auch bei .den anderen Marktord­
nungsgesetzen, insbesondere also für Vieh, Fleisch, 
Butter, Schmalz, zur Wirkung gebracht wird. Dann 
könnten .auch die Gefahren der Liberalisierung 
aufgefangen werden. Handelspolitisch würden wir 
uns dabei leichter tun. Wir kämen zu stabilen Prei­
sen, die nicht nur für die landwirtschaftliche Er­
zeugung, sondern auch für die Verbraucher so s~hr 
bedeutungsvoll sind. Keineswegs braucht dabei be­
fürchtet werden, daß die Preise sich unkontrolliert 
entwickeln könnten; es könnte im Gegenteil eine 
Preislinie herbeigeführt werden, die Paritätsmerk­
male trägt und so allen Interessenten billigerweise 
gerecht wird. Es ist bezeichnend; daß der Wider­
stand gegen die Einfuhrschleuse - was ich einmal.:~ 
offen feststellen möchte - in erster Linie vonli.\ 

Kreisen ausgeht, die a:m Handel mit den Grund­
nahrungsmitteln unmittelbar interessiert sind. Bei 
einer so wichtigen Frage müssen aber die Interes­
sen der Allgemeinheit ausschlaggebend sein. Die 
Bundesregierung wird die Einfuhrschleuse in allen 
Marktordnungsgesetzen effektiv gestalten müs­
sen, wie es die Gesetze über die landwirtschaftliche 
Marktordnung zur Erreichung ihrer Zielsetzung 
erfordern. Bei der Vorratshaltung sind bisher 
sicherlich geschäftliche Fehldispositionen aufgetre­
ten, aber die _Hauptursache dafür, daß der not­
wendige Ausgleich des inneren Marktes nur un­
vollkommen durch die Vorratsstelle bewerkstelligt 
werden konnte, ist der Umstand, daß zu wenig Mit­
tel zur Verfügung gestellt werde:n. Mit.rund 80 Mil­
lionen, wie im Etatjahr 1951/52, lassen sich diese 
Aufgaben einfach nicht erfüllen. Die US.A haben 
1950 für diese Zwecke rund 4 Milliarden Dollar 
ausgegeben! Bei den Kosten der Vorratshaltung 
handelt es sich keineswegs um Subventionsmittel 
für die Landwirtschaft; die Herbeiführung stabiler, 
mittlerer Preise ist auch für den Verbraucher von 
Nutzen und vermeidet auch so manche politischen 
Schwierigkeiten. 

Ich habe dem Hohen Haus einen kleinen Einblick 
gegeben in die derzeitigen agrarwirtschaftlichen 
Entwicklungen, mit denen sich die Land- und 
Forstwirtschaft unseres Bayernlandes auseinander­
zusetzen hat. Es ist bis heute mit Fleiß und Um­
sicht vieles neu geschaffen und vieles verbessert 
worden; aber vieles bleibt noch zu tun übrig. Wenn 
ich einen unserer Höfe besichtige, dann wird mir 
immer dargelegt, was noch alles geschaffen werden 
soll in diesem Hof. Das geht vom neuen Stall über 
die Maschinen bis zur Aussteuer der Tochter. Es 
sind Milliardenbeträge, die in der bayerischen 
Land- und Forstwirtschaft jährlich und auf Jahre 
hinaus investiert und für vermehrten Produktiv­
aufwand laufend eingesetzt werden sollten, um 
die Erzeugung zu erhöhen und zu rationalisieren. 
Die Land- und Forstwirtschaft ist nicht nur Liefe­
rant von Nahrungsmitteln und· Rohstoffen,. sondern 
auch über die 8 Milliarden hinaus, die 1951/52 im 
Bundesgebiet für gewerbliche Bedarfsgüter allein 
verausgabt wurden, ein sehr interessanter Kunde 
Unserer gewerblichen Wirtschaft. Die Kaufkraft, 
die wir unserer heimischen Landwirtschaft zukom­
men lassen, hat eine nachhaltige, sich regenerie­
rende Wirkung; die Kaufkraft, die wir di;trch über­
höhten Nahrungsimport ohne Not außer Landes 
geben, hat bestenfalls einmalige, vorübergehende 
Wirkung. Je sorgfältiger diese Erkenntnis bei ... den 
großen wirtsch.aftspolitischen Entscheidungen be­
achtet wird, desto rascher kann die Mehrerzeugung 
unserer Land- und Forstwirtschaft fortschreiten, 
unsere Ernährung sicherstellen und das Rohstoff­
potential für große Teile unserer gewerblichen 
Wir'tschaft stabilisieren. Nach der Parole: Industrie 
und Landwirtschaft muß uneingeschränkter als 
seither gehandelt werden! 

Ich komme nun zum zweiten Teil meiner Aus­
führungen: Technik, Betriebswirtschaft und Ernäh­
rung. 

Die Arbeiten meines Ministeriums, die der Wei­
terentwicldung der technischen und betriebswirt-
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schaftlichen Ertüchtigung der Landwirtschaft die­
nen, sind mit erhöhter Intensität fortgeführt wor­
den. Die Landesanstalten haben dabei getreulich 
mitgeholfen. Die Landesanstalt für Pflanzenbau 
und Pflanzenschutz hat neben ihren Arbeiten auf 
dem Gebiete des Forschungs- und Versuchswesens 
für den Acker- und Pflanzenbau eine erhöhte Tä­
tigkeit zugunsten des Pflanzenschutzes zu ent­
wickeln gehabt; es ging dabei besonders um die 
Bekämpfung der Kartoffelkäfer, der Maikäfer und 
Engerlinge. Es ist gelungen, dieser Landesanstalt 
als Ersatz für das frühere Pachtgut Nederling ein 
Versuchsgelände von 7 Hektar in Nymphenburg, 
das zur Zeit mit Versuchsfeldeinrichtungen ausge­
stattet wird, zuzuweisen. Die Landessaatzuchtan­
stalt Weihenstephan mit ihren S-aatzuchtinspektio­
nen in den Regierungsbezirken und der Außen­
stelle in Regen für den Kartoffelsaatbau im Baye­
rischen Wald hat ihre segensreiche Tätigkeit auch 
dadurch anerkannt gesehen, daß für die Erzeugung 
und Verteilung von bestem Qualitätssaatgut. 
954 000 DM ERP-Zuschüsse zugunsten der Not­
standsgebiete zur Verfügung gestellt wurden. Diese 
Saatgutverbilligungsaktion war für die Notstands­
gebiete eine große Hilfe, die sich auch in Zukunft 
nutzbringend auswirken wird. Die Landesanstalt 
für Moorwirtschaft und Landkultur mit ihren 
7 Moorwirtschaftsstellen und der Rhönkulturstelle, 
die zusammen in 19 örtliche Dienststellen und 
19 Versuchs- und Beispielbetriebe gegliedert sind, 
hat im Jahre 1952 durch Entwässerung und Um­
bruch 642,9 Hektar Moorflächen in landv1irtschaft­
liches Kulturland überführen können. Außerdem 
konnten 1254,4 Hektar Ödland Und Hutungen 
durch Umbruch, Entsteinung und Planierung für 
die landwirtschaftliche Nutzung neu gewonnen be­
ziehungsweise einer intensiven Nutzung zugänglich 
gemacht werden. Auf Moor und Ödland wurden 
10 Vollbauernstellen mit 158 Hektar und 5 Neben­
erwerbssiedlungen errichtet. Hervorheben möchte 
ich noch die Erfolge dieser Landesanstalt auf dem 
Gebiete der Forschung, die sich unter anderem auf 
ein neues Verfahren zur chemischen Untersuchung 
von Bodenproben usw„ auf eine neue Methode zur 
Verhütung von Mangelkrankheiten im Pflanzenbau 
und auf eine erfolgreiche Mineralsalzmischnug zur 
Beifütterung an mangelkranke Tiere beziehen. Die 
neue Landesanstalt für Wein-, Obst- und Garten­
bau Veitshöchheim faßt die bisherigen verschiede­
nen Dienststellen vor allem auf dem Gebiete- des 
Weinbaues zusammen und hat als neue Aufgabe 
die Grundlagenforschung für eine lohnende Reb­
kultur in Franken. Sie ist der Zentralpunkt für 
die Weinbauförderung in Bayern. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang darauf hinweisen, daß vor 
50 Jahren rund 7000 Hektar in Franken Reben 
trugen, heute nicht einmal 3000 Hektar! Die Lan·­
desanstalt für Tierzucht in Grub ist in den letzten 
5 Jahren zu einer der angesehensten und bedeu­
tendsten Forschungs-, Lehr- und Beratungsstätten 
auf dem Gebiete der Tierzucht in Europa und dar­
über hinaus geworden. Ihre Aufgaben erstrecken 
sich heute auf Forschung, Lehre und Beratung von 
der volksviirtschaftlichen, ernährungswirtschaft-

liehen und betriebswirtschaftlichen Bedeutung der 
Tierzucht, von den futterwirtschaftlichen Grund­
lagen der Tierzucht, den Fragen des Wertes der 
einzelnen Futtermittel bis zu den modernen Pro­
blemen der Züchtung und Vererbung. Die einzel­
nen Tierarten vom Pferd bis zum Kleintier finden 
in Forschung; Lehre und Beratung ebenso Berück­
sichtigung wie die Fragen der Haltung auf Weiden 
und im Stall, wobei besonders Stallverbesserung 
und Stallbau eine umfassende Bearbeitung erfah­
ren. Der Landesanstalt ist seit 1951 das Institut für 
Konstitutionsforschung der / Forschungsanstalt für 
Landwirtschaft in Völkenrode angegliedert, seit 
1952 die Futterberatungsstelle Bayern und seit 
1953 das Institut für Erbwertforschung in Neu­
stadt/ Aisch. 

Die Selbsthilfe der Landwirtschaft gegen die Fo~­
gen der Landflucht besteht in erster Lil).ie in einer 
erheblichen Ausweitung der Mechanisierung und 
Motorisierung in der Nachkriegszeit. Der Bestand 
an landwirtschaftlichen Schleppern in Bayern ist 
von rund 19 000 im Jahre 1946 auf rund 86 000 am 
Ende des Jahres 1952 angestiegen. Die Finanzie­
rung dieser Investitionen, die den Ausbau des ge­
werblichen Sektors auf diesem Gebiete außer­
ordentlich gefördert haben, erfolgte in erster Linie 
durch starke Einbrüche in die Bestände des 
Bauernwaldes, dann durch Inanspruchnahme von 
ERP-Krediten, durch weitestgehenden Lohnver­
zicht der mitarbeitenden Familienangehörigen und 
schließlich aus Erübrigungen, die ein günstiges 
Verhältnis der landwirtschaftlichen Erzeugnispreise 
zu den Preisen für den landwirtschaftlichen Auf­
wand in den e r s t e n Jahren nad1 der \Vährungs­
reform zugelassen hat. Die betriebswirtschaftliche 
Ausnutzung des erhöhten Maschinenbestandes 
konnte bisher mit dem raschen Tempo der Motori­
sierung und Mechanisierung nicht Schritt halten. 
Die vorhandenen Betriebsgrößenverhältnisse in 
der bayerischen Landwirtschaft erschweren es sehr, 
zu einer genügenden Rationalisierung der Betriebe 
durch erhöhte Technisierung gelangen zu können. 
In den 1 - 2-Pferde-Betrieben liegen die Verhält­
nisse auf diesem Gebiete besonders schwierig. Die 
Motorisierung des kleinbäuerlichen Betriebes ist 
bisher noch nicht gelöst, insbesondere nicht hin­
sichtlich der Schlepperfrage. Wenn auch die Ein­
spannkuh vorläufig immer noch der billigste Trak­
tor für den ·Kleinbetrieb ist, so darf doch nicht 
übersehen werden, daß es Verhältnisse gibt, wo in­
folge überweiter Entfernung der F'elder vom Dorf 
auch diese Frage zur Lösung drängt. Die Frage der 
Kleinschlepper, insbesondere der Einachsschlepper 
usw. muß deswegen auf das Programm der breiten 
Versuchsanstellung~n in der Technisierung gesetzt 
werden. 

(Abg. Dr. Franke: Einheitsschlepper, damit 
sie endlich billiger werden, und nicht 180 

Typen! Das ist ja furchtbar!) 

- Wir haben ja heute noch an die 180 Typen bei 
den Schleppern. 

Die Hauptschwierigkeit der Motorisierung und 
Mechanisierung liegt darin, daß ihr Nutzen erst .bei 
einer v o 11 e n Motorisierung des Betriebes greif­
bar wird oder zumindest, wenn eine ganze Ar-

6 
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beitskette motorisiert wird. Das übersteigt aber 
meist die finanzielle Kraft der landwirtschaftlichen 
Betriebe, so daß sich die überall im Gange befind-· 
liehe Teilmotorisierung zunächst finanziell nicht 
oder nicht genügend auswirken kann. 

Voraussetzung für eine wirtschaftliche Techni­
sierung ist, daß Fehlinvestitionen vermieden wer­
den, daß Maschinen und Geräte den Erfordernissen 
und Eigenheiten des jeweiligen Betriebes angepaßt 
sind und daß mit Hilfe der Maschinen zu neuzeit­
lichen Arbeitsmethoden und erhöhter Intensität 
des Anbaues übergegangen wird. Daraus ergeben 
sich die weitreichenden Aufgaben auf dem Gebiete 
der technischen und der betriebswirtschaftlichen 
Untersuchungen, der Entwicklung, Normung und 
Typisierung neuer Landmaschinen. 

Die Konstruktionen von motorisierten Geräte­
trägern, Gebläse-, Feldhäckslern, Häcksel- und 
Mähdreschern sowie die Mechanisierung der Stall­
dungarbeiten haben eine Fülle von technischen 
Problemen gebracht, die besonders sorgfältig unter­
sucht und gewertet werden müssen. Die Förderung 
einiger besonders aussichtsreicher Erfindungen auf 
diesem Gebiete erscheint angebracht. 

Der wirtschaftliche Einsatz bestimmter Maschi­
nen, wie zum Beispiel Schlepper, Dreschmaschinen, 
Mähdrescher usw„ kann in bäuerlichen Kleinbe­
trieben nur genossenschaftlich oder gemeinschaft­
lich durchgeführt werden. Die · Form der bäuer­
lichen Maschinengemeinschaft wurde durch Bereit­
stellung von Zuschüssen, Zinsverbilligungen und 
mittelfristigen ERP-Krediten so gefördert, daß in­
nerhalb eines Jahres 996 Schleppergemeinschaften, 
66 Mähdreschergemeinschaften und 110 sonstige 
Maschinengemeinschaften gebildet werden konn­
ten. Zu diesem Zweck wurden über 6 Millionen DM 
an ERP-Krediten, 276 000 DM an Zinsverbilligun­
gen und 45 000 DM an Zuschüssen· aufgewendet. 

Die praktische Ausbildung von Bauern und 
Landwirten zu Maschinen- und Schlepperführern 
konnte durch fachliche Betreuung der Deula-l:and-

. maschinenschule in besonderem Maße gefördert 
werden. Die Anmeldungen zu diesen Lehrgängen 
sind so zahlreich, daß der Ausbau der Deula-Land­
maschinenschule und die Verlegung von Markt­
Schwaben nach Freising sich als notwendig erwie­
sen haben. Mit dem Bau von zwei großen Maschi­
nenhallen und einem Internatsgebäude wurde be­
reits begonnen. Vom Bund wurden zu diesem 
Zweck 90 000 DM zur Verfügung gestellt. Das 
Staatsministerium bringt hierzu einen Zuschuß in 
Höhe von 30 000 DM auf. Zur Fertigstellung der 
maschinentechnischen Abteilung an der Lehranstalt 
für Maschinenkunde in Triesdorf erhält der Be­
zirksverband Mittelfranken einen Zuschuß von 
insgesamt 200 000 DM. 

Die Erzeugung auf dem Acker und auf dem 
Grünland hat in den beiden letzten Jahren eine 
Steigerung erfahren, die noch vor 5 Jahren un­
möglich erschien. Durch die verstärkte Anwendung 
von Handelsdüngern und bestem Saatgut sowie 
durch Mechanisierung und Rationalisierung der 

---~ ·-~-------·----

Erzeugung ist' es gelungen, die Hektarerträge er­
heblich zu steigern und den Anbau zu intensivieren. 

Es ist eine bedeutende Zunahme der Weizen­
anbaufläche bei gleichzeitiger Steigerung der Durch­
schnittserträge eingetreten. Wenn eine Anbaus~ei­
gerung bei Roggen und damit eine bessere Be­
darfsdeckung erreicht werden soll, muß der Rog­
genpreis näher an den Weizenpreis herangebracht 
werden. Der Braugerstenabsatz hat im vergange­
nen Jahr durch überreichliche Einfuhr sehr gelit­
ten. Da in diesem Jahr infolge des durch die Wit­
terungsverhältnisse bedingten verringerten Winter­
getreideanbaues mehr Sommergetreide und damit 
auch mehr Sommergerste angebaut werden mußte, 
ist mit einer erhöhten Braugerstenerzeugung zu 
rechnen. Es muß der Erwartung Ausdruck gegeben 
werden, daß dieser Umstand bei der diesjährigen 
Gersteneinfuhr entsprechende Berücksichtigung 
findet. Die Bestrebungen zur Förderung der Qua­
litätsgerstenerzeugung werden zunichte gemacht, 
wenn die einheimische Gerste gegenüber der Aus­
landsware hintangesetzt wird. Die Haferanbau­
fläche muß wegen des mangelnden Absatzes von 
Futter- und Industriehafer eine bedeutende Ein­
schränkung erfahren. Der Haferanbau für 'den 
Verkauf muß in erster Linie den rauhen Mittel­
gebirgslagen überlassen bleiben, während in den 
günstigen Lagen mehr Sommergerste und Som­
merweizen an Stelle des Hafers treten sollen. 

Mit der ständig zunehmenden Einführung von 
Mähdreschern tritt ein schwieriges Problem, näm­
lich die Trocknung des Mähdruschgetreides, mehr 
und mehr hervor. In den landwirtschaftlichen Be­
trieben, die mit Mähdreschern arbeiten, kann die­
ses Problem kaum gelöst werden. Es bleibt eine 
besonders vordringliche Aufgabe der Genossen­
schaften und des Handels, in ihren Lagerhäusern 
die Möglichkeit zum Trocknen des Getreides zu 
schaffen. Es ist zu wünschen, daß von ihnen diese 
Aufgabe ungesäumt in Angriff genommen wird. 

Die Getreideversorgung konnte sich im laufen­
den Wirtschaftsjahr bei Bund und Ländern nach 
den aufgestellten Versorgungsplänen ·vollziehen. 
Bis einschließlich April 1953 sind von den einge­
planten 2 Millionen Tonnen Einfuhrweizen 
1 824 200 Tonnen hereingenommen worden, wo- · 
durch die Brotversorgung sichergestellt wurde. Die 
Roggeneinfuhr spielt keine nennenswerte Rolle. 
Für unser Land Bayern gilt auf diesem Gebiete 
folgendes: 

Von den im Versorgungsplan 1952/53 vorgesehenen 
220 000 Tonnen Einfuhrweizen sind bis 31. März 
1953 115 615 Tonnen in Anspruch genommen 
worden. Die Getreideeinfuhrmenge bei Roggen 
.betrug im gleichen Zeitraum 6458 Tonnen, bei 
Gerste 8485 Tonnen, bei Hafer 1300 Tonnen, der 
aus alten Beständen den Nährmittelfabriken zu­
geführt wurde, bei Milocorn 48 135 Tonnen und 
bei Mais 26 321 Tonnen. Dem steht eine Anliefe­
rung aus bayerischer Ernte 1952 von 259 906 Ton­
nen Roggen, 409 836 Tonnen Weizen, 267 598 Ton­
nen Gerste und 49 563 Tonnen Hafer gegenüber. 
Die eingeführten Brotgetreidemengen wurden an 
die Mühlen nach einem Verteilungsschlüssel ver­
teilt, der im abgelaufenen Jahr nach längeren 
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.Verhandlungen· mit den beiden Mühlengruppen 
zur Zufriedenheit beider neu festgesetzt wurde. 
Der Bayerische Landtag hatte eine diesbezügliche 
Eingabe des Bayerischen Müllerbundes der Staats­
regierung zur Würdigung herübergegeben. Von 
der Tauschaktion Roggen gegen Milocorn wurde 
wegen des ungenügenden preislichen Anreizes nur 
wenig Gebrauch gemacht; es wurden lediglich 
zirka 22 800 Tonnen Milocorn und 3700 Tonnen 
Gerste zum Preise von 32,50 DM beziehungsweise 
34,50 DM per 100 kg ab Lager der Einfuhr- und 
Vorratsstelle disponiert; der übersteigende Fracht­
betrag von 1,50 DM per 100 kg wurde den Be­
ziehern auf Antrag vergütet. Die nunmehr ab 
15. Februar 1953 beendete Konsumbrot-Subventio­
nierun'g hat für Bayern einen Betrag von nahezu 
91 8 Millionen DM beansprucht, der an zirka 11 000 
Bäckereibetriebe ausbezahlt wurde. Die zur Über­
wachung der ordnungsgemäßen Me~dung ange­
setzten Kontrolle fanden bis 1. April 1953 bei 4280 
Bäckereibetrieben statt; 1 217 000 DM wurden auf 
Grund dieser Prüfungen :z:urückgefordert. . 

(Abg. Kiene: Hört, hört!) 

Die Prüfungen laufen bis Ende des Jahres weiter; 
jeder Betrieb soll mindestens einmal kontrolliert 
werden. 

Für die Frühdruschprämien-Aktion für Roggen 
wurden bis zum 31. März 1953 3 454 363 DM aus­
bezahlt. Mit der Annahme des . Getreidepreisgeset­
zes ist die Wirtschaftspolitik auf dem Getreide­
sektor für ein weiteres Jahr festgelegt. Die von 
einem Teil der Wirtschaft gewünschte Anordnung 
von Festpreisen für die Landwirtschaft ließ sich 
nicht durchsetzen. Die von den Verarbeitungs-

'gruppen gleichzeitig geforderte Mehl- und Brot­
preisbindung wurde epenfalls nicht akzeptiert. Es 
bleibt daher auch für das kommende Getreide­
wirtschaftsjahr bei den Von-bis-Preis.en für Ge­
treide und bei dem freien Wettbewerb der Ver­
arbeitungsgruppen. 

Ein ausgedehnter Kartoffelanbau ist unbedingt 
erforderlich, um eine gesicherte Ernährung und 
eine ausreichende Futterbasis zu haben. Im Kar­
toffelanbau ist jedoch eine Spezialisierung not­
wendig. Für die verschiedenen Verwendungs­
zwecke müssen die vorhandenen Spezialsorten an­
gebaut werden, um entsprechenden Absatz zu be­
friedigenden Preisen zu erzielen. 

Für einen verstärkten Zuckerrübenanbau in 
Bayern sind die Voraussetzungen jetzt insofern 
erfüllt, als die Verarbeitungskapazität der Zucker­
fabrik Regensburg um die Hälfte erhöht und dazu 
noch die Zuckerfabrik Franken in Ochsenfurt neu 
errichtet wurde. Die Vorteile, die der Zucker­
rübenanbau für jeden Betrieb bringt, lassen einen 
vermehrten Anbau auch gerechtfertigt erscheinen. 
Sehr viel mehr Bezirke in Bayern könnten Zucker­
rüben bauen. Diese Angelegenheit ist viel weni­
ger eine Frage der Böden als der Ackerkultur und 
der Fruchtfolge. Es ist notwendig, daß in diesem 
Jahre wenigstens der Zuckerrübenpreis rechtzeitig 
in ausreichender Höhe festgesetzt wird. 

(Sehr richtig!) 

Die Förderung der Grünland- und Futterwirt­
schaft ist für uns in Bayern ganz besonders wich­
tig, da 42,3 Prozent der landwirtschaftlichen Nutz­
fläche allein auf das Grünland entfallen. Fast 8000 
aus ERP-Mitteln finanzierte Demonstrationsflächen 
zur Steigerung der Futtererzeugung haben bewie­
sen, daß sich noch Ertragssteigerungen von erheb­
lichem Ausmaß erzielen lassen. Sorgen bereitet 
mir der Umstand, daß wir mit der künstlichen 
Trocknung von Grünfutter und Rübenblatt nicht 
recht vorwärtskommen. Nicht nur die Schweiz und 
Holland, sondern auch andere deutsche Länder 
haben uns in dieser Frage geradezu überrollt. 
Freilich stehen anderwärts nicht nur langfristige 
billige oder zinslose Kredite, sondern auch nam­
hafte Zuschüsse zur Errichtung von Trocknungs­
stationen zur Verfügung, so daß der genossen­
schaftliche Zusammenschluß nur einen Teil -
etwa 1/a .- selbst zu den Errichtungskosten bei­
zutragen hat. Ich werde auf diese Angelegenheit 
im Rahmen künftiger Etats zurückkommen müssen. 

Die Organisation des Ackerbaues ist im Lande 
Bayern immer noch weitgehend durch die verbes­
serte Dreifelderwirtschaft gekennzeichnet. Nur der 
Regierungsbezirk Unterfranken - ich bitte die 
unterfränkischen Abgeordneten, Obacht zu geben 
- hat ein ungefähr ausgeglichenes Verhältnis des 
Anbaues von Halmfrüchten und Blattfrüchten auf 
dem Ackerlande erreicht. Besonders stark ist der 
Getreideanbau im östlichen Oberbayern entwik­
kelt, wobei der Sommergetreideanbau vielfach so­
gar im Vordergrunde ·steht. Befriedigende Ge­
treideerträge können bei einer solchen Organisa­
tion des Ackerbaues aus Gründen der Fruchtfolge, 
der7.stärkeren Verunkrautung usw. nicht erwartet 
werden. Auf der Grundlage der Ergebnisse der 
letzten landwirtschaftlichen Betriebszählung wer­
den im Durchschnitt des Landes Bayern auf dem 
Ackerlande 56,6 Prozent Halmfrüchte und 43,4 Pro­
zent Blattfrüchte angebaut. Das Verhältnis von 
Ackerland zu Dauergrünland ist im Landesdurch­
schnitt wie 1:0,76; die Grenzwerte für dieses Ver­
hältnis sind im Regierungsbezirk Unterfranken 
mit 1:0,25 und im Regierungsbezirk Schwaben mit 
1:1,64 gekennzeichnet. Der Zwischenfruchtbau 
nimmt im Durchschnitt Bayerns nur 7,5 Prozent 
des Ackerlandes in Anspruch; er ist im Regie­
rungsbezirk Niederbayern mit 10,1 Prozent am 
stärksten entwickelt, überall aber noch ausbau­
fähig. Die Hauptfutterfläche, also Grünland und 
Feldfutterbau, nimmt im Durchschnitt des Landes 
56,8 Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche 
ein; die Nebenfutterfläche, also vor allem Zucker­
rüben und Zwischenfrüchte, beanspruchen 4,6 Pro­
zent der landwirtschaftlichen Nutzfläche. 

Das Grünland, also der Hauptbestandteil unse­
rer Futterfläche, bringt überwiegend. so geringe 
Erträge, daß es überall dort, wo ein Übergang zur 
intensiven Mähweide · nicht möglich ist, sowohl 
nach räumlicher Ausdehnung· wie nach landwirt­
schaftlicher Kultur einer völligen Umgestaltung 
bedarf. Im Rahmen dieser Umgestaltung ist auch 
die Aufgabe der Abkehr von der noch überwie­
gend vertretenen Fruchtfolge der Dreifelderwirt­
schaft in Richtung auf die Fruchtwechselwirtschaft 
zu betreiben. Es sind hier Zielsetzungen nicht nur 
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für Betriebe, sondern für ganze Gemeindefluren 
auszuarbeiten. Für die nächsten Jahre stehen wir 
jedenfalls vor betriebswirtschaftlichen Aufgaben, 
die größer und schwieriger sind als je zuvor. Ohne 
einen Ausbau der für diese Arbeiten einschlägi­
gen Dienststellen werden sich diese Probleme nicht 
lösen lassen. 

Der H o p f e n kann als eine bayerische Spezial­
kultur bezeichnet werden, denn 90 Prozent der 
deutschen Gesamternte stammen aus Bayern. Die 
Hopfenbauern wissen,. daß für sie die Erzeugung 
bester Qualität von ausschlaggebender· Bedeutung 
ist, um auf dem Weltmarkt konkurrenzfähig zu 
sein. Die bayerische Hopfenerzeugung ist heute 
schon so hoch, daß im Durchschnitt mindestens ein 
Drittel zur Ausfuhr gelangen muß. 

Meine Damen und Herren! Die Frage des Hop­
fenforschungsinstituts für die Hopfenbauern lasse 
is:h lieber weg„ weil sich darüber die kritischen 
Geister immer noch nicht lOOprozentig einig sind. 

Der Tabakanbau ist für viele fränkische klein­
und mittelbäuerliche Betriebe, die gezwungen sind, 
aus ihren geringwertigen Böden das Höchstmögliche 
herauszuholen, um existieren zu können, von großer 
wirtschaftlicher Bedeutung. In der Erkenntnis, daß 
nur Qualitätsware entsprechenden Absatz zu an­
ständigen Preisen findet, sind die fränkischen Tabak­
pflanzer rechtzeitig zur künstlichen Trocknung über­
gegangen und haben für die zahlreichen Röhren­
tocknungsanlagen über 1 Million investiert. Bahn­
brechend sind die Tabakanbauer auch im Absatz 
ihres Produktes vorgegangen, indem sie die Ver­
steigerung eingeführt haben, die sich bestens be­
währt. Für die zwei großen Versteigerungshallen, 
die in Schwabach errichtet wurden, wurde eine 
staatliche Beihilfe gewährt. Ich möchte an dieser 
Stelle den Tabakanbauern meine besondere An­
erkennung zollen, da sie in ganz kurzer Zeit die 
Probleme gelöst haben, die notwendig sind, damit 
dieser Anbau auch in Bayern gewährleistet bleibt. 

Auch die andereri Sonderkulturen, wie Heil- und 
Gewürzpflanzen und Korbweiden, erfahren staat­
licherseits Unterstützung. 

Die Förderungsmaßnahmen im Acker- und Pflan­
zenbau werden in enger Zus!immenarbeit mit den 
für die verschiedenen Fruchtarten vorhandenen 
privaten Spezialorganisationen durchgeführt, denen 
bei ihren Bestrebungen zur Steigerung und Bes­
serung der Erzeugung sowie des Absatzes die ideelle 
und finanzielle Unterstützung des Staates zukommt. 

Große Fortschritte sind auch auf dem Gebiete der 
landwirtschaftlichen Abwasserverwertung erzielt 
worden. Die Oberste Baubehörde hat im besten 
Einvernehmen. mit dem bayerischen Staatsministe­
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
seit 1950 1700 Hektar landwirtschaftliche Ver­
wertungsflächen in 22 betriebsfertigen Projekten 
geschaffen, die für das ganze Bundesgebiet bei­
spielgebend sind. Das wissenschaftliche Gremium 
für die Erforschung landwirtschaftlicher Abwasser­
verwertungsfragen, in dem maßgebende bayerische 
Forschungsinstitute und unsere Landesanstalten 

mitarbeiten, gibt die Gewähr dafür, daß die von 
der Hygiene erhobenen Vorwürfe bei Beachtung 
einiger Vorsichtsmaßregeln nicht aufrechterhalten 
werden können. Riesige Abwassermengen ver­
unreinigen seit Jahr und Tag unsere Gewässer. 
Diese auf dem Wege der Landbehandlung nutz­
bringend zu verwerten, müßte in den kommenden 
Jahren eine Staatsaufgabe ersten Ranges sein. 

In der Almwirtschaft lag und liegt der Schwer­
punkt der Förderungsarbeiten im Entsteinen und 
Schwenden der Almflächen. Daneben sind durch 
Verbesserung der Düngerwirtschaft durch Bau von 
Dungstätten und Güllegruben und durch vermehrte 
Unterteilung der Flächen die Futtererträge zu stei­
gern und in der Güte zu verbessern, um mehr Vieh 
sömmern ztt können. Diese Maßnahmen setzen 
vielfach Umbau der Almställe und Ausbau der 
Almwege zur Beförderung der Baustoffe und Han­
delsdüngermengen voraus. 

Mit dem Einsatz von Landesmitteln (60 000 DM 
je Jahr) und 460 000 DM aus ERP-Mitteln konnte 
in den beiden letzten Jahren viel zur Erhaltung 
und Verbesserung der Almwirtschaft geschehen. 
Im Allgäu allein konnten deshalb 3000 Stück Vieh 
mehr aufgetrieben werden. 

Ziel der Almwirtschaftsförderung ist es, auch 
noch die 10 000 Hektar in der Kriegs- und Vor­
kriegszeit verloren gegangener Almweide durch 
Schwenden und Entsteinen zurückzugewinnen, 
mindestens jährlich 500 Hektar in Weideschläge 
unterzuteilen, die Weideerträge durch 100 Stall­
umbauten, 100 Düngetstätten und Güllegruben zu 
steigern und den Betrieb durch Ausbau der Wege 
zu erleichtern. In der wichtigen Frage der Tren­
nung von Wald und Weide dürfen die Interessen 
unserer Gebirgsbauern nicht zu kurz kommen. 

Die notwendigen Almverbesserungen gehen meist 
über die bergbäuerliche Leistungskraft hinaus. 
Ohne namhafte Beihilfe durch den Staat vermag 
der Almbauer riicllt die Förderungsmaßnahnien 
durchzuführen, die im Interesse der Steigerung der 
Milch-, Fett- und Fleischerzeugung notwendig er­
scheinen. Es darf nicht übersehen werden, daß viele 
Verbesserungsmaßnahmen zwar zur Erhaltung der 
Almen und zur Betriebserweiterung notwendig 
sind, aber auch sehr hohe Kosten verursachen. 

Die Forderung der gärtnerischen Berufsorgani­
sationen auf Errichtung von staatlichen Obst- und 
Gartenbaustellen, die der Bayerische Landtag im 
November 1951 genehmigte, konnte vorerst so weit 
erfüllt werden, daß in den Regierungsbezirken 
Niederbayern/Oberpfalz, Unterfranken und Schwa­
ben je eine Staatliche Obst~ und Gartenbaustelle 
errichtet wurde. Zur Zeit bestehen in Bayern ein­
schließlich der schon seit vor dem ersten Weltkrieg 
tätigen Obst- und Gartenbaustelle in Bamberg 
insgesamt 4 Staatliche Obst- und Gartenbaustellen. 
Die Tätigkeit dieser Stellen hat sich für die gärt­
nerische Praxis als außerordentlich wertvoll er­
wiesen. Der Mehraufwand von 59 500 DM für den 
Obst- und Gartenbau gegenüber dem Rechnungs­
jahr 1952 steht in keinem Verhältnis zu den Vor­
teilen, die hier durch die Förderung des Garten­
baues der gesamten Volkswirtschaft erwachsen. 
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Dem Lande Bayern wurden vom Bund aus ERP­
Mitteln für das „Programm zur Förderung .des 
gartenbaulichen Beratungsdienstes" 147 900 DM zur 
Verfügung gestellt. Dieses ERP-Programm endet 
mit dem 31. März 1953. Die Hauptaufgabe des Be­
ratungsdienstes bestand neben der Verstärkung der 
Schädlingsbekämpfung und der Vereinfachung der 
Arbeitstechnik vor allem darin, die Technisierung 
im Gartenbau voranzutreiben, um eine Senkung 
der hohen Gestehungskosten zu erreichen. 

Es unterliegt keinem Zweifel, daß uns~re land­
wirtschaftliche Erzeugung auf dem Gebiete d·es 
Pflanzenbaues stetige und rasche Fortschritte ge­
macht hat. rne Flächenproduktivität der wichtig­
sten Feldfrüchte liegt ·auf Bundesebene im Jahre 
1952 bei U5-120 Prozent der Vorkriegserträge. 
Wie stark die Erhöhung der Hektarerträge auf dem 
Ackerland in langjähriger Sicht gewesen ist, ergibt 
sich aus einem Vergleich neuerer Ertragszahlen mit 
denen aus dem vorigen Jahrhundert. So sind zum 
Beispiel die Weizen- und Roggenerträge von 1880 
bis 1939, jeweils im mehrjährigen Durchschnitt, um 
70-80 Prozent gestiegen und die Kartoffelerträge 
haben sich in dem gleic...hen Zeitraum ziemlich genau 
verdoppelt. Für das Land Bayern zeigt eine Gegen­
überstellung der Hektarerträge des Jahres 1951 
mit denjenigen des Jahres 1880, daß zum Beispiel 
bei Getreide sogar mehr als eine Verdoppelung der 
Erträge eingetreten ist; der Winterweizenertrag ist 
beispielsweise von 12,9 Doppelzentner je Hektar 
auf 28,6 Doppelzentner je Hektar gestiegen. Die 
Landwirtschaft hat damit den Beweis erbracht, daß 
sie die Ergebnisse von Forschung und VVissenschaft 
weitgehend praktisch angewandt hat. Es ist auch 
kein Grund dafür zu sehen, daß etwa die Tendenz 
der Steigerung der Hektarerträge nicht weiter fort­
gesetzt werden könnte. Leider ist es nicht gelun­
gen, ähnliche Ertragserhöhungen auch auf dem 
wichtigen Sektor des G1·ünlandes zu erzielen. Auf 
die Reserven, die hier noch vorliegen, habe ich be­
reits hingewiesen. Immerhin ist es gelungen, den 
Milchkuhbestand wieder auf 99,4 Prozent des Vor­
kriegsbestandes zu bringen und die Leistung je 
Tier zu steigern. Nicht nur die Milchleistung nimmt 
zu, sondern auch der Fettgehalt der Milch. Eine 
Steigerung des Milchertrages je Kuh und Jahr von 
2000 kg im Vorkriegsdurchschnitt auf 2300 kg im 
letzten Jahr ist durchaus beachtlich. Trotzdem 
kann und muß auf dem Gebiete des Grünland­
ertrages noch viel geschehen, wobei ich unter an­
derem zum Beispiel auf den starken Kleegrasbau 
in der Schweiz mit immerhin ähnlichen Boden­
und Klimaverhältnissen hinweisen möchte. Aber 
in der Schweiz bekommt der Bauer 38 - 40 Rap­
pen für den Liter Milch, während bei uns der 
Fortschritt auf dem Gebiete der Veredlungserzeu­
gung durch ausgesprochen ungünstige Preisrelatio­
nen gehemmt ist. Auf der Basis der Erzeugerpreise 
landwirtschaftlicher Produkte für das Wirtschafts­
jahr 1949/50 ergibt sich zum Beispiel, daß die Er­
zeugerpreise der Landwirtschaft im März 1953 ins­
gesamt bei 106 stehen, während die Getreide­
preise bei 159, die Schlachtviehpreise aber nur bei 
98, die Milchpreise nur bei 107 und die Eierpreise 

nur bei 68 liegen. Derselbe Vergleich, auf das letzte 
Vorkriegsjahr bezogen, führt zu grundsätzlich 
gleichen Ergebnissen. Genau so gut, wie jeder, ge­
werbliche Betrieb seine Erzeugung auf den Ab­
satz und die Preise einstellt, muß dies auch der 
landwirtschaftliche Betrieb tun, wenn er auch Pro­
duktionsumstellungen nur langsamer und vorsich­
tiger vornehmen kann als ein gewerbliches Unter­
nehmen. Es ist also zur Erreichung höherer Lei­
stungen unserer Grünlandflächen usw. von größter 
Wichtigkeit, daß sich die Preisrelation für acke1·­
bauliche- und für Ve1·edlungserzeugnisse wieder 
normalisiert. Im Durchschnitt Bayerns entfallen 
zirka 70 Prozent der Einnahmen unserer landwirt­
schaftlichen Betriebe auf Einnahmen aus der Ver­
edlungstätigkeit; bei .den klein- und mittelbäuer­
lichen Betrieben sind es auch in Ackerbaugebieten, 
also auch dort, wo die Natur' die Veredlungswirt­
schaft nicht begünstigt, 80, 90 und 100 Prozent. Der 
kleinere Betrieb kann ohne stark entwickelte Ver­
edlungswirtschaft nicht existieren; er leidet unter 
der Ungunst der Preisrelationen zwischen Acker­
erzeugnissen und Veredlungsprodukten ·ganz be­
sonders. 

Mit seinen 3 592 724 Rindern, die am 3: Dezem­
ber 1952 gezäihlt W1UI1den, ist Bayern eines der größ­
ten Tiel'zuchtländer Europas. Audi daraus geht 
hervor, daß der Umfang der Erzeugungsleistung 
und ebenso die allgemeine Ertragslage unserer 
Landwirtschaft entscheidend von dem Rindvieh­
und von dem Milchpreis abhängen. Im vergange­
nen Jahr betrug der Auszahlungspreis pro kg Milch 
im Durchschnitt bei einem Fettgehalt von 3,80 Pro­
zent: 26,95 Pfg. Damit lag er in ~ayern am 
niedrigsten unter allen deutschen Ländern. Er lag 
um 1,49 Pfennig niedriger als in Hessen und um 
2,89 Pfg. niedriger als in Rheinland-Pfalz, womit 
ich die Gr·enzwerte di<eses v;ergleiches angiegeben 
habe. 1 Pfennig Milch-Geld je Kilo macht aber 
für die bayerische Landwirtschaft rund 19,5 Mil­
lionen DM im Jahr aus. 

Ebenso wie die Landwirtschaft aber berechtigt 
·ist, einen gerechten Milchpreis zu fordern, ebenso 
hat sie auch erkannt, daß sie alles tun muß, um 
die Erzeugungskosten zu senken. Unter den vielen 
Maßnahmen, die eine Senkung der Erzeugungs­
kosten ·bewirken, sei vor allem die Milchleistungs­
prüfung genannt. Das Jahr 1952 hat die Erfüllung 
eines Programms gebracht, das wir uns in der 
bayerischen Landwirtschaft selibst g.estelJt hatten: 
Verdoppelung der Teilnehmerzahl an den freiwil­
ligen Milchleistungsprüfungen. Mit Beginn des 
Jahres 1953 standen 47 219 Betriebe mit 378 831 
Kühen = 21,8 Prozent des Gesamtkuhbestandes 
unter Kontrolle. 

Die Durchführung der Milchkontrolle kostet viel 
Geld. Jeder Eingeweihte weiß, daß man in allen 
westeuropäischen Ländern die Milchleistungsprü­
fungen nur mit hohen Staatszuschüssen durchfüh­
ren kann. Je mehr Kleinbetriebe, je kleiner die 
Kuhzahl der Betriebe, desto höher der Zuschuß­
bedarf. Eine unleugbare. Tatsache, die uns in 
Bayern besonders berührt. Rentieren sich nun 
diese Aufwendungen? Sämtliche im Jahre 1952 
kontrollierten Kühe hatten ein durchschnittliches 
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Ergebnis von 3005 kg Milch. Dabei ist festzustellen, 
daß diejenigen Betriebe, die schon längere Zeit bei 
den Milchleistungsprüfungen mittun, um über 
500 Liter Milch mehr je Kuh als die jüngeren 
Teilnehmer, nämlich 3353 gegen 2842, erzeugt 
haben; sie hatten auch wesentlich höhere Fettpro­
zente, nämlich 3,92 Prozent gegen 3,8 Prozent. 

Die langjährige Teilnahme an den Milchleistungs­
prüfungen hat die Betriebe durch bessere Betriebs-, 
organisation, insbesondere verbesserten Futterbau, 
krisenfester gemacht - zum eigenen Nutzen, aber 
auch zum Nutzen der Versorgung der Bevölkerung. 

Nun zu den Betrieben, die der Milchkontrolle 
nicht angeschlossen sind: Diese haben um rund 
800 Liter je Kuh und, Jahr weniger erzeugt als die 
kontrollierten Betriebe. Dies bedeutet in Geld aus­
gedrückt, eine Mindereinnahme von 280 Millio­
nen DM. Würde man aber nur - einen ausreichen­
den Milchpreis vorausgesetzt - die in Bayern 
zweifellos vorhandene Möglichkeit einer Leistungs­
steigerung von 400 Liter je Kuh und Jahr in Rech­
nung setzen, so ergäbe das bei 1 798 741 Kühen in 
Bayern und einem Erzeugermilchpreis von 0,25 DM 
einen Erzeugermehrwert von 178 974100 DM. 
Welche Volkswürtsch:aft, welche 'Staatsführung lmnn 
sich eine solche Mehrerzeugung, ein solches An­
wachsen volkswirtschaftlicher Erzeugungskraft ent­
gehen lassen? 

(Sehr gut! bei der CSU) 

Wenn aber schon die bayerische Landwirtschaft 
auf die Veredlungswirtschaft in so außerordent­
lichem Maße angewiesen ist, dann muß auch alles 
getan werden, um eine gute Veredlung~wirtschaft 
zu betreiben. Dies besonders deshalb, weil die 
Hauptveredlungsländer Westeuropas, vor allem 
Holland und Dänemark, unteT weit günsiJi.1ge:ren Ver­
hältnissen mit ihren Veredlungsprodukten auf den 
deutschen Miarkt drängen; 1desihal!b giilt ie:s, 1alle An­
strengungen zu machen, um die Erzeugungskosten 
so weit wie möglich zu senken. Dies ist möglich 
erstens durch die Hebung des Fachwissens. 

Die vorhandenen Beratungskräfte können der 
Überfülle der Aufgaben kaum mehr nachkommen. 
Es war mit der vorhandenen Zahl von Melklehrern 
im letzten Jahr nicht möglich, den Wünschen der 
Landwirtschaft nach Durchführung der Viehhal­
tungs- und Melkkurse nachzukommen. Deshalb ist 
hier künftig eine Stellenmehrung notwendig. Neue 
Aufgaben stehen heran! Die Melkmaschine - bei 
richtigem Einsatz ein Hilfsmittel der Arbeitserleich­
terung für die vielgeplagte Bauersfrau - hat eine 
weite Verbreitung gefunden. In der Zeit vom 
15. Oktober 1951 bis 31. Dezember 1952 ist die Zahl 
der in Bayern in Betrieb befindlichen Melkmaschi­
nen von 2402 auf 7204 gestiegen. Zu Anfang dieses 
Jahres wurden 103 443 Kühe mit Maschinen gemol­
ken. Auch in den kleineren Betrieben bis zu 6 Kühen 
gewinnt die Verwendung von Melkmaschinen zu­
nehmend an Boden; am 31. Dezember 1952 waren 
immerhin 440 Melkmaschinen bei diesen kleineren 
Betrieben in Verwendung. Wenn die Melkmaschine 

eine Hilfe der Bäuerin bleiben solle und die Milch 
in ihrer Qualität und die Kühe in ihrer Gesundheit 
nicht leiden sollen, muß die Ausbildung in der 
Handhabung und im Einsatz dieser Maschine mit 
allen Mitteln vorangetrieben werden. Es müssen 
also die vorhandenen Viehhaltungsschulen so au.s­
gebaut werden, daß laufend Lehrgänge im Maschi­
nenmelken durchgeführt werden können. Dies ge­
nügt aber nicht. Durch die schon überlastet(!n Melk­
lehrer müssen Kurzkurse auf den Dörfern für Ma­
schinenmelken abgehalten werden, um gröbste Ver­
stöße gegen Technik und Tier zu verhindern. 

' Zweitens bedarf die Teilnahme an der Milch­
leistungsprüfung einer weiteren Steigerung. Durch 
die Teilnahme an dieser Leistungsprüfung finden 
die Beratungskräfte oft erst Eingang in die Ställe 
und Betriebe, um dort die Erkenntnisse der ren­
tablen Viehhaltung dem Bauern zu vermitteln. Es 
handelt sich ja nicht nur um die Feststellung der 
Milchmengen und des Fettprozentgehaltes, sondern 
ganz besonders um die züchterische und betriebs­
wirtschaftliche Auswertung dieser Ergebnisse neben 
einer laufenden Futterberatung. Berücksichtigt 
man nur die durch die Milchleistungsprüfungen 
den Landwirten ermöglichte Steigerung des Fett­
gehaltes der abgelieferten Milch, so ergibt sich, daß 
die im Jahre 1952 von den Molkereien erfaßte 
Milch um 38 276 Doppelzentner Butter mehr ent­
hielt als die gleiche Milchmenge mit dem Fett­
prozentgehalt des Jahres 1938. Diese Buttermenge 
entspricht einem Verkaufspreis von rund 23 Mil­
lionen DM. 

Wenn der Staat die bisher gewährten Mittel für 
die Milchleistungsprüfungen nicht mehr zur Ver­
fügung stellen würde, so müßte in allen kleineren 
Betrieben - und das sind vor allem fast alle Be­
triebe Nordbayerns und Nordschwabens - die 
Mikhleistun:gsprüfunig eing1estent werden. Damit 
würde man diese kleinen Betriebe der Möglichkeit, 
an der Beratung und damit am Fortschritt teil­
zunehmen; berauben. 

Neben der laufenden Ausbildung, Fortbildung 
und Beratung sind es vor allem drittens züchteri­
sche Maßnahmen, die eine Erzeugungssteigerung 
gewährleisten. Eine Beschleunigung des züchteri­
schen Fortschrittes kann vor allem dadurch erreicht 
werden, daß es gelingt, durch Einsatz aller züchte­
rischen Maßnahmen Vatertiere mit bestem Erbgut 
zu züchten. 

Eine besondere Aufgabe besteht schließlich darin, 
möglichst viele Betriebe der Landestierzucht für 
die Herdbuchzucht und Herdbuchführung - als 
Voraussetzung für jede züchterische Beratung -
zu gewinnen, um dadurch baldmöglichst in die Lage 
zu kommen, den Bedarf an gutem, tbc-freiem weib­
lichem Zuchtmaterial im eigenen Lande zu befrie­
digen. Ich bin überzeugt, daß es nach jeder Rich­
tung hin vorteilhafter ist, durch unsere Tierzucht­
ämter die Tierbestände aller unserer Betriebe lei­
stungsfähiger und damit gesünder zu machen, als 
Nachteile und Schäden, die durch kranke Bestände 
verursacht werden, doch auch unter Aufwendungen 
der öffentlichen Hand nachhinein zu bekämpfen. 
Auf allen Gebieten ist eine vorausschauende Ver-
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meidung von . Schäden billiger und vollkommener 
als die Behebung bereits eingetretener Nachteile. 
Ich möchte dem Obersten Rechnungsho.f nahelegen, 
diese Erkenntnis nicht abzulehnen. Im übrigen sehe 
ich die enge organisatorische Zusammenarbeit der 
Tierzuchtämter mit den Tierzuchtverbänden, dem 
Bauernverband und den milchwirtschaftlichen Or­
ganisationen als ein nachahmenswertes Beispiel da­
für an wie der Aufwand des Staates für die Wirt­
schaft;förderung zu höchster Wirkung _gebracht 
werden kann; die Verbindung von Praxis und Be­
amtentum kann mir gar nicht eng genug sein. 

Gerade die Tatsache, daß praktisch bei jedem 
Tierzuchtamt in Form des Verbandsausschusses ein 
wirklich einflußreicher bäuerlicher Beirat besteht, 
macht anerkanntermaßen die Stärke der süddeut­
schen Tierzuchtorganisationen aus. Es ist nicht von 
ungefähr, daß man in Holland, als dem wohl erfolg­
reichsten Tierzuchtland der Welt, von Staats und 
Gesetzes wegen ganz ähnliche Einrichtungen ge­
schafffen hat. Meine Damen und Herren! Wenn es 
in Bayern nicht mehr so gehandhabt werden darf, 
werde ich mir auch erlauben, im Bayerischen Land­
tag ein entsprechendes Gesetz einzubringen. Ich 
hoffe, daß im Interesse Cj.er Landestierzucht dieses 
Gesetz dann vom Landtag auch wirklich angenom­
men wird. 

Auf dem Gebiete der Milchwirtschaft hat der 
Leistungswille erneut Erfolge zu verzeichnen. Die 
Milchanlieferung an die bayerischen Molkereien 
war im ersten Halbjahr 1952 um etwa 10 Prozent 
über derjenigen im ersten Halbjahr 1951 gelegen 
und hat im Jahresdurchschnitt 1952 trotz der 
Trockenheit im Sommer 1952 und der dadurch be­
dingten ungünstigen Futterverhältnisse des zwei­
ten Halbjahres 1952 rioch eine Steigerung von rund 
5,5 Prozent gegenüber dem Vorjahre gebracht. Tm 
Vorkriegsdurchschnitt hat die Mo.lkereimilchliefe­
rung rund 1,4 Milliarden kg betragen. Gegenüber 
dem Jahre 1951 mit einer Molkereimilchlieferung 
von rund 1,89 Milliarden kg konnte im .Jahre 1952 
die Milchanlieferung bei den Molkereien auf rund 
1,96 Milliarden kg gesteigert werden. Im .Jahre 
1952 lag die Buttererzeugung mit rund 49 671 Ton­
nen um rund 2000. Tonnen, die Käseerzeugung mit 
rund 67 014 Tonnen um rund 4400 Tonnen höher 
als im Jahre 1951. Auch in der Herstellung von 
Dauermilch machte sich im Jahre 1952 gegenüber 
1951 eine Steigerung um rund 5500 Tonnen be­
merkbar. Hinsichtlich der Molkereimilchlieferung 
steht Bayern mengenmäßig im Bundesgebiet an 
dritter Stelle. An der gesamten Buttererzeugung 
im Bundesgebiet nimmt Bayern die zweite Stelle 
ein; in der Käseerzeugung dagegen wird Bayern 
von keinem Bundesland übertroffen. Die nach wirt­
schaftlichen Gesichtspunkten durchgeführten Stüt­
zungsmaßnahmen haben nicht nur eine Annähe­
rung der Milchauszahlungspreise in den einzelnen 
Erzeugungsgebieten gebracht, sondern auch die Ver­
sorgung der Bevölkerung der größeren Verbrauchs­
orte in milchschwachen Erzeugungsgebieten sicher­
gestellt. Die Bedeutung der bayerischen Milchwirt­
schaft im Rahmen der bäuerlichen Gesamteinnah-

men und innerhalb der gesamten Volkswirtschaft 
erhellt am besten die Tatsache, daß im Jahre 1952 
allein über 528 Millionen DM an die Milcherzeuger 
ausbezahlt werden konnten, eine Einnahme, die in 
monatlichen Zuwendungen dem Bauernhofe zu 
einem erheblichen Teil die Geldbeträge bringt, die 
zum Umtrieb der Wirtschaft erforderlich sind. Es 
muß deshalb auch unser vornehmstes Ziel bleiben, 
die im Milch- und Fettgesetz geschaffene Milch­
marktordnung unter allen Umständen aufrechtzu­
erhalten, weil nur mit ihr und in einer entsprechen­
den Qualitätsförderung diese wichtige Einnahme­
quelle der Landwirtschaft garantiert ist. 

Der jährliche Schlachtviehanfall aus den bayeri­
schen Viehbeständen überstieg 1 Milliarde DM. 
Der Gesamtanfall an Schlachtvieh betrug im Jahre 
1952 rund 525 000 Stück Großvieh, 800 000 Kälber, 
2 400 000 Schweine rund 150 000 Scha:ße. tDii!e Bedeu­
tung des :Schlachtviehmarktes für id'i:e Landwirt­
schaft rund idie übrigen, am Vd:eh- 'Ullld Fleisch­
verik:iehr 1beteiildgben Kreise ·eiinschlteßlich der 
Verbraucher wird durch diese Tatsache klar er­
sichtlich. Fast 50 Pro.zent des bayerischen Schlacht­
viehanfalls werden über die nach dem Vieh- und 
Fleischgesetz anerkannten Schlachtviehgroßmärkte 
und Märkte umgesetzt. Daraus ergibt sich die Be­
dei:itung der in Bayern bestehenden anerkann­
ten Schlachtviehmärkte. Zur Zeit bestehen sechs 
Schlachtviehgroßmärkte und 8 anerkannte Schlacht­
viehmärkte. Im Monat März wurde als letzter 
der Schlachtviehmarkt Straubing gemäß § 4 Ziff. 2 
des Vieh- und Fleischgesetzes anerkannt' und seiner 
Bestimmung übergeben. Demgegenüber steht eine 
Einfuhr nach Bayern von rund 4358 Rindern, 
51885 Schweinen und 5250 Tonnen Fleisch, Speck 
und Innereien. 

Die Abstimmung der Importe mit den einheimi­
schen Marktverhältnissen durch fortlaufende Ver­
wertung der auf den. Märkten gewonnenen Zahlen 
ist ·besonders wichtig. Es wurden aber im Laufe 
des Jahres 1952 durch die Einfuhr- und Vorrats­
stelle nur zirka 4000 Rinder und etwa 3300 Schweine 
mit einem Wert von etwa 4 Millionen DM aus dem 
Markt genommen. Gleichzeitig wurden. ebenfalls 
über das Bundesernährungsministerium, allerdings 
nur soweit es die handelsvertraglichen Bindungen 
erlaubten, Einfuhren von Vieh und Fleisch abge­
stoppt oder auf Zeitpunkte verschoben, in denen 
keine ernsthaften Störungen des innerdeutschen · 
Marktes ·zu befürchten waren. Der Einfuhr- und 
Vorratsstelle wurde außerdem empfohlen, Fleisch 
aus ihren Beständen auszulagern, wenn Preisent­
wicklungen auf den Märkten zu beobachten waren, 
die mit der wahren Marktlage nicht im Einklang 
standen. Die zur Zeit im Zusammenhang mit an­
deren Absatzschwierigkeiten für die Landwirtschaft 
sehr ernste Preisentwicklung auf den Schlachtvieh­
märkten zeigt, daß der Mechanismus der Markt­
ordnung nicht genügend funktioniert hat. 

(Sehr richtig!) 

Oberstes Ziel unserer Marktwirtschaft muß blei­
ben, die Inlandserzeugung zu festigen. Es muß des­
halb Aufgabe der kommenden Monate sein, auf den 
Versorgungsplan für das Wirtschaftsjahr 1953/54 
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so einzuwirken, daß der heimischen Produktion 
unter allen Umständen der Vorrang gesichert ist. 

(Sehr richtig!) 

Zur Frage der Pferdezucht und Pferdehaltung 
möchte ich folgendes heraussteHen: 

1. Auch eline wesentlich verstärkte Motorü.sierung 
macht in einem L'and wie Bayern das Pferd 
nri.cht überflüssig. Das muß auch dem größten 
Zwei'fler rdie Hackfruchternte des letzten Jahres 
!bewiesen haben. 

2. .D:te Krisis in der P.ferd!ezucht ii.st hervm:gerufen 
durch den aius der K'l'li:egszeit noch vorhandenen 
Überhang von alten Pferden. \Es sollte dahe·r 
1alles und j·edes getan we!r'den, .um den .A!bsatz 
der Sch1achtpferde, insbesondere auch im Aus­
land, ·zu ibeschle;unig·en. 

3. Der derZleiitige lF·ohlenanfall genrügt ikeinesfalls, 
um einen aufs stärkste reduzierten Bestand an 
ADbeitsp:lierden zu engänzen. 

4. Es muß deswegen der V.ersuch gemacht werden, 
über die heutigie Krisis :hinwegzukommen; ins­
besondere müssen die privaten und genossen­
schaftlichen Hengsthalter veDan1aßt und durch 
entspr·echende mo'1'lalische runrd finanziel1e Unter­
stützung ermunteirt we11den, die guten Hengste 
trotz der derzeit einwandfrei mangiemden Ren­
tabilität iliber die nächsten Jahre zu erhalten. 

5. Der 'Staat klann, nachdem sich derzeit P,rivate 
.und Genossenschaften zur Übernahme selbst 
von Leihhengsten aus den genannten Gründen 
nicht ber·eitfinden, im Inter.esse der Volkswirt­
schaft :Sich seiner Au.fgatbie als der größt.e iHengst­
lhalter in 1den nächsten Jahren nicht entziehen. 

6. Auch diie Pferdezüchter müssen durch Hebung 
ihr·es Fachwissens •kirisenfester gemacht werden. 
Da·zu gehört heillte insbesondere Aufklärung der 
Landjugend .üiber ·di!e Bemtei1ung und dien Um­
gang mit Pferdieri, sowie Beratung über eine 
neuzeitliche Fütterung, die durch Umstellung 
auf vermehrte Hackfruchtgaben .an Stelle von 
Hafer ·einen g·ertl.ngeren BedaTf ·an Haiuptfutte,r­
fläche :zugiun:sten der Mehrung der Verkaufs­
früchte ermöglicht. Den Pferdezuchtinspektionen 
müßte deswegen eine g·ewisse V·erstärikung des 
.Beiiaters1Jandes ·zuge1biUigt werden. 

Die bayertl.sche Schafhaltung ringt seit Jahren 
im wahrsten &nne des Wortes um ihr·e Existenz. 
Die Urnachen hi!efür 1Sirud Unwirtschaftlichkeit der 
,Woll- urud Fleischpreise sowllie eine :immer schlim­
mere Formen 'annehmende Welidenot. Der Rück­
g.ang der bayerischen Schaflhialtung in den letzten 
v:Ler J1ahren ist •emchreckend und besorgniserregend. 
Während die Sch1afzahl vom Dezembeir 1948 bis 
Dezember 1952 um 36 Prozent g·esunken ist, hat 
sich d:ie Zahl deT Schaf.halt-er im g1eichen Zeitraum 
um 75 Prozent verrlingert. 

·Die Aufgaben des Staates für das J aihr 1953 sehe 
ich folgendermaßen: 
1. Die Ändeirung der Preisverhältn1sse für deut­

sche Wolle und Schaffleisch ikann nur au.f J3un­
des,elbene ·erfolgen. 

2. Auf L·andesebenre muß in kurzer Zeit eine Klä­
run.g der Weidefrag.e durch Schaffung· eines 
Weidegesetzes erfolgen. Auf den Initliativantrag 
von 25 Herren Abgeordneten Z'UII' Schaffung eines 
Weitdegesetzes nehme ich Bezug. 

3. Auch in der Schiafüalturug ist ausreichendes F8ch­
wissen die erste Vor:aus1S•etzung zur Überwin­
dung von Schiwierigkeliten. iDer Landesverbiand 
Bayerisch·eir :Sch.af'Züchter e.N. !hat als Berufs­
v·ertretung der bayerischen Schafzucht im v-er­
.gangenen J,ahr begonnen, in Tr!i.esdorf eine 
Lehr- und V<emsuchs1ans1Jalt für Schafzucht mit 
Zuschußmitteln meines Ministerd.ums ·einzurich­
ten. Dieses Unternehmen muß auch :im heurigen 
Etatjahr durch den Staat weiter gefördert wer­
den, um d:i!e iHeranbildung eines geschulten und 
v·erant\yoirtungsbewußten Schäfernachwuchses· zu 
sichern. 

4. Geldmittel müssen 1auch für wli.chtig·e und unbe­
dingt notwendige Förderungsmaßnahmen ber·eit­
.g·estellt werden. Ich netlne hier das Problem der 
Verbesserung von g.emeinde1eigenen Schiafwei­
den, Durchfühirung von Weidedün.gungs-, Zucht-, 
Mast- und Fütterun:gsv·ersruchen, Abhaltung von 
Schä.ferkursen, Wollkimi.sen, Leistungshüten, Pa­
rasitenrbekämpfung usw. 

Die Schaflhaltung hat sich iblis j·etzt immer me~w 
oder weniger selbst g·eholfen, solange sie dazu aus 
eigenen Kräften in der Lag•e wair Nachdem dies 
seit einigen Jahren nicht mehr der Fall list, muß 
der Staat. eingr·e1i:Ven, um zu verhindern, daß 
diese in Notzeiten ausschlagg·eiberude Rohstoffquelle 
nicht ganz v'ersiegt. 

Die Kleintierzucht, die Ziegenzucht und ·auch die 
Fischzucht lhaben gerade ibeli uns in Bayern eine 
girößere wirtschaftliche Bedeutung, als gemeinhin 
angenommen wird. Die wertmäßige Jahr·es·erzeu­
gung unserer Kleint!Lerzucht berechnet sich für 
.1~52 ,auf r:ind 1

/4 Milliaride DM. Geflüge}haltung, 
zrr,egen-, Bienen- IU'.I)ld Kaninch·enzucht sirud. be­
kanntlich auch für vdceJ.e nichtloandwirtschaftliche 
Hausihaltungen von nicht zu unt•ell.'Schätzender wirt­
schlaftlich·er Bedeutung. Es ist deshalb notwendig, 
d:aß auch auf diesen Gebli!et·en aHes getan wird was 
zur Erhöhung 1d:er Erze;ugung beitragen !kann. Auch 
hier steihen die Bemühungen, durch Schulung und 
Beratung und nicht zuletzt auch durch züchterische 
M·aß:'1'ahmen weit·er vo:rwärtsz;ukommen, im Vor­
dergrund. 

Die V'erstärkt durchgeführten Leistungsprüfun­
gen haben 'es. in V<erbindung mit ·eliner s1ach.gemäßen 
Be:riatung ·zuwege g·elbracht, daß ·zum Beispiel im 
Landesdurchschnitt 'eine Leistungssteigeirung von 
etwa 20 Eiern je Henne im V:erg1eich zu 1938 er­
relicht WiUrde. 'Das bedeutet einen Mehranfall von 
rund 220 Millionen Eiern im Jalhr und eine j ähr­
liche Mehreinnahme für fäeir von minidestens 35 
Millionen DM. Wre wichtlig iall diese Dinge sind, 
ergibt sich zum Beispiel auch daraus, daß im Durch­
schnitt der 3700. unter Leistungsprüfung stehenden 
Z·i!eigen 775 Kilogramm Mä.lch j.e Ziege und Jahr 
angefa.lJen sind; j·eide dieser Ziegen hat damit 
etwia da,s Fünfaehnfächle !ihres Lebendgewichtes an 
Milch geliefert. 
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.:Stämkierer !Hackfruchtbau mit seinem hohen Roh­
ert11ag j·e Flächeneinhe!i.t ·ist bei uns nicht nur eine 
Forderung ·einer neuzeitliehen iBetriebsorg.anisa­
tion, sondern .auch meihr als ·and:erwäJrts die Vor­
aiuss•etzung für eine ·erhöhte Schweinehaltung. 
Diese ist ungeheuer wichtig, damit rvor allem un­
sere Kleinbetriebe mehr Eiinruahmen · .bekommen, 
vielseitiger und 1diamit krrl.sen:ßester we.11d:en. Die 
Schweinehestandszahl !i.n Bayern, die :im Jahre 
1945 auf 1,27 MiUii.onen Stück 1abgesunkien war, 
hat sich erfoeulich r1asch auf 2,85 Milllionen Stück 
im -Dezember 1951 ·erhöhen können. Leider ist 
seitdem ein Abfall auf 2,53 Millionen . Stück im 
Dez·emiber 1952 ·ed.nige1Jreten. Der Grund für diesen. 
Rückgang der Bestände und diami.t auch der· Er­
z·eugung ist der Rückgang der Schweinerpreise, der 
die Schweinemast viel:5ach unrent1a1bel .gemacht hat. 
Dahei 1bJaiben wir lin Bayern sowdieso viel weniger 
Schrweine als.lin ander.en deutschen oderr gar in den 
nordisehen Lärudern; in N:i!eders1achsen zum Beispiel 
tr.effen 1,3 :Schwei~e a:uf das Hektar Landwirt­
schraftHch·er Nutzfläehe, beli uns nur 0;64 Stück. Je 
schärfer die Konkurrenz bei derr Schweinezucht 
und Schweinehaltung wird, desto wichtiger ist 
eine g·enügende Ausbüdunrg der :Schweinehalter. 
Um 1auf diesem wlichtigen Gebi:et vorwärtszukom­
men, ha•be. ich •eine Lehr- und Versuchsanstalt. für 
Schweinezucht in Schwarzenau errichtet. Damit ist 
der Zustand beendet, daß j•erder, der seine Gehilfen­
oder Meisterprüfung als Schweinewärter :ablegen 
wollte, .außerhalb Bayerns .g·ehen mußte. Von gro­
ßer praktischer Bedeutung ist es auch, dafür zu . 
sor.gen, daß mehr Zuchts1aiuen ge(halten werden, 
damit wir von der .großen E1infuhr norddeutscher 
F1eI1kel, ·d!i.e immer w.rederr 1Seuchen einschleppen, 
una:bihängig werden. •Im Regierungsbezirk Oiber­
franken wurden •zum Beispiel fäst zwei Drittel 
der benötigten F·er~el von 1außerhalib eingeführt. 
Es ist g.arr kein Grnnd vorhanden, daß dies licht 
geändert werden könnte. Es müssen auch die 
Zuchtleistungsprüfungen verstärkt Eingang finden; 
denn ·es ist ·erw;iesen, daß infolge der Zuchtlei­
stungsprüfungen in den letzten zw1ei Jahrzehnten 
j:e Zuchtsau 11/2 F·erkel mehr aufgezogen werden. 
Über den Weg derr .gekörten !Eher kommen dliese 
Erfolge der ganzen Landesfaerzuch·t zugute. An die 
Zuchtleistun:gsprü:ßungen müssen sich die Mast­
leistungsprüfungen 1anschJ:i:eßen, da sie dü~ Wüchsig­
keit, die Futterverwertung und dd!e Schlachteigen.:. 
schaften uns•er·er !Schweline zu verbessern in der 
Lag·e s,ind. Auch auf diesem Geb:i!et :ist Schwarzenau 
eingesetzt. Für die südbayerischen Regierungs:­
bezlirke muß eine zweite Probemastianstalt bald 
geschaffen werden. Dem dänischen Schwetl.nemäster 
ist ·es mit Hilfe der Pirobemastanstalten gelungen, 
den .Futterv·eribrauch je Kilogriamm Geiwichtzunah­
me um ein Achtel zu seruken und dabei noch die 
Schlachtqualität zli verbessern. Es sind sehr ihohe 
Summen, dri:e auf diese Weise eingespart werden 
und der Larudwirtschaft_ sowie dem Verihraucher 
zugute kommen können. 

Ich möchte meine Darlegungen zum Kapitel 
Flurbereinigung ·kurz halten, weil die Notwendig­

. k!eit ·einer riaschen ·Durchführung der Grundstücks-

zus1ammen1egunig allgemetl.n bekannt 1Und ane·r­
kiannt d.st. D~e Errichtung von zwei neuen Flur­
bereinigungsämtern und die bessere Ausstiattun:g 
der übrigen fünf Flur,ber·eini·gungsämter hat zum 
Erg·ebnis geha·bt, daß die Leistung der Flu:rberei­
ni·gung in Bayern jetzt schon einen 'Stand ervetl.cht 

·hat, den kein anderes Bundesliand aufweisen kann.' 
Währ·end die höchste J.a!hres1'eiistung vor dem 
Kr.ieg.e, nämlich im J1aihr·e 1939, bei 20 000 Hektar 
lag, wurden 51 200 Hektar dm Jahre 1951 und 
54 600 Hektar am Jaihre 1952 lbereiniigt. Durch neue 
t~chni.s~e Verfahren ist •es aber 1a,uch gelungen, 
d~e Zeitdauer der F1urber.e1irui.giungsverfahren be­
deutend zu verikürzen. Während .früher ·im Durch­
schnitt 4 bi:s 5 Jahre für die Ber·elinigung einer 
Gemeinde benötigt wurden, br·aucht man d1a:Zu 
heute nur .noch 11

/2 bis 2 Jaihr·e. Zur Zeit Hegen 
etwa 80 Anträge .aiuf F1u:rhereimgung vor; di:e 
Zahl der Anträge ist im Wachsen 1be:grrl.f.fen. Mit 
dem derz·eitigen Personalstand der Flurbereini­
gungsämter können jährlri.ch 1etwa 120 Gemeinden 
bearbeitet werden. Jährlich kommen aber minde­
stens 150 Anträge neu hinzu. Das Personal der 
Fluribereinli.gungsämte:r muß also weiterihin ver­
mehrt we11den. Die q;ualifi:zierten Fachikräfte der 
Flurbereinigung ha1ben reine neunjährige Aus.bil­
dung hinter sich zu bringen. Erst die nächsten 
3 bds .4 Jahre werden genügend :ausgebildete Fach­
kräfte für den höheren urud gehobenen FJurherei­
nigungsdrenst zur Verfügung stellen. Es ist be­
~bsich tigt; den P·ersonalstand der F-liurbereinig.ungs­
amter Bayerns .auf mindestens 1800 Dienstkräfte 
~u ·erhöhen. iErst dtann wird ·es möglich s•ein, in 
Jedem Jahr etwa 100 000 Hektar der Flurbereini­
gurug und .A+rondi:erung zu unterzi:e(hen. Diese Lei­
stung ist notwendig, weil d.n Bayern immer noch. 
etJwa 3 Millionen Hektar auf di~ Bereinigung 
warten. Es muß 1auf diesem Geb:üet viel .g•eschehen, 
weil lin Bayern heute erst ·etwa 17 ,Prozent flur­
ibered.nigt sind. Unser N,achbarland Hessen ist zum 

-Beispiel zu 64 ProZJent her.einigt. Auch die anderen 
lßundesläruder sind durchweg in de:r Flurbereini­
gung weiter voran. Die Arron.dierungen edreuen 
sich einer ständig wachsenden Beliebtheit. Leider 
fassen sich dliie .Arrorudierunrg·en nur in ·unkompli­
zierten Fluren, fast ausschliießHch nur im süd­
bay.erischen RJaum, durchführen. Probleme für eine 
Z.Ukunftslösung sind vor .allell! die Aussiedlung 
einzelner iHö:Ee a~ dem [)orf in die F·e1dfliur, dd.e 
Aufstockung von Kleinbetrieben durch Auflösung 
von larudwirtschaftld.chen Kümmerbetrieben u:nd die 
F~agen ·der Landschaftsgestaltung. Die. Beisp~ele, 
·föe auf dliesen Gebieten andere Länder, zum Bei­
spiel Schweden, g·e·ben, 1v·e:rdienen unserie Beach­
tung. 

Die iändliche Siedlung hat die Aufgiaibe, den 
leistungsfäh1Jgen und leistungswilli:gen ·bäuerlichen 
Menschen mlit dem Grund und Boden :zu ver.binden 
,und ihn auf der von iihm bearbeiteten Scholle 
;;;·eßhaft zu machen. Diese Arufg.a:be muß heute in 
unmittelbarer Verbindung mit den Kriegsfolgen, 
vornehmlich mit dem Flüchtlingsproblem, betrach­
tet und beurteilt wer'lden. 

Selit Krd.eg:serude !hat Bayern aiuch :auf dem Gebiet 
der ländlichen Si!edlil.lllg, insbesondere bei der Ein-

8 
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gliederung der Heimatv·ertr:i:ebenen, sehr bedeut• 
s1ame Letl.stnmgen iauf:zruwei.sen. Nach dem Stand 
vom 31. iDezemlber 1952 wurd·en bisher auf 
B au e r n s t e 11 e n 4657 FamH!i!en angesetzt, und 
zw.ar 2773 Framtl.l:iien auf Eigeniumsanwesen, 1884 
Familien mit md.nidesitens ·zwölfjährigen Verträgen 
auf Pachtanwesen. Auf Heimatv•ertde1bene treffen 
hiervon insges1amt 96,7 Prozent. Im g1etl.chen Zeit­
raum konnten auf N e b e n e r w e r b s s t e 11 e n 
2890 Familien, hiervon 57,7 Prozent Heimatvertrie­
bene, angesetzt werden. Schließlich wurden noch 
7157 ländliche K 1 eins i e d 1erste11 e n errich­
tet, an denen die Heimatvertriebenen mit 77 Pro­
zent beteiligt sind. Diese Leistungen auf dem Gebiet 
der ländlichen ISiedhmg mögen auch 1aus den bis­
herigen finami:i:ellen Aufwendungen ·erselhen wer­
den. Insgesamt wurden seü der Währung1sumstel­
lung ibilS zum iEil!de 1des .Rechnrungsj ahres 1952 
117 802 856 DM Z1Ur Verfügung g·estellt. Htl.erian ist 
das L:and 1Bayern mit 52 991179 DM, 1t3!as sind 45 
Prozent, betedl.igt, wähvend Bundeshausha.Umittel 
in Höhe von 7 121319 1DiM, 1dlas sind 16 Prozent, 
enthalten sind. 

(Hört, hört! bei der 1S!PD) 

D:te übriigen Mittel siTIJd tl.n der Haiuptsache Sofort­
hilfe- sowie ERP- ·bzw. EGA-iMittel. Ich glaube, 
daß d:i:ese lbtisherig·en finanziellen Leistungen Bay­
erns sich sehr wohl sehen lassen können. 

(Sehr richtig!) 

Um so 1bedwerlii.ch!er ist ·es, d:aß im !Haushalts­
entwurf für die Neusiedlung sowi:e für die Ein­
gliederung nach dem FlüChtlingssiedlungsgesetz 
nrur je 6 Mtl.llionen DM vorgesehen werden ikonnten. 
D:i:eser Ges1amtibetr.ag von 12 iMilltl.onen DM steht 
nicht mehr im richtiigien Vierhältn1s zu' der Größe 
der Aufgabe iun!d zu den nunmehr 1auf der Grund­
lage des Bundesvertdebenenges·etzies ~Ziu ·erwarten­
den ·Bundeshaushalts- und Lastenaiusg1eichsmitteln. 

1(Abg .. Dr. :Strosche: Sehr richtig!) 

Unter den künftigen Aufgaben der Siedlungs­
verwaltung tritt die Beschaffung von Siedlungs­
land besonders hervor. Eine flüssigere Abwicklung 
der Landabgabe des Großgrundbesitzes ist drin­
gend erforderlich; nach dem Stand vom 31. Dezem­
ber 1952 sind noch 16 753 Hektar strittig. 

Recht zufriedenstellend war das bisherige Ergeb­
nis im Vollzug des Flüchtlingssiedlungsgesetzes, 
also bei der Übernahme bestehender landwirt­
schaftlicher Betriebe durch Heimatvertriebene. Be­
sonders erfreulich ist die Tatsache, daß ein nahezu 
gleichbleibender Anfall an solchen Betrieben zu 
verzeichnen ist und auch Anzeichen für ein Nach­
lassen des Angebotes nicht ersichtlich sind. Die Ent­
wicklung in den letzten 3 Jahren zeigen folgende 
Zahlen: 

1950 
1951 
1952 

übernommene Anwesen 
1236 
1196 
1154 

Kauf 
469 
571 
693 

Pachtung 
767 
625 
461 

Die von einem Sprecher vor dem Bundesvorstand 
des Gesamtdeutschen Blocks (BHE) am 21. März in 

München, Zeitungsmeldungen zufolge, geäußerte 
Behauptung, daß sich „der Widerstand gegen das 
Flüchtlingssiedlungsgesetz allmählich so organisiert 
hat - ger:;ide in Bayern -, daß die weitere Durch­
führung des Gesetzes gefährdet erscheint", kann 
hiernach von mir nicht anerkannt werden. Ich er­
hoffe vielmehr eine weitere Intensivierung des 
Gesetzesvollzugs insbesondere dann, wenn die ab­
gabereifen Objekte systematisch erfaßt werden. 
Hier sind geeignete Maßnahmen in Vorbereitung, 
wobei jedoch insoweit wie bisher im wesentlichen 
die Organisationen und Selbsthilfeeinrichtungen 
tätig werden sollen. Ich begrüße die Erfolge auf 
diesem Teilgebiet der ländlichen Siedlung beson­
ders auch unter dem Gesichtspunkt der Wanderung 
des Bodens zum besseren Wirt und damit der Pro­
duktionssteigerung. Von besonderer Wichtigkeit im 
gemeinsamen Interesse des einheimischen Über­
gebers und des heimatvertriebenen Übernehmers 
ist der beschleunigte Ablauf der Kreditbewilli­
gungsverfahren; hier scheint mir nach Wahr­
nehmungen der letzten Zeit eine flottere Behand­
lung auf Kreisebene notwendig.· Der laufenden Be­
treuung der Betriebe muß angesichts des erheb­
lichen Einsatzes öffentlicher Gelder auch weiterhin 
größte Sorgfalt zugewandt werden. Erfreulicher­
weise kann ich die Mitteilung machen, daß, von 
wenigen Einzelfällen abgesehen, mit den Siedlern 
bisher gute und .beste Erfahrungen gemacht wur­
den; sie haben sich ob ihrer Betriebsführung, ihres 
Fleißes und ihrer Anständigkeit oft schon nach 
kurzer Zeit die allgemeine Achtung und damit die 
Gleichberechtigung in der Dorfgemeinschaft er­
worben. 

Voraussetzung für ein glückliches Gelingen all 
dieser Arbeit ist das gegenseitige Verstehen zwi­
schen Einheimischen und Heimatvertriebenen. Es 
ist mein Wunsch, daß das in Bayern im Laufe der 
Jahre gewachsene gute Verhältnis zwischen Ein­
heimischen und Heimatvertriebenen auf dem Lande 
weiterhin bestehen bleibt und wenn möglich noch 
vertieft wird. 

Besonders am Herzen liegt mir auch, daß dieses 
gegenseitige Verstehen ergänzt wird durch ein 
gleichbleibendes Vertrauen beider Bevölkerungs­
teile zu den Siedlungsbehörden. 

Abschließend zu dem Kapitel Siedlung möchte 
ich die ländliche Siedlung dem sozialen Wohnungs­
bau gegenüberstellen. Dieser war und ist als Pro­
blem Nr. 1 der Nachkriegszeit zu Recht anerkannt; 
er schafft jedoch lediglich die wohnraummäßige 
Unterbringung. Die Siedlung auf dem Lande da­
gegen gibt Arbeitsplatz und Existenzgrundlage ein­
schließlich der Wohnung und trägt damit hervor­
ragend zur Befriedigung der Bevölkerüng, zum 
Wachsen des Volkswohlstandes und zur Festigung 
der bestehenden Gesellschaftsordnung bei. 

(Zuruf von der CSU: Aber schneller arbeiten!) 

Meine Damen und Herren! Ich komme nun zum 
dritten Abschnitt: Forstwirtschaft. 

Die große Bedeutung, die der staatlichen ,Forst­
verwaltung im Rahmen des bayerischen Staats-: 
haushalts und im Bereich der bayerischen Gesamt-



Bayerischer Landtag - 149. Sitzung. Dienstag, den 23. Juni 1953 1589 

(Dr. Schlögl, Staatsminister) 

wirtschaft zukommt, erhellt daraus, daß nach dem 
Ihi;ien vorliegenden Haushaltsplan 1953 eine Ein­
nahme aus den Staatsforsten von über 205 Mil­
lionen DM vorgesehen ist, also in einer Höhe von 
rund 10 Prozent der Gesamteinnahmen des ordent­
lichen Staatshaushaltes. Nach Absetzung der von 
der Forstverwaltung benötigten Ausgaben sieht der 
Forsthaushalt 1953 einen Überschuß von 80 Millio­
nen DM vor. Die Veranschlagung' der Einnahmen 
und des Überschusses der Staatsforsten für 1953 
war ursprünglich bei der Aufstellung des Etats um 
25 Millionen höher angesetzt. Die Holzmarktent­
wicklung im Laufe des Forstwirtschaftsjahres 
zwang jedoch bei der Beratung im Haushaltsaus­
schuß dazu, eine Reduzierung der Einnahmeziffern 
um 25 Millionen vorzunehmen. Die Staatsforsten 
sind, wie es vor Jahrzehnten schon war, noch 
immer eine sehr achtbare Stütze derStaatsfinanzen. 

Die Aufgaben der Staatsforstve;rwaltung sind im 
Vorwort zum Haushaltsplan der Forstverwaltung 
unter Angabe der Flächenverhältnisse und der son­
stigen. betriebswirtschaftlich wichtigen Zahlen dar­
gestellt. Ich brauche dies hier im einzelnen nicht 
zu wiederholen, möchte aber auf einige bedeutungs­
volle Aufgabengebiete und auf jetzt und in näch­
ster Zeit zu lösende ·Problen;te im Bereich der Forst­
verwaltung eingehen. 

Die Personalverhältnisse der Staatsforstverwal­
tung, die durch die· schweren Kriegsverluste und 
die Maßnahmen der Entnazifizierung in Unördnung 
geraten waren, sind nun wieder normal. Zur Zeit 
sind bei der bayerischen Staatsforstverwaltung be­
schäftigt: 2292 Beamte, 819 Angestellte und 392 
Anwärter und Lehrlinge. 616 Stellen für Beamte 
und Angestellte sind mit Heimatvertriebenen be­
setzt. 336 Beamtenstellen werden von Personen ein­
genommen, die an der Unterbringung nach Kapi­
tel I des Gesetzes zu Artikel 131 des Grundgesetzes 
teilnehmen. 

Mit Landtagsbeschluß vom 24. Juli 1952 wurde 
die. Staatsregierung ersucht, die Beförderungsstel­
len des einfachen, mittleren und gehobenen Forst­
dienstes an Vorrückungsmöglichkeiten bei den an­
deren Staatsverwaltungen anzugleichen. Die im 
Vollzuge dieses Landtagsbeschlusses veranlaßten 
Stellenhebungen wurden im Entwurf des Haus­
haltsplanes für 1953 aufgenommen. Bei Genehmi­
gung dieser Anträge ist die Gleichstellung mit den 
entsprechenden Beamten anderer Staatsverwaltun­
gen mit Ausnahme beim gehobenen technischen 
Forstdienst einigermaßen erreicht. Bei der letzt­
genannten Laufbahn ist beabsichtigt, die noch er­
forderlichen Stellenerhebungen von A 4 c 2 nach 
A 4 b 1 in den folgenden Haushaltsplänen zu bean­
tragen, wenn die im Gang befindliche Überprüfung 
der Bezirksbildung der Forstämter abgeschlossen 
ist. 

Die Organisation der Forstdienststellen soll, wie 
seither, auch künftig den geänderten Verhältnissen 
angepaßt werden. Ziel ist die Schaffung von ·Forst­
ämtern und Betriebsbeamtenstellen mit einer Flä­
chengröße, die den betreffenden Beamten voll. aus­
lastet, ihm aber auch ermöglicht, die ihm obliegen-

den Dienstaufgaben gründlich zu erfüllen. Es kann 
sich hierbei ergeben, Forstämter neu zu errichten 
oder bestehende Forstämter einzuziehen beziehul!-gs­
weise Forstwartstellen in Revierförsterstellen um­
zuwandeln und umgekehrt. Im forstamtlichen Büro­
dienst wurden seither in der Hauptsache Ange­
stellte verwendet. Die Erfahrung hat jedoch ge­
zeigt, daß der Wechsel und die Neueinarbeitung 
dieser Personen dem forstamtlichen Bürobetrieb 
abträglich ist. Es wird daher angestrebt, jedem 
Forstamt eine ständige beamtete Bürokraft je nach 
der Größe und dem Arbeitsanfall im gehobenen 
oder mittleren Dienst beigeben zu können. Aus 
diesem Grunde ist im Entwurf des Haushaltsplanes 
für 1953 die Umwandlung von 60 Angestellten­
stellen in 10 Stellen des gehobenen. und in 37 Stel­
len des mittleren Dienstes vorgesehen. Ein Besol­
dungsmehraufwand ergibt sich durch diese Stellen­
umwandlung nicht. 

Die Forstliche Forschung und die Ausbildung des 
forstlichen Nachwuchses waren durch die Kriegs­
und Nachkriegsverhältnisse praktisch zum Still­
stand gekommen. Es bedurfte jahrelanger Arbeit, 
um die entstandenen Schäden einigermaßen zu be­
heben und die Ausbildung des forstlichen Nach­
wuchses aller Berufssparten wieder auf die not­
wendige Höhe zu bringen. 

Die Forstliche Forschungsanstalt München, die 
aus 10 Instituten besteht, hatte besonders schwere 
Kriegsschäden erlitten. Durch Zuweisung der ent..., 
sprechenden Mittel ist es in den letzten Jahren ge­
lungen, die Institute in die Lage zu versetzen, wie­
der produktiv zu arbeiten. Es werden allerdings 
noch für eine Reihe von Jahren erhöhte Zuwen­
dungen notwendig sein, um erstens die eingetre­
tenen Schäden restlos zu beseitigen und zweitens 
die Institute mit modernen Forschungsgeräten aus­
zustatten. 

Die Arbeiten mehrerer Institute waren bei der 
Wiederaufforstung der riesigen Kahl:flächen und 
der Schädlingsbekämpfung innerhalb der Waldun­
gen aller Besitzarten von größter Bedeutung. Eine 
Besichtigung der Forstlichen Forschungsanstalt 
durch Mitglieder des Bayerischen Landtags wäre 
sehr erwünscht, handelt es sich doch bei dieser 
Forschungsstätte um eine Einrichtung, die früher 
Weltruf genossen hat. 

An der Staatlichen Forstschule in Lohr am Main 
konnten in den letzten Jahren rund 650 Nachwuchs­
kräfte der Revierförster-, Forstwart- und Sekre­
tärlaufbahn ihre fachliche Ausbildung ableisten; 
daneben wurde auch der Bedarf der Kommunal­
und Privatwaldbesitzer an vollwertig ausgebildeten 
Bediensteten gedeckt. Mit Ausnahme von 35 Forst­
wartanwärtern der Kommunal- und Privatwald­
besitzer sind alle Ausbildungsrückstände der Nach­
kriegszeit beseitigt. Die Letztgenannten werden im 
Herbst 1953 zu einem Lehrgang einberufen. Die 
Ausbildung der Forstbediensteten des Kommunal­
und Privatwaldes an der Staatlichen Forstschule in 
Lohr am Main wird von diesen Verwaltungen be­
sonders anerkannt. Trägt sie doch dazu bei, auch 
für die größeren Waldungen der Kommunen und 
der Privaten erstklassige Fachleute zur Verfügung 
zu stellen. 
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Zur Aus- und Fortbildung der schon im Dienst 
befindlichen Beamten werden laufend Lehrgänge 
an den Waldarbeiterschulen Buchenbühl und Gold­
berg und in dem staatlichen Sägewerk Spiegelau 
abgehalten. Sowohl in der Arbeitstechnik und dar­
über hinaus in allen Arbeiterfragen, als auch in 
der Weiterverwertung des Holzes müssen sämtliche 
Beamte der Staatsforstverwaltung auf dem laufen­
den gehalten werden. Die Kurse haben sich in jeder 
Hinsicht sehr gut bewährt. 

Die ständig zunehmende Bedeutung des Waldes 
für die Wirtschaft und Landeskultur macht es er­
forderlich, das gesamte Forstwesen nach mehr als 
lOOjähriger Gültigkeit des Forstgesetzes vom Jahre 
1852 einer gesetzlichen Neuregelung zuzuführen, 
die der forstpolitischen Forderung der Gegenwart 
gerecht wird. Außerdem ist es notwendig, das 
Forststrafwesen zu modernisieren, indem es mehr 
als bisher den Bestimmungen des Strafgesetz­
buches, der Straf- und Zivilprozeßordnung ange­
glichen wird. Diese und ähnliche Erwägungen 
haben auch den Bayerischen Landtag veranlaßt, 
in seinem Beschluß vom 28. Januar 1952 die Staats­
regierung zu ersuchen, einen den modernen· Zeit­
erfordernissen gemäßen Entwurf für ein Forst­
gesetz vorzulegen. Die langwierigen Vorarbeiten 
für die Ausarbeitung eines solchen Entwurfes 
wurden bereits in Angriff genommen. 

Auf dem Gebiete des Forstrechtswesens besteht 
die Absicht, eine allmähliche Bereinigung durch 
freiwillige Ablösung von Forstrechten herbeizu­
führen. Gemessen an der Ablösungsbereitschaft der 
Berechtigten und den derzeitigen Holz- und Streu­
preisen könnte mit einer jährlichen Geld- und 
Landabfindung im Werte von etwa 1,2 Millionen DM 
gerechnet werden. Dazu reichen jedoch die zur Ver­
fügung stehenden Grundstockmittel in der Regel 
nicht aus. Die Absicht kann also nur verwirklicht 
werden, wenn im ordentlichen Etat zusätzliche 
Haushaltsmittel ii:n jeweiligen erforderlichen Aus­
maß in Zukunft für diesen Zweck bereitgestellt 
werden. Im Rechnungsjahr 1952 wurden mit einem 
Betrag von rund 540000 DM aus Mitteln des Grund­
stockes 12 Nutzholzrechte, 90 Brennholzrechte i.lnd 
86 Streurechte abgelöst. 

Zur Steigerung der Holzproduktion sind im ein'.' 
zelnen folgende Maßnahmen erforderlich: 

1. Wiederaufforstung der Kahlfl.ächen. Trotz man­
cher Rückschläge durch ungünstige Witterungs·­
einflüsse, insbesondere durch Trockenperioden 
und Spätfröste, ist es in den letzten Jahren ge­
lungen, den Umfang der Kahlflächen von rund 
50 000 Hektar im bayerischen Staatswald im 
Jahre 1948 auf den gegenwärtigen Stand von nur 
mehr 10 000 Hektar herunterzudrücken. Wenn 
nicht durch Dürre oder Frost wieder .erneut 
schwere Schädigungen eintreten, werden bis 
zum Ende dieses Jahres die aus der Kriegs- und 
Nachkriegszeit stammenden Rückstände in der 
Kahlfl.ächenaufforstung im wesentlichen bewäl­
tigt werden. Für die nächsten Jahre steht nun 
jedoch die große Aufgabe heran, diese riesige 
Jungkulturfläche von über 50 000 Hektar zu pfl.e-

gen, sie zu schützen gegen Unkrautwuchs, In­
sekten und sonstige Gefahren sowie die eintre­
tenden Ausfälle laufend zu ergänzen. 

2. Minderung der neu entstehenden Kahlflächen. 
Die Anstrengungen zur Wiederaufforstung der 
Kahlfl.ächen wurden und werden wirkungsvoll 
unterstützt durch das Bestreben, das Entstehen 
neuer Kahlfl.ächen so weit als irgend möglich zu 
verhindern. 

3. Verbesserung des forstlichen Saat- und Pflanzen­
gutes. Durch Auswahl der besten Wald-Samen­
bestände Bayerns wurden die Voraussetzungen 
geschaffen, für die verschiedenen Standorte je­
weils das anlagemäßig beste Forstsaatgut bereit­
zustellen. Für die nach Herkünften streng zu 
trennende Aufbereitung des Samens sind die 
staatseigenen Samenklengen und Waldpflanzen­
gärten unentbehrlich. 

4. Aufforstung von Ödland. Dem Auftrag des Land­
tags, zur Verbesserung der Wasserwirtschaft und 
des Klimas, zur B.eseitigung und Verminderung 
von Erosions- und Verkarstungsschäden, Auf­
forstungspläne zu erstellen, wurdt: entsprochen. 
Die von der Ministerialforstabteilung ausgear­
beitete Planung liegt gegenwärtig bei der Lan­
desplanungsstelle zur Ergänzung, und steht da­
mit vor dem Abschluß. 

5. Anbau schnellwachsender Holzarten. Zur Siche­
rung des Anbaues schnellwachsender Holzarten 
wurden Pappelsorten-Versµchsflächen über das 
ganze Land hin in großer Zahl angelegt. Nach 
Vorliegen und Auswertung der Versuchsergeb­
nisse werden auf allen p'appelfähigen Standorten 
die jeweils geeigneten Pappelsorten angebaut 
werden. Gerade auf diesem Gebiet sind in den 
nächsten Jahren noch große Aufgaben zu be­
wältigen. 

6. Erhebung des forstlichen Tatbestands. Grund­
lage für alle Maßnahmen zur Produktions­
steigerung ist eine genaue Erfassung des forst­
lichen Tatbestandes und ·eine sorgfältige P_lanung 
für die Zukunft, Das ist die Arbeit der sogenann­
ten Forsteinrichtung. Seit 1945 wurden zwei 
Drittel der gesamten Staatswaldfläche neu von 
der Forsteinrichtung bearbeitet. Zur Beschleu­
nigung der Arbeiten wurden Luftbildaufnahmen, 
vor allem im Hochgebirge, zu Hilfe genommen. 
Die bisherigen Forsteinrichtungsarbeiten haben 
die erfreuliche Feststellung gebracht, daß durch 
die Eingriffe der Kriegs- und Nachkriegsjahre 
der aufstockende Holzvorrat doch nicht ganz in 
dem Maße gemindert wurde, wie ursprünglich 
befürchtet werden· mußte, so daß der für 1953 
vorgesehene Einschlag noch verantwortet wer­
den kann. Die Forsteinrichtung des restlichen 
Drittels wird in den nächsten Jahren durchge­
führt werden. 

Noch auf einem Gebiet muß die Staatsforstver­
waltung zur Erhaltung der Rentierlichkeit ihrer 
Betriebsführung erhebliche Geldaufwendungen ma­
chen, die für den Außenstehenden nicht ohne wei.,­
teres verständlich sind und deshalb oft Kritik her­
vorrufen; das ist auf dem Gebiete des Wegebaues 
im Wald, wofür ja die Forstverwaltung selbst -
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nicht etwa die Straßenbauverwaltung - sorgen 
muß. 

In den Jahren 1939-1948 wurde der forstliche 
Wegebau zwangsläufig stark verna~lässigt, so daß 
ein sehr großer Nachholbedarf besteht. Vor allem 
müssen die Hauptholzbringungsadern endlich in 
lastautofahrbare Straßen umgebaut werden. Hier­
bei ist die Erweiterung und Verstärkung aller. 
Brücken und Durchlässe dieser Straßen zur Ver­
meidung von Unfällen und. Haftungsklagen un­
erläßlich. Alle Hauptholzabfuhrwege müssen all­
mählich mit Teerdecken versehen werden, um die 
beim Befahren mit schweren Lastwagen andern­
falls unvermeidlichen hohen Instandsetzungskosten 
zu verringern. Schlechte Straßen senken die Ein­
nahmen je Festmeter Holz unverhältnismäßig stark 
und machen unter Umständen eine lohnende Ab­
fuhr schwächerer Sortimente, wie Grubenholz, 
Faserholz und dergleichen unwirtschaftlich. Durch 
den Ausbau eines zeitgemäßen, guten Straß"en­
netzes wird auch der Marktbereich beziehungsweise 
der Käuferkreis besonders für bestbe;t!;cthlte Spezial­
sortimente erweitert, so daß sich Wegebauausgaben 
in kürzester Frist reichlich bezahlt machen. 

Die Hauptaltholzreserven stehen im Bayerischen 
Wald und im Hochgebirge, wohin sich in den letz­
ten Jahren die Durchführung de.r größeren Weg­
bauprojekte verlagerte. Die Erschließung des Baye­
rischen Waldes und des Hochgebirges erspart die 
bisher notwendige Lagerung des Holzes von eiri 
bis zwei Winter, den dadurch bedingten Wert- und 
Zinsverlust und ermöglicht vor allem die Aushal­
tung von Lang-_ und Wertholz auch in diesen Hoch­
lagen. 

Im Vergleich zu anderen Landesforstverwaltun­
gen mit ähnlichen Wald- und Abfuhrverhältnissen 
hinkt Bayern mit seinen Leistungen für Wegbauten 
immer noch erheblich nach. So betrugen die Auf­
wendungen im Jahre 1950 im Nachbarland Würt­
temberg 17,'79 DM, in Südbaden 36,21 DM, in 
Bayern aber nur 12,08 DM je Hektar. Schon im 
Generalplan des Bayerischen Landwirtschaftsmini­
'ste:riums zur Wiederaufholung der Schäden in der 
Forstwirtschaft vom 19. Juli 1949 waren die wich­
tigsten Rückstände an Wegbauten aufgezählt. Es 
ergaben sich Rückstände von 32 654 000 DM oder 
von 6 531 000 DM je Jahr bei einem 5-Jahresturnus. 
Hierzu waren vorgesehen an laufende.n Wegbauten 
je Jahr: 

Unterhaltung 9531 km 4 054 000 DM 
Neubauten 18.6 km 2 935 000 DM 

6 989 000 DM. 

Nach diesem Generalplan waren also jährlich in 
den Jahren 1950 mit 1954 bereits rund 14 Millio­
nen DM forstliche Wegbauten vorgesehen. Inzwi­
schen haben sich die Rückstände wegen Mangel an 
Mitteln nicht verringert, sondern erhöht. Ein noch 
weiteres Hinschleppen der Aufholung der riesigen 
Rückstände ist heute unv~rantwortlich und würde 
sich besonders in Jahren mit allgemein sinkenden 

Holzpreisen auf die Gesamteinnahmen der Forst­
verwaltung verheerend auswirken. 

Die Technisierung eines modernen Forstbetriebes 
ist in gewissem Umfang zur Erhaltung der Kon­
kurrenzfähigkeit no,twendig. So ist bei Forstkul­
turen und insbesondere bei Wegbauten ohne neu­
zeitliche Geräte und Maschinen nicht mehr auszu­
kommen. Die Forstverwaltung muß, wenn sie 
rationell und den Erfordernissen des Betriebes ent­
sprechend arbeiten soll, einen Mindestbestand sol­
cher betriebseigenen, modernen Maschinen zur Ver­
fügung haben. Notwendig ist auch der Einsatz 
einiger moderner, spezieller Bringungsanlagen für 
das Hochgebirge, um aus Hochlagen, für die ein 
Wegbau aus wirtschaftlichen Erwägungen nicht in 
Frage kommt, das oberhalb von Felswänden stok­
kende, oft 2-3 Jahrhunderte alte, aber sehr hoch­
wertige Starkholz unbeschädigt zu Tal zu bringen. 
J?.ie Nutzung dieser Bestände e i 1 t wegen ihrer 
Uberalterung. Solche Anlagen amortisieren sich 
meist in Kürze durch ihre Leistung. Die Nutzung 
der Hochlagenbestände bietet die Möglichkeit, die 
übermäßig in Anspruch genommenen Waldgebiete 
im Flctciiland und in den frachtgünstiger gelegenen 
Mittelgebirgen zu entlasten. 

Nach der Freigabe der . Holzpreise im Mai 1952 
konnte sich erstmals seit 1934 ein freier Markt ent­
falten. Nachdem auch öffentliche Versteigerungen 
wieder erlaubt waren, lag die Preisbildung, wie 
früher, bei der Holzkäuferschaft. Zu Beginn des 
Forstwirtschaftsjahres 1953 wurden bei den Ver­
steigerungen noch sehr hohe Preise gebo,ten, die 
in den damals erzielbaren Erlösen für Schnittware 
keine Stütze fanden. Die Ursachen dafür waren 
wohl in der Hauptsache ein gewisser Geldüberhang 
bei der Sägeindustrie aus den verflossenen guten 
Jahren, der bevorstehende Bilanzstichtag und auch 
die bedeutende Übersetzung der Sägeindustrie, die 
eine starke Konkurrenz hervorrief.· Ganz allmäh­
lich setzte aber eine. Beruhigung ein, die insbeson­
dere durch große Sehnittholzeinfuhren aus Öster­
reich zu ].Jilligen Preisen gefördert wurde. 

Heute· ist der deutsche Holzmarkt kein Binnen­
markt mehr, sondern weitgehend vom Ausland ab­
hängig, da die Grenzen für jegliche Einfuhr von 
Roh- und Schnittholz offen sind, keine Zölle er­
hoben werden und auch genügend Devisen zur Ver­
fügung stehen. Es lassen sich daher auch sehr 
schwer Prognosen für die Zukunft stellen, nach­
dem die Holzüberschußländer Europas Industrie­
produkte aus Deutschland in der Regel mit Holz 
finanzieren und das jeweils zu erwartende Ange­
bot nicht vorausberechnet werden kann. Im großen 
gesehen ist der Anschluß an die Weltmarktpreise 
hergestellt, mit starken Erschütterungen im Preis­
gefüge ist kaum zu rechnen. Ebenso.wenig kann 
aber mit einem fühlbaren Anziehen der Preise ge­
rechnet werden, da in ganz Europa zur Zeit keine 
Holzmangellage besteht. 

Die äußerst bedrohliche Borkenkäferkalamität 
der Jahre 1947 b1s 1950 ist im Abklingen. Mit Aus­
nahme. von kleineren Herden ist nur noch das 
übergreifen des Borkenkäfers längs der tschechi­
schen Grenze bedrohlich, da jenseits der Grenze in 



1592 Bayerischer Landtag - 149. Sitzung. Dienstag, den 23. Juni 1953 

(Dr. Schlögl, Staatsminister) 

dem toten Raum offerisichtlich keine Gegenmaß­
nahmen getroffen werden. Zur Zeit sind die Grenz­
forstämter gezwungen, ständig die überfliegenden 
Käfer mit Fangbäumen abzufangen und zu ver­
nichten. 

Abgesehen von örtlichen Engerlirigsschäden sind 
Bedrohungen des Waldes durch Insekten zur Zeit 
in Bayern nicht gegeben; der Einsatz von Gift­
stoffen wird nur in den unumgänglich notwendigen 
Fällen angeordnet, da hiermit eine Zerstörung des 
Großteils der gesamten Kleinlebewesen zwangs­
läufig verbunden ist. 

Bei dem stark überalterten Waldarbeiterstand 
sind Maßnahmen dringend notwendig, die verhin­
derh, daß in nicht allzu ferner Zeit ein starker 
Waldarbeitermangel eintritt. In dem stärker indu:. 
strialisierten benachbarten Württemberg kann 
man bereits von einer „Waldflucht" reden; in 
Bayern kann es über kurz oder lang zu ähnlichen 
Erscheinungen kommen. Neben der Sorge für 
Schaffung von Wohnungen für Waldarbeiter 
kommt als Gegenmittel vor allem der Aufbau eines 
Waldfacharbeiterstandes in Betracht. Hier ist in 
erster Linie Schulung und Einführung neuzeit­
licher Werkzeuge notwendig. Für Lehrgänge 
stehen die beiden Waldfacharbeiterschulen in Gold­
berg bei Kelheim und in Buchenbühl bei Nürnberg 
zur Verfügung. Ein 14tä.giger Lehrgang kann höch­
stens 40 Teilnehmer umfassen. Zur Zeit besteht 
noch ein großer Überhang von fast 1000 älteren 
Waldarbeitern, welche die Voraussetzungen für 
einen Lehrgang mit Waldfacharbeiterprüfung er­
füllen. Dringend notwendig sind weitere Haus­
haltsmittel, damit vorübergehend zusätzliche Lehr­
gänge in fremden Gebäuden (Landwirtschafts­
schulen) abgehalten werden können. Neben den 
Lehrgängen kommt die Wanderschulung durch 
forstliche Arbeitslehrer in Frage. 

Durch die beiden Arten der Schulung wurden 
schon gute Erfolge erzielt. Neuzeitliche Werkzeuge, 
zum Beispiel die arbeitsfördernde und kraftspa­
rende Hobelzahnsäge, haben sich schon weitgehend 
durchgesetzt. In einem Regierungsbezirk stieg bei­
spielsweise der Anteil an Hobelzahnsägen von 
9 Prozent im Jahre 1950 auf über 35 Prozent ge­
genwärtig. Durch die Einführung von Beschaf­
fungsbei}ülfen sollte die Ausstattung der Wald..: 
arbeiter mit neuzeitlichem Gerät noch gefördert 
werden. 

In Bayern gibt es rund 7000 Gemeinde-, Stif­
tungs- und Körperschaftswaldungen mit einer 
Fläche von 318 000 Hektar. Diese stehen nach dem 
bayerischen Forstgesetz unter der Oberaufsicht der. 
staatlichen Forstdienststellen. Das Gesetz schreibt 
die Bewirtschaftung der Körperschaftswaldungen 
nach genehmigten Wirtschaftsplänen und die Be­
. triebsführung durch voll ausgebildete forstliche 
Sachvei:ständige vor. In den meisten Fällen haben 
die staatlichen Forstämter auch die Betriebsfüh­
rung in diesen Waldungen vertraglich übernom­
men, weil sich die Körperschaften in der Regel 
keine eigenen Betriebsführer halten können. Der 
Staatsforstverwaltung erwächst in der Erhaltung 

und sac;hgemäßen Bewirtschaftung dieser öffent­
lichen Waldungen eine wichtige Aufgabe im In­
teresse der Allgemeinheit. 

Die dringend notwendige Erneuerung der abge­
laufenen Wirtschaftspläne der Körperschaftswal­
dungen sowie ihre Überprüfung durch die staat­
lichen Aufsichtsorgane konnte in den letzten Jah­
ren ·zum größten Teil erfolgen. Der Rest wird in 
den nächsten Jahren erneuert. 

Gegenwärtig ist die Aufstellung von Richtlinien 
für die Bereinigung der oft schädlichen gemeind­
lichen Nutzungsrechte auf Grund der neuen Ge­
meindeordnung im Gang. Nächste Aufgabe wird 
es sein, einander entsprechende Bestimmungen über 
fachlich vorgebildete Betriebsbeamte und über 
sachgemäßen Betriebsvollzug im neuen F'orstgesetz 
und in den Ausführungsbestimmungen zur Ge~ 
meindeordnung auszuarbeiten. 

Die Aufgaben der Staatsforstverwaltung in be­
zug auf den Privatwald bestehen in der Über­
wachung der forstpolizeilichen Bestimmungen des 
bayerischen Forstgesetzes und in der Förderung 
der Privatwaldwirtschaft. Die letztere Aufgabe ist 
schon in den Dienstanweisungen der Jahre ,1885, 
1902 und 1925 festgelegt und in den Gesetzen und 
Verordnungen über die bayerische Landesforstver­
waltung von 1935, über den Geschäftsbereich des 
bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten von 1946 und über die 
Auflösung des Reichsnährstandes von 1948 als 
Dienstaufgabe der Staatsforstverwaltung übertra­
gen. Die Wichtigkeit dieser Aufgabe kam erst 
durch den drückenden Holzmangel seit dem zwei­
ten Weltkrieg richtig zur Geltung. Die Förderung 
der privaten und vor allem der kleinbäuerlichen 
Waldwirtschaft hat- nämlich eine Steigerung der 
Holzerzeugung zum Ziele und ist heute das allseits 
anerkannte forstpoli tische Problem der Nachkriegs­
zei t geworden. Diese Ertragsst<7,igerung kann nach 
fachmännischen Urteilen im Laufe der. Beratungs­
zeit eine Mehrerzeugung von rund einer Million 
Festmeter Holz ergeben. Daß eine solche Erweite­
rung der Rohstoffbasis in unserem Lande nicht nur 
den Waldbesitzern zugute kommt, sondern der ge­
samten Wirtschaft einen sehr starken Auftrieb gibt 
und sich auch auf das Steueraufkommen auswirkt, 
braucht wohl nicht besonders begründet zu werden. 

Dieses große Ziel soll nicht durch Zwangsbe.,. 
försterung, sondern durch entsprechende Ausbil­
dung der Waldbesitzer selbst erreicht werden, um 
das Privateigentum nicht zu schmälern und die 
private Initiative zu erhalten. Die Zahl der Wald­
besitzer beläuft sich nach dem gegenwärtigen 
Stand der Waldaufnahme auf 340 000 mit einer zu­
gehörigen Waldfläche von einer runden Million 
Hektar. In der Hauptsache sind dies Waldbesitz­
größen bis zu 10 Hektar mit einer oberen Grenze 
bei etwa 50 Hektar, also überwiegend Kleinwald­
besitzer. 

Als Voraussetzung für die Förderungstätigkeit 
ist zunächst die Fertigstellung der Privatwaldauf­
nahme zwingend notwendig. Letztere bildet die 
Grundlage für eine wirkungsvolle Betreuung und 
liefert außerdem die Unterlagen für eine soziale 
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Marktordnung, für Planungen auf dem Holzmarkt, 
für die Lenkung der Einfuhren usw. Bis jetzt sind 
775 000 Hektar fertig aufgenommen von einer vor­
aussichtlichen Gesamtwaldfläche von rund einer 
Million Hektar. Die Kosten hierfür konnten bisher 
aus dem Haushalt bestritten· werden. Dies muß 
auch weiterhin geschehen; denn es wäre nicht zu 
verantworten, wenn die nun so weit gediehene 
Arbeit unvollendet eingestellt werden müßte und 
die dafür aufgewendeten Kosten entwertet würden. 

Meine Damen und Herren! ICh darf auf Grund 
der in der Öffentlichkeit erfolgten Angriffe wegen 
der Privatwaldbetreuung folgende Erklärung ab­
geben: 

Es ist nicht ~ichtig, daß ich im Haushaltsausschuß 
des Bayerischen Landtags der Finanzverwaltung 
zugesagt habe, daß ihr en bloc alle Unterlagen 
übergeben werden. Richtig ist, daß ich darauf auf­
merksam gemacht habe, daß sowohl der Nicht­
staatswald wie unsere Forstämter nach § 188 der 
Reichsabgabenordnung verpflichtet sind, im Ein­
zelfall Amtshilfe zu gewähren. Wenn der Nicht­
staatswald in früheren Jahren mit dem Finanzamt 
irgendwelche Bindungen eingegangen hat, so ist 
das eine Sache des Nichtstaatswaldes und nicht 
meines Ministeriums. Ich habe daher bei einer 
Unterhaltung des Bauernverbandes und des Nicht­
staatswalds in meinem Ministerium kürzlich den 
Organisationen den Rat gegeben, sich sofort mit 
dem Finanzministerium in Verbindung zu setzen; 
denn die Regelung dieser Dinge in steuerlicher 
Hinsicht ist wirklich eine A.ufgabe der Organisatio­
nen und nicht meines Ministeriums. 

Über meine iMinisrber1aJfo:nstabteti.lu11!g· habe- ich 
für di1e verstärkte Förderungstätigkeit im Bauern­
wald im J1ahre 1951 ·eing1eihende Anweti.sungen an 
d~e Forstämtecr g1egeben. Als wichtirgste Maßnahmen 
sind vorgeschrieben: iD!i:e Abrha1ltung von :~pr.ech­
tagen in den Gemeinden und von Wia1dbegängen, 
pra!kti-sche Vorführungen im Wald, iETrichitlmg von 
Bedspielsbetrielben, Haltung von Vorträgen in 
Waldrbes[tzerv·ernammlrungen u. a. m. 

Für die über idi!e Betreuung hinausrgehenden 
forstlich-en . Axheiten <leer S11aatsforstverwaltiung 
wel'den Gebühren für d:iie IS:taatskiasse verlangt. 
An solchen g1egen J3ezah:lrung 1a'Usg1eführten Arbeiten 
wurden 1952 re.gistrier·t: 

für Auszeichruunrgen von U?flegehieben 
rurud .2 800 Hektar 

für Holzaushaltungen rrund 55 500 F 1estmeter 
für Hofavermessun:g·en, Mengen- u:n!d 

:Sortlenbildung ,rund 98 000 !'estmeter 
::für iHolzpredsberechruung1en 

rund 28 000 F1es1:meter 

270 bäiuerilich1e Beisp:iJelbetriebe m:iJt eli.ner Wald­
fläche von rund 4000 Hektar konnten 1bisher ein­
gerichtet werden. 

Seit Ende 1950 rund zwei 'staiat1iche Forstmeister 
!im \Rahmen des 1allgemeil1!en fandwirtschaftlichen 
Beratungsdi1enstes ,aufgestellt, dte als forstliche 
Landesberater zunächst die Landrwirtschaftsämter 

und Forstämter, dann auch die äußere Verwaltung, 
die Landräte und son.stirgen Orrg1aruisrationen mit 
der Bede<UJtung des Kleinprivatwal-des bekannt­
machen . .Sli.e ihaben das Land in 40 Arbeitsbereiche 
eingeteilt 'Ulld konnt·en ib!isher etwa die IHäUte der 
Arbeitsbez:irk:e hinrieichend lbearibeiten. Als s•icht­
biarer Erfolg s·ei rdte Gründurug 'VOn rü:beir 70 Wald­
brauernvereiruigungen auf Forstamts- .und Land­
kr·e:hs·ehene sowi<e von weilt über 100 kleineren 
Waldhau·ernvereinigungen lhrauptsächlich in Ober­
foanken genannt. D:iie vertrauensivolle Zoo1ammen­
arbeit zwischen den Wa1c:Lbauermnereinti.giungen und 
den Forstämtern ist v·on gimI11dlegender Bedeutung 
und fördert wesentlich rdi1e ,angestr1ebrte Ertrags­
ste1irgerung. 

Um das. Inrbeiresse der bäuerlichen Jugend für 
den Wia11d zu wecken, wuvdeI). an sämtlichen Land­
wirtschaftsschulen fOTstlichie Lehrer, ülberwiegend 
•arus 1den Reihen 1der IStaatsforsrbbeamten, :ahgestellt, 
dlie über die „Häuerlich.e Waldwirtschaft" Unt•er­
richt eirte1len und Wa1dbegänge abhalten. Zur 
forstlich1en .All.lsb1ldung des Nachwuchses der bäuer­
lich1en WiaMbesitz·er betrieiht der Lrandesverband 
für den 'bayerischen Nichtstaatswald d.te Wald­
bauernschule Hohenkammer. Infolge der Werbung 
durch .alle forstlichen Dienststellen erfreut sich 
d!iese eines steig1enden Besuch-es. 

Leider läßt sich dd!e b!iisb:er schon erzielte Ertrags­
steig-erung im Bauern:w;ald ·zahlenmäfög kiaum nach­
weisen. Für die wrachsende Wa1d1gesinnung :auch 
der kleinen WiaJdbes!ibzer ilmnn aber •als Bew·eti.s 
ang1eführt werden, daß im Hiebj1ahr 1951/52 ins­
ges1amt nur 7700 Hektar kiahlgeschlagen wurden, 
was bei einer Gesamtprivatwaldfläche von rund 1,2 
Mil1ionen Hektar den geringen !Hundertsatz von 
riiur 0,6 ibedeutet. Dies ist edn wes-entlich·er FOrt­
schritt gegenüber den um:Bangreichen schädlichen 
K•ahlhieben der frülheiren J1ahr1e· und •e:i.n •bedeut­
samer 'Erfolg der 1Aufklärung und Betreuung des 
K1einprivatwa1dbesitzes. 

iD.i·e ganze hi:er in edn:irgen Hauptpunkten ge­
schilderte Tätigkeit der SifJa,atsfo:pstverwaJtung im 
Baruernwa:ld er.fordert tbe:i. weitem nicht dte M!i.llio­
nenlbeträge 1aus der Staatskasse, diie tin den ibis­
herd!g-en Debatten um den Landwirtschafts- und 
den Forsthaushalt genannt wurden. Wohl hat 
d:i!e Minister!ialforstabtedlung durch eine eingehende 
Erhebung für das Wirtsch1aftsj1ahr 1951 festgestellt, 
daß :a1uf die Pri'V:atwa1dförde-rung ein Verwaltungs­
kostenanteil von rund 3 Milli.onen DiM trifft. J·edoch 
l!ieße sich dieser Hetmg :i.nfolge der engen räium­
lichen Gemengenl!aige von Staats- rund Bauernwald 
und der unlösbaren Verquickung der auf die ein­
zelnen Besitz.arten tl'effenden DieMtgeschäfte bei 
·den forsfüchen Außenstellen bei we!i.tem nicht in 
voller Hörhe etinsparen, wenn etw:a die Betreuung 
des Baiuernwaldes von der Staiatsforstverwaltung 
abgetr-ennt würide. V!i.elmehr hat eine weitere Er­
b:ehung der Sfa1atsforstverwaltung erigeben, d:aß 
dadurch nur ein Betrag von höchstens 1 Million DM 
eingespart werden könnte. 

Ich dad zum Viergleich diariauf ihinweisen, daß 
die ißerufsv1ertre.tung der Pr.iivatwalid:bes!itzer selbst 
die Kosten für eine gesonderte Pl'ivatw~ldorg'ani-
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sation im Anhia1t an die Kosten der früheren 
Reichsnährstandsforstämter auf 15 bis 20 Millionen 
DM jährlich ,ed.nschätzt. 

r(Aihg. Kiene: Da:s ist i.föertrieben!) 

Und d.ch 1diarf wed.terhin anführen, daß dais Land 
Nordrihein-West:fiafon, das genaue Zahlen mitgeteilt 
'hia:t, für seinen PrivatwiaM, ·der einschl.ieß1ich des 
Großprd.vatwaldes 431 000 Heiktar beträgt, üher 
5 iMillionen DM a1Ufwendet, da:s sind j,e Hektar 
rund "12 DiM. UmgeT,echnet auf !Unseren bayerischen 
Privatwa,ld erigäbe d!as eme Summe von ü:ber 
12 iM1llionen DiM. 

Wenn schon aneTkannt ist, daß die Ertrags­
steigerung im kleinen Privatwald eine Aufgabe 
von staatspolitischer Bedeutung ä.st :und in irgend­
,ed.ner Form durchg1eführt werden muß, so :kann 
auch darüber klein Zweifeil. bestehen, daß diese 
Aru:figa-be weitarus am billigsten und wohl auch iam 
'Zweckmäfügsten tin der g1egenwärtig.en Ortgianisattion 
- nämlich durch, die Staatsforstverwaltung inner­
h:alib des Landwirtsch1aftsministeri1Ums - durch­
g,eführt wird. 

Meine Damen und Herren, ich bin jetzt am 
Schluß meiner Darlegungen über alle wichtigen 
Punkte, die mich als Ressortminister berühren. Ich 
habe es vor allem für notwendig gehalten, auf 
alle die Fragen näher einzugehen, die mit den 
großen Entscheidungen über die zukünftige Agrar­
politik zusammenhängen. Ich hoffe, daß das deut­
sche Volk in der Zukunft gut beraten sein wird. 
Vom Bayerischen Landtag weiß ich ohnehin, daß 
er bisher das größte Verständnis für die Landwirt­
schaft aufgebracht hat. Aber es wird eine Ange­
legenheit des gesamten deutschen Volkes sein, noch 
mehr Verständnis für die Landwirtschaft und die 
große volkswirtschaftliche Bedeutung dieses Stan­
des aufzubringen. Dann wird es in Zukunft keine 
Trennung mehr zwischen Industrie und Landwirt­
schaft geben. Es wird dann nicht mehr vorkommen, 
daß Zeitungsartikel erscheinen, die nachweisen 
wollen, die Parole der Zukunft laute: Industrie 
oder Landwirtschaft. Nein, meine Damen und Her­
ren, die Parole der Zukunft muß lauten, wenn wir 
uns nicht selbst betrügen wollen: Industrie und 
Landwirtschaft. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Dr. Fischbacher: Ich unterbreche 
nun die Sitzung. Die Beratungen werden um 
15 Uhr mit der Fragestunde wieder aufgenommen. 

(Die Sitzung wird um 13 Uhr 16 Minuten 
unterbrochen) 

Präsident Dr. Dr. Rundhammer nimmt die Sit­
zung um 15 Uhr 5 Minuten wieder auf. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Beratungen sind 
wieder aufgenommen. 

Zunächst möchte ich bekanntgeben, daß einem 
Beschluß des Ältestenrats zufolge der Beginn der 

Parlamentsferien auf den 10. August angesetzt 
wird. 

(Teilweise Widerspruch) 

Am 21. September - es ist dies der erste Montag 
- sollen die Arbeiten wieder aufgenommen wer­
den. 

Der Grund für die Festsetzung dieser Zeitspanne 
ist, daß es der Ältestenrat als nicht möglich er­
achtet, jetzt innerhalb von 14 Tagen den Kultus­
etat, den Innenetat, den Finanzetat und den außer­
ordentlichen Etat aufzuarbeiten und diese Etats 
dann innerhalb einer Woche auch im Plenum zu 
verabschieden. Es müßten innerhalb dieser Zeit-

. spanne auch die noch übrigen vorliegenden Gesetz­
entwürfe und zum Teil dringende Anträge erledigt 
werden. 

Sollte die Etatberatung früher zu Ende geführt 
werden· können, dann wird der Ferienbeginn vor­
verlegt, ohne daß deshalb der Schluß der Ferien 
vorverlegt werden würde. Der Grund dafür ist 
der, daß die Herren Abgeordneten jetzt disponieren 
m.üssen und einen Überblick brauchen, welche Zeit 
ihnen zur· Verfügung steht. 

Für den weiteren Verlauf der Beratungen in die­
ser Woche ist im Ältestenrat folgendes vereinbart 
worden: 

Die Interpellation der FDP wird am Donnerstag 
früh aufgerufen werden. Dies geschieht aufWunsch 
des Herrn Staatsministers der Finanzen, der die 
Beantwortung vornimmt. 

Die Aussprache über die Haushalte 08 und 09 
beginnt morgen früh, damit für die Redner eine 
gewisse Zeit zur Vorbereitung verbleibt; sie wird 
am Donnerstag zu Ende geführt werden. Bei der 
Aussprache wird der Forstetat, Einzelplan 09, ge­
trennt vom Etat des Landwirtschaftsministeriums, 
Einzelplan 08, behandelt. Zuerst ist der Forstetat 
an der. Reihe. Für den Forstetat sind insgesamt 
2 Stunden, für den Landwirtschaftsetat insgesamt 
rund 4 Stunden Redezeit vorgesehen. Diese Zeit­
beschränkung hat sich als notwendig erwiesen, weil 
wir sonst in dieser Woche unter Berücksichtigung 
der Interpellation, die zu erledigen ist, mit dem 
Etat überhaupt nicht fertig werden. Die übrigen 
Tagesordnungspunkte werden ohnehin nicht aufge­
arbeitet werden können. Die Redezeit zum Forst­
etat wird in folgender Weise aufgeteilt: Die CSU­
Fraktion und die Fraktion der SPD haben je 35 Mi­
nuten, die Fraktion der BP 25 Minuten, die Frak­
tion des BHE und die Fraktion der FDP je 20 Mi­
nuten zur Verfügung. Beim. Landwirtschaftsetat 
sind die Redezeiten verdoppelt: CSU und SPD 
haben je 70 Minuten, die BP 50 Minuten, der BHE 
40 Minuten und die FDP ebenfalls 40 Minuten zur 
Verfügung. Die Reihenfolge der Redner wird so. 
eingerichtet, daß mit den Oppositionsfraktionen be­
ginnend jede Fraktion zunächst einen Redner vor­
schickt und daß in der zweiten oder in der dritten 
Reihe den Fraktionen noch die Redezeit zur Ver­
fügung steht, die der erste Redner für seine Frak­
tion nicht aufgebraucht hat. Es ist Sache der Frak­
tionen, sich jetzt darüber schlüssig zu werden, in 
welcher Reihenfolge die Redner von ihnen benannt 
werden. 
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(Präsident Dr. Hundhammer) 

Dann noch ein Wort zum Besuch der Ver­
kehrsau s s t e 11 u n g. Wir werden die Ausstel­
lung nicht am kommenden Freitag besuchen, son­
dern dafür unter den Fraktionsvorsitzenden noch 
einen halben Tag in der nächsten oder in der über­
nächsten Woche absprechen. 

Ferner mache ich darauf aufmerksam:, daß für 
die morgige Nachmittagsfahrt nach Schleißheim, zu 
der ich eingeladen habe, von einigen Abgeordneten 
noch nicht die endgültige Zusage oder Absage vor­
liegt. Ich bitte uni möglichst baldige Nachricht, weil 
noch einige Dispositionen dafür zu treffen sind. 

Ich rufe nun~ehr auf die Ziffer 1 der Tages­
ordnung: 

Mündliche Anfragen gemäß § 44 Absatz 2 der 
Geschäftsordnung. 

Als erster Redner ist gemeldet der Herr Abge­
ordnete Helmerich. Ich erteile ihm das Wort. 

Helmerich (CSU): Herr Präsident, meine Damen 
und H_erren, Hohes Haus! Meine Anfrage richtet 
sich an den Herrn Finanzminister. 

Im April habe ich Herrn Staatssekretär Fischer 
mündlich und schriftlich gebeten, für die im Haus­
halt der Obersten Baubehörde vorgesehenen Mittel 
für Straßen- und Wasserbauten sowie Binnenent­
wässerung etc. die vorgriffsweise Genehmigung zu 
beantragen. Das ist geschehen. Das Innenministe­
rium hat diesen Antrag an das Finanzministerium 
weitergegeben. 

Ich frage den Herrn Finanzminister: Wann 
kommt· dieser Antrag an den Landtag? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Frage erteil~ ich das Wort dem Herrn Staats­
minister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Die vor­
griffsweise Genehmigung von Mitteln für Straßen­
und Wasserbau sowie Binnenentwässerung, wegen 
der der Herr Abgeordnete Helmerich im April die­
ses Jahres mit der Obersten Baubehörde, Ministe­
rialdirektor Fischer, verhandelt hat, wurde von der 
Obersten Baubehörde beim Finanzministerium mit 
Vorhernote vom 11. Juni, in meinem Hause einge­
gangen am 13. Juni, beantragt. Die Note der Ober­
sten Baubehörde wurde mit Schreiben meines Mini­
steriums vom 19. Juni, ausgelaufen am 22. Juni, 
beantwortet. Das Finanzministerium hat dem An­
tr.a:g •auf vor.griffsweise Genehmigung der genann­
ten Mittel grundsätzlich zugestimmt. Es ist nun­
mehr Sache der Obersten Baubehörde, einen Ent­
schluß des Ministerrats und des Landtags herbeizu­
führen. 

Ich bitte den Herrn Abgeordneten Helmerich, die 
Zeitdauer im Finanzministerium und die Zeit der 
Bearbeitung in der Obersten Baubehörde bis zur 
Note an das Finanzministerium noch besonders zu 
beachten.· 

Präsident Dr. Hu.Q.dh~mmer: .Der Herr Abgeord- · 
nete Helmerich wünscht eine Zusatzfrage zu stellen. 

Helmerich (CSU): Ich möchte den Herrn Finanz­
minister um Auskunft bitten, ob damit auch der 
Antrag zur Beilage 3970 erledigt ist. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nochmals 
das. Wort dem Herrn Finanzminister. 

Zietsch, Staatsminister: Diese Zusatzfrage kann 
ich nicht beantworten, weil ich den Inhalt der Bei­
l•Clig-e nicht klenne. A!ber es ist, wllie ich ges1agt habe, 
Sache der Obersten Baubehörde, sich um die Ange­
legenheit weiter zu kümmern. 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Frage­
steller ist der Herr Abgeordnete Kiene. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Kiene (SPD): Meine Frage gilt dem Herrn 
Staatsminister .des Innern. 

Die Vorfälle anläßlich der Offenhaltung einiger 
Mün.chner Geschäfte, die sich am vergangenen 
Samstag ereigneten, haben weit über die Landes­
hauptstadt hinaus Beunruhigui:g hervorgerufen. 

Kann der Herr Staatsminister des Innern Aus­
kunft geben, was für Anstalten getroffen wurden, 
um eine Wiederholung der Vorfälle· zu verhindern? 

Präsident Dr. Rundhammer: Eine inhaltlich sich 
mit dem gleichen Problem befassende· Frage will · 
der Herr Abgeordnete Dr. Geislhöriger stellen. Ist 
das Hohe Haus damit einverstanden, daß ich ihm 
außerhalb der Reihe gleich das Wort erteile? - Es 
ist der Fall. Der Herr Abgeordnete Dr. Geisl­
höringer hat das Wort. 

Dr. Geislhöringer (BP): Die gesamte bayerische 
Bevölkerung ist ob der Vorgänge, die sich in Mün­
chen an zwei aufeinander· folgenden Samstagen 
abspielten, in .tiefster Sorge um die Sicherheit des 
Staates und des öffentlichen Lebens. Das baye­
rische Volk hat kein Verständnis dafür, daß Fra­
gen, die ausschließlich im Bereich der Rechtsauf­
sichtsbehörden liegen, auf der Straße ausgetragen 
werden. Besonders besorgt ist die Öffentlichkeit 
wegen der Erklärung, die der Herr Innenminister 
laut Mitteilung des. Münchner Merkur vom 23. die­
ses Monats wegen der Umtriebe gewisser obskurer 
Elemente in Sachen des Münchner Ladenschlusses 
gegeben hat. 

Ich frage daher den Herrn Polizeiminister: Ist 
der Herr Polizeiminister in der Lage und willens, 
die Maßnahmen zu treffen - -

(Unruhe und Zurufe von der SPD) 

- in diesem Falle ist er der Polizeiminister - die 
Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, Leben 
und Sicherheit der Bewohner unseres Landes ge­
genüber dem Gewerkschaftsterror 

(Oha und erregte Zurufe von der SPD) 

und gegenüber dem Straßenpöbel zu garantieren 
und Aufmärsche jeder Art, die den Charakter des 
Landfriedensbruches ä.n sli.ch tragen, eni::1gültig un­
möglich zu machen? 

(Zurufe von der SPD - Glocke des 
Präsidenten) 
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Präsident Dr. Hundbammer: Ich möchte zunächst 
bemerken: Die offizielle Bezeichnung ist: „Herr 
Staatsminister des Innern." 

(Beifall - Sehr richtig! bei der SPD) 

In der Form „der für die Polizei zuständige Mini­
ster" kann er angesprochen werden. - Ich erteile 
nunmehr das Wort dem Herrn Staatsminister des 
Innern. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Die Frage des Samstagnachmittag-Laden­
schlusses ist arbeits- und wirtschaftspolitischer 
Natur. Für die Regelung des Ladenschlusses an 
Werktagen ist das Arbeitsministeri:um zuständig. 
Da das Bundesverfassungsgericht mit Urteil vom 
20. Mai 1952 entschieden hat, daß § 22 der Arbeits­
zeitverordnung die Ladenschlußzeiten in der 
Weise regle, daß offene Verkaufsläden in der Zeit 
von 7 Uhr früh bis 19 Uhr abends offengehalten 
werden dürfen, ist im ganzen Bundesgebiet jeder 
Inhaber eines offenen Ladengeschäftes berechtigt, 
soweit er nicht andere Abmachungen getroffen 
hat, auch an Samstagen bis 19 Uhr sein Geschäft 
offen zu halten. 

G1eichzeitlig ist in der 1Entsch,eidung lcliarges<teUt, 
daß eine Abänderung nur durch Gesetz, und zwar 
nur durch ein Bundesgesetz erfolgen könnte. Da"f?ei 
wird allerdings noch zu prüfen sein, ob Artikel 174 
der bayerischen Verfassung, der allen Arbeitneh­
mern grundsätzlich ein freies Wochenende garan­
tiert, eine selbständige Bedeutung gegenüber den 
Bundesgesetzen besitzt. 

Es steht fest, daß die Offenhaltung einiger 
Münchner Geschäfte am vergangenen Samstag, 
dem 20. Jur,ti 1953, weitgehend zu wilden Demon­
strationen durch politisch radikale Elemente aus­
genützt worden ist. Nachdem die zur Unterbindung 
dieser Unruhen von der Stadtpolizei ergriffenen 
Maßnahmen nicht ausreichten, wurde die baye­
rische Bereitschaftsp61ize1-geinäß Artikel 42/44 des 
Polizeiorganisationsgesetzes zur Wiederherstellung 
der öffentlichen Ruhe und Ordnung eingesetzt. Für 
die Entscheidung über die erforderlichen Maßnah­
men zur Vermeidung der Wiederholung derartiger 
Vorfälle ist gemäß Artikel 83 der bayerischen Ver­
fassung, Bestimmung über die örtliche Polizei, zu­
nächst der Stadtrat München zuständig. 

(Sehr richtigi bei der BP) 

Von dessen Entscheidung wird es abhängen, ob 
und welche Maßnahmen des Innenm!i.rrilsteriums so­
dann veranlaßt erscheinen. Meine Äußerung in der 
Öffentlichkeit, die vom Herrn Abgeordneten 
Dr. Geislhöringer angeführt wird, bezog sich nur 
auf die. Methode des gesetzlichen Schutzes des 
Eigentums. 'Man kann durchaus der Auffassung 
sein, daß dieser Schutz auch mit einem weit ge­
ringeren Polizeiaufgebot · gewährleistet werden 
kann. 

(Sehr richtig!) 

Gegen Ausschreitungen übler Elemente, gleich 
welcher politischen Richtung, wird jedenfalls mit 
allen gesetzlichen Mitteln eingeschritten werden. 

(Bravo! bei der BP - Allgemeiner Beifall) 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Frage­
stellE;r ist gemeldet der Herr Abgeordnete Reichl. 

Reichl (BP): Herr Präsident, Hohes Haus, meine 
Damen und Herren! Meine Anfrage richtet sich 
an den Herrn Staatsminister der Finanzen. 

Umlaufenden Gerüchten zufolge ist in der 
Schnaps- und Likörfabrik Cerwyonka in Nieder­
hatzkofen, Landkreis Rottenburg/Laaber, eine Re­
vision durchgeführt worden. Dabei sollen Steuer­
rückstände in Höhe von 400 000 DM festgestellt 
worden sein. Gleiche Gerüchte wollen wissen, daß 
ein maßgebliches Mitglied der Regierung aus dem 
Finanzministerium die weitere Revision durch tele­
phonischen Anruf eingestellt hat .. 

1Ich fr:age desh!a:tb den Herrn Fd.!DJanzmd.nüster 

1. entsprechen diese Gerüchte der Wahrheit, 
2. wenn ja, 

a) wieso konnte es kommen; daß Steuerrück­
stände in Höhe von 400 000 DM aufliefen, 

b) welche Gründe haben das Finanzministerium 
bewogen, die weitere Revision einzustellen? 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Frage wird be­
antwortet vom Herrn Staatsminister. der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Die Be­
hauptung, daß b~li. der Firma Oe,rwyonka Steuer­
rückstände in Höhe von 400 000 DM aufgelaufen 
seien, ist nicht richtig. Bei dieser Firma hat im 
Jahre 1950 und im Jahre 1953 jeweils eine Be­
triebsprüfung stattgefunden. Das Finanzministe­
rium hat die Durchführung der Betriebsprüfungen 
nicht beeinflußt. Insbesondere entbehrt das Ge­
rücht, daß ein Regierungsmitglied eingegriffen und 
eine Betriebsprüfung eingestellt habe, jeder Be­
gründung. Die beiden Betriebsprüfungen ergaben 
Steuernachholungsbeträge, die zusammengerechnet 
weit unter der genannten Summe von 400 000 DM 
liegen. 

(Zuruf von rechts: Wieviel?) 

Die Steuernachholung aus der Betriebsprüfung 
1950 ist abgewickelt. Wegen der Steuernachholung 
aus der Betriebsprüfung 1953 wird zur Zeit noch 
verhandelt. Mit Rücksicht auf das Steuergeheimnis, 
meine sehr geehrten Herren, kann ich die Zahlen 
nicht nennen. 

(Sehr richtig! Sehr gut!) 

- Ich verstehe nicht, Herr Kollege Bantele, war­
um Sie lachen; das Steuergeheimnis gilt auch hier. 

(Zuruf des Abg. Bantele) 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Herr Abgeord­
nete Reichl wünscht eine Zusatzfrage zu stellen; 
ich erteile ihm das Wort. 

Reichl (BP): Es würde mich interessieren, :Herr 
Staatsminister der Finanzen, ob es sich bei der 
Summe um Steuerrück$tände oder um Steuer­
hinterziehungen handelt. 
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Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
dieser Frage erteile ich nochmals das Wort dem 
Herrn Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Ich habe in meiner Ant­
wort erklärt, daß es sich um Steuernachholungen 
handelt. 

(Heiterkeit - Abg. Meixner und andere: 
Sehr gut!) 

:eräsident Dr. Hundhammer: Als Fragestellerin 
folgt die Frau Abgeordnete Zehner; ich erteile ihr 
das Wort. 

_Zehner (CSU): Hohes Haus! Im Beschwerdeaus­
schuß des Bayerischen Landtags mußte schon öfter 
auf Grund von vorliegenden Beschwerden gegen 
das Dirneimnwesen in der Stadt München Stellung 
genommen werden. Das Staatsministerium der Ju­
stiz hat versprochen, Maßnahmen zu treffen, die 
das Dirnenunwesen erfolgreich beseitigen. Als er­
folgreicher Weg wurde die Schaffung eines Arbeits­
liauses ·empfohlen. Ich frage die Staatsregierung, 
was zur Bekämpfung des Dirnenunwesens ge­
schehen ist .und was in Zukunft geschehen wird. 

Präsident Dr. Hu:ndhammer: Die Frage wird be­
antwortet durch ·den Herrn Staatssekretär im 
Staatsministerium der Justiz; ich erteile ihm das 
Wort. 

Dr. Koch, Staatssekretär: Herr Präsident, Hohes 
Hau'.s! Das bayerische Staatsministerium der Justiz 
wendet der Bekämpfung des Dirnenunwesens seit 
Jahren erhöhte Aufmerksamkeit zu.· 

(Abg. Dr. Brücher: Aber ohne Erfolg!) 

- Das ist eine andere Frage. - Die Staatsanwalt­
schaften wurden mehrfach, so durch die Ministe­
rialentschließungen vom Juli 1949, vom November 
1951 und vom 9. Mai 1952, zu energischer Straf­
verfolgung angewiesen. Darüber hinaus hat das 
bayerische Staatsministerium der Justiz wiederholt 
beim Bund auf die Wiedereinführung des Arbeits­
ha-uses in den Ländern der amerikanischen Zone 
und auf Verschärfung der Strafbestimmungen ge-

·gen die Prostitution gedrängt. Bayern ist ja in 
dieser Hinsicht nicht allein maßgebend; es kann 
nur anregen. 

Der Bundestag hat nunmehr am 10. Juni 1952 
das Dritte Strafrechtsänderungsgesetz beschlossen, 
nach dessen Artikel 6 das Arbeitshaus wieder in 
allen Ländern der Bundesrepublik als Maßregel 
der Sicherung und Besserung wieder zur Verfügung 
stehen wird. Das Gesetz wird am 26. Juni 1953 
vom Bundesrat im zweiten Durchgang beraten. Mit 
seiner endgültigen Verabschiedung ist in Kürze zu 
rechnen. 

In einer Sitzung des Ministerrats. von heute 
morgen wurde diese Bestimmung des Gesetzes 
unterstützt; sie wird von Bayern auch im Bundes­
rat unterstützt werden. 

Inzwisch·en ist auch das Gesetz zur Bekämpfung 
.der Geschlechtskrankheiten von den Gesetzgebungs­
organen des Bundes verabschiedet worden, das 

ebenfalls eine wirksame Handhabe gegen ge­
schlechtskranke Dirnen abgibt. Weitere Maßnah­
men des Gesetzgebers und der Justizverwaltung 
erscheinen nach dem heutigen Stand der Dinge 
nicht mehr veranlaßt. 

(Abg. Piechl: Ein Untersuchungsausschuß 
gehört da eingesetzt! - Heiterkeit) 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Fragestel­
ler ist der Herr Abgeordnete Drechsel; ich erteile 
ihm das Wort. 

Drechsel (SPD): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Verschiedene Rundschreiben von Unternehmerver­
bänden veranlassen mich zu folgender Anfrage an 
den Herrn Finanzminister: 

Können Beiträge der Unternehmer zum V~1·ein 
zur Sicherung der sozialen Marktwirtschaft und 
ähnlichen Organisationen als Betriebsunkosten ab­
gesetzt werden? 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
der Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats­
minister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Die Ab­
zugsfähigkeit von Beiträgen an Vereine hängt von 
den satzungsmäßigen Zwecken und der tatsäch­
lichen Be_tätigung dieser Vereine ab. Vertreten 
solche Vereine gesamtwirtschaftliche Interessen 
eines Berufsstandes oder die Einzelinteressen ihrer 
Mitglieder, dann bestehen gegen die Anerkennung 
der Beiträge als Betriebsausgaben keine Bedenken, 
dienen dagegen solche Vereine politischen Zwek­
ken, insbesondere politischen Parteien, dann ist 
die Abzugsfähigkeit der Beiträge zu verneinen. 

Präsident Dr. Hundhami:ner: Es folgt ials Fraig-e­
s:teller der HerT A:bgeoDdnete Kurz; ich erteile ihm 
dlas Wort. 

Kurz (CSU): Her iPrästdent, meine Damen und 
Henen! Meine Anfoag-e richte i'ch an das Staats­
ministerJum für Wi.ortschaft ·und V:erkehr. 

Vor J1ahre:sfoist haibe ich die StaatsTegierung ge­
lbeten, sd:e möig1e in Vevhandlnmgen mit der ;amer.i­
~anischen ißesatzungsmacht ilie Freigabe der von 
dJeser besch1agnahmten Hote[s, Rasthäuser und 
Anlagen an den schönsten Seen und Plätzen des 
L·andes, so JUnter anderem des Rasthauses am 
Chiemsee, -de:r Hotels am Eibsee, Badersee und 
Rissersee usrw. erwirken. Außer der Freigaibe des 
Schneefernerh1auses und eines geringfügigen Teiles 
von beschlagnahmten Wohnungen und Instituten 
ist ein größerer Erfolg bisher v1ersiaigt g·eb1ieben. 

Frage: Was hat die Sta1atsregierung getan und 
was ·wil'd sie weiterhin tun können, um end1ich 
auch der Zivübevölkerung de::; In- unid Auslandes 
.<len .Zutni.tt zu den schönsten _Anl!agen und Plätzen 
des Landes ziu ermöglichen? 

Präsident Dr. Hundhammer: ZJUr Beantwortung 
dieser Frage erteile ich dias Wort dem Herrn 
Sta•atsmimster für Wirtsch.aft und Verkehr. 
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Dr. Seidel, Staatsminii.ster: !Heu Präsident, me!ine 
Damen und Herren! Die ibayerJsche 1Staatsre.gierung 
ist una1bl!ässiig bemüht gewesen, Frejgaiben der 
hesch1agnahmten Hotels, Rasthäuser tUnd Anlagen 
zu erreichen. Im vergangenen Jalhr konnten ins ... 
gesamt 16 Betriebe m!it über 620 Betten ihren 
Eigentümern zurückgegeben we:riden. An bekannten 
Obj·ekten sind darunter dias Hotel Schneeforner­
haius, das tBerghote.i auf dem iPredigtstuhl, das 
Hotel Krais•erhof in iBad Tölz und das Hote'1 See­
hla!us am Königsee. Im deutsch-amerikanischen be­
ratenden Landesausschuß ist das Problem de·r 
Rückg.abe auch tder übrig•en heschlaignahmten Ob­
jekte wtl:ederlholt behandelt worden. Ferner haiben 
taufend Besprechnmgen mit den zuständ!i.gen ameri­
kan!ischen Stellen stattgefunden. Es !i.s.t damit ru 
rechnen, daß von den zur Zeci.t insg•esamt noch 
Dunid 6000 !beschlagnahmten gewerblichen Belher­
hergungisbetten ein größereT T·eil noch in diesem 
Jahr freig·egeben whid, vor allen !Dd.n1gen in Berch­
tesgaden und im Werdenfelser Land. 

Den Bemühung·en um Freigabe des Riasthauses 
am OMemsee und-der iffotelbetriebe 1am Badersee, 
E:ibsee und Rissersee ibHeb b:iisiher ein Erfolg ver­
sagt. D:1e 1bayer]sche Staatsreglierunig wird ihre 
Bemühungen rum il!'rreigabe der noch beschla~nahm­
ten IBetrieibe und Anlagen mit Nachdruck fort­
setzen. Die Rückgatbe der zwn T·eil in den schönsten 
Gebleten unseres V.aterLand:es gelegenen Betriebe 
ist für eine weüere :Steti.g•erung des bayerischen 
Fremdenverkehrs, voi:r' a11em des Auslände·rreise­
verkeihl'IS, von großer BedeuttUng. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als näch­
ster Fra:gesteller der Herr ,A,bgeordne·te iPiper. Ich 
erteüe ihm ·das Wort. 

P1iper ·QS!PD): \Herr Präs.]dent, meine Damen und 
Herren! Meme Anfrage richtet slich an den Herrn 
Staatsmlimst·er für ArbeH tUnd soz:i!ale Fürsorge. 

In iBaye.rn können ,eine große Anzahl von Not­
standsmaßnahmen, die mit verstärkter Förderung 
geplant sri.nd, nicht durchgieführt werden, weil das 
Bayerische Staatsministerium für Arbeit und 
soziale Fürsor;ge die dm Haiushaltsj:ahr 1953/54 be­
reits vom Landtag genehmigten Mittel von 12 
Millionen DiM nm tdann zur V:erfügung stellt, wenn 
dtl!e Brund!esreg:i!erung sich in derselben Höhe be­
teti.ligt. Dje gerüJMe ZtUrückhaltung der Bundes­
regierung hJat dn Hayrern bislher eTihebliche ariheits­
marktpoli:tische Schwierigkeiten verursacht und die 
Ausführiung g·emeinnütziger Arbeliten zu einem 
großen Treil verhindert. 

Ich fria1g1e :den Herrn Staatsminister für Arbeit 
und sozi1a1e Fürsorge, was er ·zu tun gedenkt, um 
bei den entstandenen Schwierigkeiten ausgleichend 
zu wirken. 

Präsident Dr. Hu:ndhammer: lDie F,r,age wird 
beantwortet durch den Herrn Staratsseikl'etär im 
Ministerium für Arbeit und sozi•aJie Fürsorge. Ich 
erteile !i!hm-das Wort. 

Krehle, :Sta1atssiekretär: tHerr lPrä,sident, meine 
Damen und IHe!'ren! Bayern steht mit seinen ei-

.genen Leistungen in der wertschaffenden Arbeits­
losenfürsorge und den damit erz~elten Ergebnissen 
.Eeit 1948 unbestritten ian der Spit:zle ·aller Bundes-
länder. 

t(Höri, hört!) 

Trotzdem sind s1eine Vmleistungen •bei der Durch­
führung des sogenannten Sofortprogramms des 
Bundes 7!Ur Arbeits1beschaf:fumg im Rechnungsj.ahr 
1951 nicht annäiher:nd berücks.ichtigt wo!'lden. Die 
bayerisch·e Arbeüsrv·erwaltung ist deshalb und mit 
Rücksicht •aiuf die Kürzung der Staatshaushalts­
mittel für die· verstärkte Förderung von 18 auf 
12 Millionen DiM nunmehr gezwtUn.g.en, dd.e ver­
stärkte .Förderung der e!i.ttze'1nen Maßnahmen davon 
a!hhängig zu machen, daß sich der Bund oder die 
Bundesanstalt zur Hälfte diar.an ibetetiligt. 

Da die Mittel des Sofortprogramms e:rischöpft 
sind und weJ.tere Bundes- beziehungsweise Brund:es­
anstaltsmittel se!i.'bher nicht rberelitg•estellt wurden, 
ist dtie Inangri.ffnrahme von Notstandsarbeiten 
trotz der günstigen .Jahreszeit Jie,]der gehemmt. 
Ende Mai 1953 wraren riund 5000 Notstand:sarbeiter 
wenig·er beschäftigt als :z;um gleichen Z1eitpunkt 
des Vorjraihres. iDie Zaihl der ibeschräfti.gten Not­
standsartbedfor :ist von Ende Apri'1 bis .Ende Mai 
1953 l!eicht Z'Ul'.ückg1eig1anrgen, ein Zeii.chen dafür, 
daß die aus dem Vorjahr überHängenden Not­
standsarbeiten laufend zu Ende gehen und neue 
Arbeiten nicht in ausreichendem Maße begonnen 
V\rerden können. 

lDas Staatsministerium für AI'belit und ßOZi·ale 
Fürsorge bemüht sich seit geraumer Zeil t beim 
Biundesminti.sterium für Arrbeit und hei der Bundes­
anstalt· für Arbeitsv·ermitt1ung IUIJ!d Arbelitslosen­
vernicherung um rd!ie iBereiitstelltUng :a:usrreichentder 
Bundesmittel für die verstärkte Förderung von 
N otstandsrarbeiten. Es hat J:ülfsw.ed.se vorgesch1agen, 
ihm rdie. vorlä:ufäg.e hrundertprozenti1g1e verstärikte 
Fö!'lde:r:ung dringender Notstandsrarbe!i.ten durch die 
Zusicheriung ZIU . ermögi!i.chen, daß rue bayerischen 
Vorleistungen in einem künfti·gien ißtUndesprogr.amm 
!berücksichtigt werden. Die Bemühung.en tder Baye­
rischen Arbeitsv•erw.altung 'W1e11den von den Selhst­
v,erwaltungsorganen tder Bundesanstalt, in denen 
das Staatsministerti.um vertreten ist, unterstützt. 
Sie wraren trotzdem· bisher erig·eibni:slos, w·erden 
aber mci.t Nachdruck fortgesetzt. 

Dem V:ernethmen nach ist beabsichtigt, von den 
im iBundeslhaushialt für di!e zmsrätzliche Beschäfti­
gung 'VOn AribelitslosenfürsoT.gerunterstützungsemp­
fängern vorgesehenen 50 Millionen lDlM einen Tieil­
betriag von 121/2 MffLionen DM für d.te v•er;stärkte 
Förderung freizugieben. Dieser Betrag irst, da er 
für das ganze Bun!deisgebi!et 1bestimmt ti.st, wel zu 
gering. Es wird !im ißundestrag ;gegenwärtig ein 
Antrag der CDU/CSU usw. ibehrandelt, der die 
gesetzliche lErmäch tigung rder Btundesanstal t :our 
Ber·eitstellung von Aribeitslosenv.ersti.cherungsmitteln 
für die verstärkte Förderung von Notstandsarbei­
ten zum Ziele hat. Er ist noch nicht verabschiedet. 

·Ich we·rde dem Herrn Präsidenten des Bayeri­
schen Landtaigs in den nächsten Ta:gen für das 
Präsidium und für dtie Friaktionen einig,e Übe·r-
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sichten üben.eichen, iaus denen ersiichtlich :iist, d:aß 
in Bayern bis zum 30. April 1953 für dd:e v1erstärkte 
Ffüdernng von 1607 No.tstandsa:r:beiten mit mehr 
als 9 Millionen Arb:eltslosentageweTken insgesamt 
37 ,2 Millionen DiM :bewilligt worrden siind, von 
denen nur 23,1 Millionen DiM 1aus dem ißiundes­
sofortprogrramm geflossen siind. 

·Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Frage­
steller der Herr Abgeordnete Ernst. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Ernst (BP): Herr Pr.äsident, meine Damen und 
Herren! Meine Anfrage richtet sich an das baye­
rische Staatsministerium des Innern. Es laufen 
beim Bayerischen Bauernverband von Bauern stän­
dig Klagen darüber ein, daß sie für die privaten 
{mpfkosten zur Behebung der Maul- und Klauen­
seuche, die ihnen nach dem Landtagsbeschluß vom 
29. Oktober 1952, Beilage 3442, Z1.lStehen würden, 
bis heute noch keinen Ausgleich erhalten haben. 
Nach Mitteilung der Bayerischen Tierseuchenkasse 
}~ind tatsächlich noch keine Staatsmittel für die 
Rückerstattung dieser Impfkosten zur Verfügung 
gestellt. · 

Ich frage daher die Staatsregierung, aus welchen 
Gründen bis heute dem vorstehenden Landtags­
beschluß nicht Rechnung getragen· wurde. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Frage wird 
durch den Herrn Staatsminister des Innern beant­
vvortet. 

Dr. Hoegner, Staatsminister: Meine Damen und 
Herren! Am 26. Januar 1953 hat das. bayerische 
Staatsministerium des Innern dem bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen unter Mitteilung 
der zwischenzeitlich durch die Regierungen errech­
neten Impfzahlen die zur Erfüllung des Landtags­
beschlusses vom 29. Oktober 1952 erforderlichen 
Mittel in ungefährer Höhe von 500 000 DM be­
kanntgegeben und gebeten, .diese Mittel zusätzlich 
oei Einzelplan 13, Kapitel 1211, Titel 501, Zuschüsse 
an die bayerische Tierseuchenkasse zur Deckung 
.der Impfstoffkosten, zur Verfügung zu stellen, 
nachdem im Haushaltsplan des Innenministeriums 
Haushaltsmittel hierfür nicht vorgesehen sind. 

Das bayerische Staatsministerium der Finanzen 
hat mit Note vom 2. März 1953 dem bayerischen 
Staatsministerium des Innern mitgeteilt, daß es, 
ehe weitere Schritte von ihm zum Zwecke der bis­
her nicht erfolgten Erbringung eines Deckungs­
vorschlags für die durch den Landtagsbeschluß be­
dingte Ausgabe unternommen werden, anheim­
stelle, die Frage des Kostenersatzes für die frei­
willig vorgenommenen Schutzimpfungen so zu be­
handeln wie bei seuchenpolizeilich angeordneten 
Maul- und Klauenseuche-Schutzimpfungen, und 
verwies darauf, daß diese Behandlung der Kosten­
aufbringung wohl auch der Auffassung des Baye-
rischen Landtags entspreche. · 

Das bayerische Staatsministerium des Innern er­
suchte daraufhin die Tierseuchenkasse um alsbal-

dige Mitteilung darüber, ob sie sich aus einmaligen 
besonderen Billigkeitsgründen der vom bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen in Vorschlag ge­
brachten Kostenregelung anschließen und die 
Hälfte der durch die freiwillig vo1rgenommenen 
Impfungen entstandenen Kosten in Höhe von un­
gefähr 250 000 DM übernehmen könne. Mit Schrei­
ben vom 2. April 1953 hatte die bayerische Tier­
seuchenkasse um stillschweigende Fristverlänge­
rung der vorgenannten Note des Innenministe­
riums gebeten, da der Vorsitzende des Landesaus­
schusses der bayerischen Tierseuchenkasse vor 
Einberufung des Landesausschusses sich noch an 
sämtliche Mitglieder des Landwirtschaftsausschus­
ses des Bayerischen Landtags wenden wolle. Mit 
Schreiben vom 7. April 1953 hat sich nun. der 
Vorsitzende des genannten Landesausschusses an 
den Landwirtschaftsausschuß des Bayerischen 
Landtags gewandt und dabei bekanntgegeben, daß 
eine Kostenbeteiligung der bayerischen Tier­
seuchenkasse an den in Frage stehenden Gebüh­
ren nicht möglich und vom Standpunkt der An­
stalt auch nicht vertretbar erscheine. Darüber hin­
aus verbiete die Lage der bayerischen Tierseuchen­
kasse ein Abweichen von den satzungsgemäß fest­
gelegten Leistungen. Der Vorsitzende des Landes­
ausschusses der bayerischen Tierseuchenkasse bit­
tet darüber hinaus die Abgeordneten des Land­
wirtschaftsausschusses des Bayerischen Landtags, 
zweckdienliche Maßnahmen zu ergreifen, damit 
die bayerische Tierseuchenkasse in die Lage ver­
setzt werde, die notwendigen Auszahlungen vor­
zunehmen. Die Eingabe - der· bayerischen Tier­
seucheBkasse an den Landwirtschaftsausschuß des 
Bayerischen Landtags wurde durch diesen dem 
bayerischen Staatsministerium des Innern am 
1. Juni dieses Jahres mit der Bitte um Stellung­
nahme zum 20. Juli dieses Jahres zur Kenntnis 
gebracht. 

Die zwischenzeitlich neu aufgenommenen Ver­
handlungen zwischen dem bayerischen Staatsmini­
sterium des Innern und dem bayerischen Staats­
ministerium der Finanz.en sind noch nicht abge­
schlossen. Eine Beantwortung der Anfrage des 
bayerischen Staatsministeriums des Innern an die 
bayerische Tierseuchenkasse vom 21. März dieses 
Jahres an das Innenministerium liegt bis · zur 
Stunde nicht vor. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als weiterer 
Fragesteller der Herr Abgeordnete Bauer Hanns­
heinz. Ich erteile ihm das Wort. 

Bauer Hannsheinz (SPD): Meine Damen und 
Herren! Ich hätte vom Herrn Kultusminister gern 
Aufklärung darüber, welche Gründe ihn veranlaßt 
haben, das seit 1949 festgelegte Mitentscheidungs­
recht der Elternbeiräte an höheren Schulen bei 
strafweiser Entlassung von Schülern neuerdings zu 
beseitigen und insoweit die demokratische Einrich­
tung des Elternrechts einzuschränken. 

(Hört, hört!) 

Präsident Dr. Hundhammer: .Zur Beantwortung 
dieser Frage erteile ich das Wort dell). Herrn 
Staatsminister für Unterricht und Kultus. 
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Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Von 
einer Beseitigung des Mitwirkungsrechts der El­
ternvertretungen bei Entlassung von Schülern 
höherer Lehranstalten kann überhaupt keine Rede 
sein. Die frühere Bestimmung über die Mitwir­
kung der Elternbeiräte bei der strafweisen Ent­
lassung eines Schülers stand in einem gewissen 
Gegensatz zu den Schulstrafbestimmungen. Schwie­
rigkeiten sind daraus jedoch nie entstanden, weil 
niemand daran dachte, daß durch die Mitwirkung 
des Elternbeirat~ die Strafgewalt des Lehrerrats 
etwa eingeschränkt werden sollte. Denn nach der 
Schulordnung gab es keinen Zweifel, daß nur der 
Lehrerrat die strafweise Entlassung verfügen 
konnte. Die neue Bestimmung in der Bekannt­
machung über den Elternbeirat hat nun die Dis­
krepanz zwischen den beiden Vorschriften: Schul­
ordnung und Elternbeiratsbestimmungen dem 
Wortlaut nach beseitigt, an der bewährten Ein­
richtung jedoch nichts geändert. Der Elternbeirat 
berät wie bisher gemeinsam mit dem Lehrerrat 
die in Erwägung gezogene Entlassung, wenn der 
Erziehungsberechtigte des betroffenen Schülers es 
beantragt. Die Abstimmung erfolgt wie früher ge­
trennt. Das Ministerium wird bei einem vom Be­
schluß des Lehrerrats abweichenden Votum des 
Elternbeirats dessen Argumente würdigen - wie 
früher auch. Es wird lediglich nicht unmittelbar, 
sondern erst im Beschwerdeweg entscheiden. Denn 
sonst ginge dem betroffenen Erziehungsberechtig­
ten, um dessen Rechte es doch in erster Linie geht, 
sein Beschwerderecht verloren, wenn sich das Mi..: 
nisterium bereits mit einem Entscheid über die 
Meinungsverschiedenheit festgelegt hätte. Die neue 
Formulierung ist also, wie ich ausdrücklich ver­
sichern möchte, ohne jeden Hintergedanken gewählt 
worden und hat tatsächlich keine Änderung ge­
bracht. Das hat auch der Bayerische Philologen­
Verband anerkannt, der sich auf seiner Hauptver­
sammlung im April dieses Jahres einstimmig die 
Auffassung des Minis~eriums zu eigen gemacht hat. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Stellung einer 
Zusatzfrage erhält nochmals das Wort der Herr 
Abgeordnete Bauer Hannsheinz. 

Bauer Hannsheinz (SPD): Meine Frage ist dahin 
gegangen, warum das Mitentscheidungsrecht der 
Eltern eingeschränkt worden ist. Ich habe absicht­
lich nicht formuliert: das Mitwirkungsrecht. War­
um, Herr Kultusminister, hat die Staatsregierung 
dann zu dem Leitartikel der „Süddeutschen Zei­
tung", der immerhin sehr klar und deutlich ge­
wesen ist, nicht .in der Öffentlichkeit entsprechend 
Stellung genommen? 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nochmals 
das Wort dem Herrn Staatsminister für Unterricht 
und Kultus. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Ein 
Mitentscheidungsrecht hat der Elternbeirat nie ge­
habt. Er hat lediglich sein Votum abgegeben. Die 
Entscheidung hat der Lehrerrat getroffen. Ich 
glaube, wir dürfen froh sein, wenn die Entschei­
dung von absolut objektiven Gremien getroffen 

wird, wie wir im Lehrerrat eines haben. Die Rechte 
des Elternbeirats werden in keiner Weise verkürzt. 
Er wird nach wie vor sein Votum abgeben können, 
die Entscheidung aber wird in erster Linie vom 
Lehrerrat getroffen. Dann steht es dem Erziehungs­
berechtigten oder auch einem Mitglied des Eltern­
beirats frei, sich im Beschwerdeweg an eine zweite 
Instanz, das Kultusministerium, zu wenden. Dieses 
wird dann in letzter Linie entscheiden, wie es vor­
her auch in letzter Instanz entschieden hat. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Frage­
. steller der Herr Abgeordnete Dr. Sturm. Ich erteile 
ihm das Wort. · 

Dr. Sturm (BP): Herr Präsident, meine Damen 
und Herren! Meine Anfrage richtet sich an den 
Herrn J ustizminii:;ter. · 

Die mir schriftlich zugestellte Antwort des Herrn 
Justizministers auf. meine in der Fragestunde am 
27. Mai dieses Jahres gestellte Anfrage betreffend 
die Wiederaufnahme des Spruchkammerverfahrens 
gegen den ehemaligen Generaloberst Alfred Jodl 
geht auf den Kernpunkt meiner Frage nicht weiter 
ein. Die Formulierung der Antwort berechtigt aber 
zu der Annahme, daß die Wiederaufnahme des 
Verfahrens vom Minister für politische Befreiung 
und nicht voh amerikanischer Seite veranlaßt 
wurd~. 

Ich frage deshalb den Herrn Justizminister, ob 
diese Annahme zutreffend ist oder nicht. 

Präsident Dr. Hundhammer: Die Frage wird be­
antwortet durch den Herrn Staatssekretär im 
Staatsministerium der Justiz. 

Dr .. Koch, Staatssekretär: Hohes Haus, die ·Frage 
richtet sich an den Herrn Staatsminister Wein­
kamm in seiner Eigenschaft als Minister für politi­
sche Befreiung. Sie könnte und kann nach ihrem 
Charakter nur vom Herrn Staatsminister Wein­
kamm persönlich beantwortet werden, zudem ich 
in dieser Hinsicht nicht sein Stellvertreter bin. Ich 
bitte den Herrn Fragesteller, sich vielleicht damit 
zufrieden zu geben, daß die Antwort schriftlich er­
teilt wird. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als nächster Frage­
steller erteile ich das Wort dem Herrn Abgeord­
neten Dr. Strosche. 

Dr. Strosche (BHE): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Meine Anfrage richtet sich an das bayerische Staats­
ministerium des Innern. Beruhen die zahlreichen 
Pressenachrichten, daß das Heimatvertriebenen­
lager Bernreuth bei Eschenbach in der Oberpfalz 
außerhalb des bekannten und üblichen Lagerauf­
lösungsprogramms vorzeitig und kurzfristig aufge­
löst werden soll, auf Wahrheit? Wenn ja: Was ge­
denkt das Staatsministerium zu tun, daß diese Auf­
lösung dem Grundsatz einer Existenz- und Woh­
nungsverbesserung der Lagerinsassen gerecht wird? 

Präsident Dr. Hundha~mer: Die Frage wird 
durch den Herrn St,aatssekretär für Angelegen­
heiten der Heimatvertriebenen beantwortet; ich er­
teile ihm das Wort. 

-------------
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Dr. Oberländer, Staatssekretär:. Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! Es darf zunächst fest­
gestellt werden, daß es sich bei der Barackensied­
lung Bernreuth um kein der Flüchtlingsverwaltung 
unterstehendes Lager handelt. Die Wohnsiedlung, 
in der nicht nur Heimatvertriebene untergebracht 
sind, ist nach Ausbau durch die Flüchtlingsverwal­
tung im Einvernehmen mit dem bayerischen Staats­
ministerium der Finanzen dem bayerischen Landes­
amt für Vermögensverwaltung und Wiedergut­
machung übergeben worden. 

Am 18. Mai 1953 hat. beim bayerischen Staats­
ministerium für Wirtschaft und Verkehr eine Be­
sprechung der mit der Räumung. der Siedlung zu­
sammenhängenden Fragen stattgefunden. Die Räu­
mung mußte deswegen in· Erwägung gezogen wer­
den, weil die Eisenwerksgesellschaft Maximilians­
hütte dem bayerischen Staatsministerium für Wirt­
schaft und Verkehr am 13. Dezember 1952 mitge­
teilt hat, daß im Bereich der Siedlung Eisenerze 
anstehen, die nach Menge und Qualität erstklassig 
sind und daher von der bayerischen Wirtschaft 
nicht entbehrt werden können. Der fortgeschrittene 
Abbau der Grube Nitzlbuch erfordert, daß schon in 
den nächsten Jahren - längstens bis zum Jahre 
1956 - mit der Erzgewinnung der Siedlung Bern­
reuth begonnen· werden muß. Da mit dem Abbau 
eine starke Absenkung des Taggeländes verbunden 
ist, sei . der Fortbestand irgendwelcher Baulich­
keiten unmöglich. Die· Federführung für diesen 
fragenkreis liegt beim bayerischen Staatsministe­
rium für Wirtschaft und Verkehr. 

Dem Vernehmen p.ach soll auch die Besatzungs­
macht wegen des in unmittelbarer Nähe der Sied­
lung Bernreuth gelegenen Truppenübungsplatzes 
Grafenwöhr die Räumung der Siedlung in Erwä­
gung gezogen haben. Konkrete Unterlagen liegen 
in dieser Beziehung jedoch noch nicht vor. Sollte 
die Besatzungsmacht tatsächlich die Räumung der 
Siedlung Bernreuth aus militärischen Gründen for­
dern, würde eine entsprechende Anzahl von Ersatz­
wohnungen beim Bund beantragt und diese in der 
bisher geübten Weise gebaut werden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Als Fragestellerin 
folgt Frau Abgeordnete Dr. Brücher; ich erteile ihr 
das Wort.· 

Dr. Brücher (FDP): Hohes Haus! Meine Anfrage 
richtet sich an den Herrn Finanzminister; sie be­
trifft die für die bayerischen Gemeinden, Städte 
und Landkreise lebenswichtige Frage des Finanz­
ausgleichs. Die gesamte bayerische Selbstverwal­
tung ist durch die Politik des Herrn Finanzmini­
sters in der Frage des Finanzausgleichs außer­
ordentlich beunruhigt. Ich möchte mir deshalb die 
Frage erlauben, ob dem Herrn Finanzminister die 
Denkschrift des Stadtrats München zur Frage des 
Finanzausgleichs zwischen Staat und Gemeinden 
bekannt ist, welche Stellung er dazu einnimmt, ob 
er der Anregung des Stadtrats auf Bildung einer 
überparteilichen Kommission zum Studium dieser 
Frage Rechnung zu tragen gedenkt, und wenn 
nicht: Warum nicht? 

(Abg. Bantele: Es gibt eine bessere Denk­
schrift vom Deutschen Städteverband!) 

P1·äsident Dr. Hundhammer: Die Frage wird . 
durch den Herrn Staatsminister der Finanzen be­
antwortet; ich erteile ihm das Wort. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Der Finanz­
minister wird zu Unrecht allein wegen dieser Frage 
angegriffen. Es handelt sich beim Haushaltsentwurf 
1953/54 um eine Vorlage der bayerischen Staats­
regierung. Die Denkschrift der Stadt München zur 
Frage des Finanzausgleichs - ebenso wie die 
Denkschrift des Städtetags - ist mir bekannt. Sie 
ist am 5. Juni 1953 in meinem Ministerium ein­
gelaufen. Zur Zeit wird sie geprüft. 

Die Stellungnahme zu den in der Denkschrift an­
geschnittenen Fragen geht weit über den Rahmen 
einer kurzen Anfrage hinaus. Ich werde zu diesen 
Fragen bei der Beratung der den Finanzausgleich 
betreffenden Haushaltsansätze im Einzelplan 13 
sehr eingehend Stellung zu nehmen haben. 

(Abg. Dr. Brücher: Dann ist es ·zu spät, Herr 
Finanzminister!) 

Präsident Dr. Hundhammer:. Die Frau Abgeord­
nete Dr. Brücher stellt eine Zusatzfrage. Ich erteile 
ihr das Wort hierzu. 

Dr. Brücher (FDP): Herr Finanzminister, meine 
konkrete Frage betraf vor allem die angeregte 
Kommission, in der Vertreter von beiden Seiten 
einmal überparteilich diese Frage prüfen sollen. 
Denn es steht ja Aussage gegen Aussage. Diese An­
regung wäre vielleicht ein Ausweg aus den Mei­
nungsverschiedenheiten. Das wäre meine erste Zu­
satzfrage. 

Als zweites wollte ich sagen, daß es bei den Be­
ratungen des Haushaltsausschusses natürlich schon 
zu spät ist, eine solche Kommission zu bilden oder 
noch etwa Grundsätzliches zu ändern. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile nochmals 
das Wort dem Herrn Staatsminister der Finanzen. 

·Zietsch, Staatsminister: In dieser Frage wird es 
bei den Beteiligten keine Überparteilichkeit geben 
können, verehrte Frau Kollegin Brücher! 

(Abg. Dr. Brücher: Laßt Zahlen sprechen!) 

·Es handelt sich auf beiden Seiten,~insbesoridere auf 
seiten der kommunalen Spitzenverbände; zweifels­
frei um Interessenten. Der Finanzausgleich ist aber 
eine politische Frage von solch großer Bedeutung, 
daß sie im Haushaltsausschuß schon sehr eingehend 
beraten werden wird. Außerdem haben solche Ge­
spräche bereits stattgefunden. AJJ'er nun ist die· Vor­
lage dem Hohen Hause zugegangen. Das Hohe Haus 
hat zu dieser Vorlage Stellung zu nehmen. An 
diesen Beratungen nimmt jedes beteiligte Ministe­
rium, hier insbesondere das des Innern und das 
der Finanzen, teil. 

(Abg. Dr. Brücher: Also keine Kommission!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Fragestel­
ler ist Abgeordneter Dr. Schubert. 

Dr. Schubert (CSU): Hohes Haus! Meine Anfrage 
richtet sich an den Herrn Staatsminister der Fi­
nanzen. 
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Bis wann kann damit gerechnet werden, daß die 
Unterhaltszuschüsse und die Vergütungen für Be­
schäftigungsaufträge der Lehramtsanwärter und 
Beamtenanwärter sow1e der Referendare endlich 
den gesteigerten Lebenshaltungskosten angeglichen 
werden, nachdem bereits zwei Landtagsbeschlüsse 
darüber vorliegen; der erste Landtagsbeschluß 
wurde am 18. Dezember 1952, der zweite am 
16. April 1953 auf Grund eines Dringlichkeits­
antrags aller Fraktionen gefaßt, der eine sofortige 
entsprechende Anordnung der Staatsregierung for­
derte. 

Präsident Dr. Hundhammer; Die Frage beant­
wortet der Herr Staatsminister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Die Unter­
haltszuschüsse und Vergütungen für Beschäfti­
gungsaufträge können nicht nur für die Jung­
lehrer, sondern sie müssen für alle Beamtenanwär­
ter erhöht werden. Nach Eingang des entsprechen­
den Entwurfs des Bundes über die in Aussicht ge­
nommene Erhöhung der Sätze ist der bayerische 
Entwurf unverzüglich mit Schreiben vorn 12. Juni 
sämtlichen Staatsministerien mit der Bitte um 
Stellungnahme bis 25. Juni, also übermorgen, zu­
gegangen. Es kann daher damit gerechnet werden, 
daß die neugefaßte Bekanntmachung über die 
Unterhaltszuschüsse und .Vergütungen bei Beschäf­
tigungsaufträgen für Beamtenanwärter mit den 
dem Bund angeglichenen erhöhten Sätzen bereits 
im Staatsanzeiger der nächsten Woche erscheinen 
kann. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile weiter 
das Wort dem Herrn Abgeordneten Pittroff. 

Pittroff (SPD):. Meine Damen und Herren! Ich 
bitte den Herrn Staatsminister für Unterricht und 
Kultus um Auskunft in folgender Angelegenheit: 
Heuer werden zum erstenmal Abiturienten aus der 
Oberschule in Kurzform entlassen. Im Herbst sol­
len wieder neue Schüler in diese siebenklassige 
höhere Schule aufgenommen werden. Nun wurde 
in den letzten Wochen bekannt, daß die Universi­
tät München der Aufnahme von Abiturienten füe­
ser eigens von Bayern eingerichteten Oberschule 
ablehnend gegenüberstehe. Über diese Haltung 
sind die Eltern dieser Oberschüler überrascht und 
entrüstet. Sie fühlen sich über den Wert des Abi­
turs enttäuscht und erwarten, daß das Staatsmini­
sterium die Bedeutung dieser Oberschule vertei­
digt, die bei der Gründung dieser neuen Art einer 
bayerischen Schule vom Ministerium seinerzeit 
eindeutig definiert wurde. Es wird daher gebeten, 
die Angelegenheit rasch zu klären und den Eltern 
unzweifelhaft zu sagen, 

1. ob der Wert des Abiturs der Oberschule in 
Kurzform mit dem Wert der anderen höheren 
Schulen gleich ist, und 

2. ob den Abiturienten dieser Oberschulen Nach­
teile in ihrer akademischen Ausbildung er­
wachsen können. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
dieser Frage erteile ich das Wort dem Herrn Staats­
minister für Unterricht und Kultus. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Die 
Oberschule in Kurzform hat die Aufgabe, Schüler, 
die erst nach dem Besuch der 6. Volksschulklasse 
den Übergang zur höheren Schule erstreben, in 
einem siebenjährigen Lehrgang zur Hochschulreife 
zu führen. Die gegenüber der Normalform um zwei 
Jahre kürzere Dauer des Bildungsganges ist da­
durch ermöglicht, daß die zwölfjährigen begabten 
Schüler gegenüber den Zehnjährigen in ihrer all­
gemeinen geistigen Entwicklung so weit voraus 
sind, daß ihnen ein rascheres Arbeitstempo zuge­
mutet werden kann und deshalb die zu erreichen­
den Ziele gegenüber den Vollanstalten nicht zu­
rückgesteilt zu werden brauchen. Die Oberschule 
in Kurzform vermittelt daher die uneingeschränkte 
Hochschulreife für das Studium aller akademischen 
Berufe. Die Tatsache, daß diese Schulart durch 
ihre besondere Pflege der deutschen Sprache und 
der musischen Fächer für das Studium des Volks­
schullehrerberufes vorzüglich geeignet erscheint, 
bedeutet keine Einschränkung ihres allgemeinen 
Bildungswertes. 

Die Vorbedingungen für die Erteilung der Hoch­
schulreife werden nicht von den Universitäten, son­
dern vorn Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus festgesetzt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile als näch­
stem Fragesteller das Wort dem Herrn Abgeord­
neten Roßrnann. 

Roßmann (BP): Herr· Präsident, meine Damen 
und Herren! Meine Anfrage richtet sich an den 
Herrn Staatsminister der Finanzen. 

Auf meine detaillierte Anfrage in der 48. Sitzung 
des Bayerischen Landtags vorn 6. Novernbe.r 1951 
bezüglich des Konkurses der Erwin~Schnittert­
Werke, Kulmbach, und deren Zweigfirmen hat der 
Herr Staatsminister geantwortet, daß die staats­
verbürgten Kredite ausreichend abgesichert sein 
dürften. Er sagte ferner, daß die Verhältnisse mit 
aller Beschleunigung geprüft werden und daß sich 
die Landesanstalt für Aufbaufinanzierung weiter 
mit defn Fall Schnittert beschäftigt. Meine Frage: 

a) Mit welchen tatsächlichen Ausfallsummen hat 
der bayerische Staat zu rechnen? 

b) Waren die Sicherheiten, gegen die der baye­
rische Staat die Kredite hingab, nach banktech­
nischen Begriffen hieb- und stichfest?. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich erteile das Wort 
zur Beantwortung dieser Frag~ dem Herrn Staats­
minister der Finanzen. 

Zietsch, Staatsminister: Hohes Haus! Die Firmen 
Schnittert-Werke KG., Lotto-Klinder-Werke KG. 
sowie Mechanische Netzfabrik Klinder KG., sämt.L 
liehe in Kulmbach, befanden sich im überwiegen­
den Eigentum des Erwin Schnittert. Sie bildeten 
eine wirtschaftliche Einheit und haben über ver-
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schiedene Bankinstitute in den Jahren 1949 und 
1950 vier staatsverbürgte Flüchtlingsproduktiv­
kredite in Höhe von insgesamt 560 000 DM er­
halten. Eine weiterhin von der Bayerischen Hypo­
theken- und Wechselbank beantragte Bürgschaft 
für einenFlüchtlingsproduktivkredit von 100 000 DM 
wurde nicht mehr übernommen. Die Kredite 
waren abgesichert durch: 

a) Grundschuld auf Erbbaurecht an dem Be­
triebsgrundstück der Firma in Höhe von ins­
gesamt 300 000 DM, 

b) Übereignung von Maschinen 78 000 DM, 
c) Übereignung v.on Fertigwaren- 208 000 DM, 

d) Übeireignrung von Rohstoffen 160 000 DM, 
e) aus Forderungsabtretungen 100 000 DM 

so'Wlie durch s·elbstschuldnerische Bür.gschaften der · 
drei Firmen und ihrer Gesellschafter. 

Die Sicherheiten waren ihrem Zeitwert nach 
ausreichend. Im Zuge der Liquidation ist jedoch 
mit erheblichen Mindererlösen zu rechnen. Die 
Kreditabwicklung ist noch nicht abgeschlossen, die 
Sicherheiten sind noch nicht restlos verwertet. Bis­
her· erbrachte insbesondere die Verwertung der 
Grundschulden einen Betrag von 200 000 DM. Es 
wird mit einem Gesamtausfall zu Lasten der 
Staatsbürgschaften in Höhe von etwa 250 000 DM 
zu rechnen sein. Die . Überprüfung wird zur Zeit 
von der Bayerischen Landesanstalt für Aufbau­
finanzierung durchgeführt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt als Frage­
steller der Herr Abgeordnete -Mittich; ich erteile 
ihm das Wort. 

Mittich (BHE): Herr Präsident, Hohes Haus! 
Meine Anfrage richtet sich an den Herrn Staats­
minister für Unterricht und Kultus: Von den etwa 
185 vollimmatrikulierten Stm;lierenden der Che­
mie an der Hochschule in Bamberg führen zur Zeit 
30 Studenten eine Diplomarbeit aus in der Absicht, 
in Kürze ihre Diplomhauptexamen abzulegen. 
Weitere 27 Studierende können keine DiplOm­
arbeit bekommen. Der Grund dafür sei, daß man 
im Kultusministerium in diesem Sommersemester 
von •einer festen Zusage, drl:e der Herr Minister 
Dr. Schwalber im Oktober vorigen Jahres den an 
der Hochschule in Bamberg verbliebenen Studen­
ten für die Ablegung des Diplomexamens gegeben 
habe, angeblich nichts mehr wissen wolle. 

'Ich frage daher den Herrn Kultusminrl.steT, wie 
der Sachverhalt liegt beziehungsweise ob der Herr 
Staatsminister bereit ist, da dem bayerischen Staat 
durch die Ablegung des E:x:amens angeblich keine 
finanziellen Belastungen entstehen, den Studieren­
den an der Hochschule in Bamberg zu helfen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwortung 
dieser Frage erteile ich das Wort dem Herrn 
Staatsminister für Unterricht und Kultus. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes . Haus! Die 
Abhaltung von Diplomprüfungen an der Philoso-

phisch-theologischen Hochschule Bamberg wird 
erst dann endgültig genehmigt werden können, 
wenn der Studienbetrieb an dieser Hochschule die 
zur Zeit vom Ministerium bearbeitete grundlegende 
Neuordnung erfahren hat. Hierbei wird die Sek­
tion für Naturwissenschaften in Bamberg einen 
Ausbau erfahren. Insbesondere. ist die Einführung 
des Diplomstudiums für Chemie beabsichtigt. Die 
Neuordnung des Studienbetriebs in Bamberg setzt 
auch die Schaffung von Planstellen und die Bereit­
stellung von sächlichen Mitteln irri Haushalt vor­
aus. Beides wird bei der Aufstellung des Haus­
haltes fü.r 1954 vorgesehen sein. 

(Zuruf der Abg. Dr. Brücher) 

Dann wird vermutlich die Debatte darüber fort-· 
gesetzt werden, und bis zum Jahre. 1954 sind ja 
die Mittel im bisherigen Umfang vorgesehen. 

Die Abhaltung der Diplomprüfungen für Chemie 
an der Hochschule Bamberg bedingt ferner eine 
Änderung der reichsrechtlich geregelten Diplom­
prüfungsordnung für Chemiestudierende, da nach 
der geltenden Regelung das Vollstudium der Che­
mie bisher nur an einer Universität oder einer 
Technischen Hochschule möglich ist. Die Abände­
rung der .reichsrechtlichen Regelung durch eine 
landesrechtliche ist zwar verfassungsmäßig mög­
lich; doch muß dafür Sorge getragen werden, daß 
das an einer philosophisch-theologischen Hoch­
schule abgelegte Diplom die Anerkennung der 
übrigen deutschen Universitäten, Technischen 
Hochschulen und der Unterrichtsverwaltungen der 
Länder findet. Sofern diese Anerkennung nicht 
erreicht wird, würde den Studierenden mit der 
Zulassung zur Dipiomprüfung in Bamberg kein 
guter Dienst erwiesen werden. 

In diesem Zusammenhang möchte ich nicht un­
erwähnt lassen, daß die Spitzenvereinigung der 
deutschen physikalischen Gesellschaften sich un­
längst sogar gegen die Anerkennung des an einer 
philosophisch-theologischen Hochschule ausgestell­
ten Vordiploms für Physik gewandt hat. Deshalb 
wurden Verhandlungen mit den Universitäten 
Würzburg und Erlangen eingeleitet mit dem Ziel, 
eine. Mitwirkung der dortigen Lehrstuhlinhaber 
an den in Bamberg abzuhaltenden Diplomprüfun­
gen sicherzustellen. Sofern diese Mitwirkung er­
reicht werden kann, wird den an der Hochschule 
Bamberg studierenden Chemikern ein Abschluß 
ihres Diplomstudiums in Bamberg ermöglicht wer­

, den können. 

(Abg. Dr. Brücher: Ich denke, die Hochschule 
in Bamberg soll nicht weiter ausgebaut 

'werden?) 

Präsident Dr. Hundhammer: Nächster Fragestel­
ler ist der Herr Abgeordnete Dr. Keller. 

Dr. Keller (BHE): Hohes Haus! Meine Anfrage 
richtet sich ebenfalls an den Herrn Kultusminister: 
In allen beteiligten Kreisen wird die Durchfüh­
rungsverordnung zum bayerischen Berufsschul­
gesetz dringend erwartet. Ist die Staatsregierung 
in der Lage, eine derartige Durchführungsverord­
nung bald zu verabschieden? 
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Präsident Dr. Hundhammer: Zur Beantwor­
tung der Frage erteile ich das Wort dem Herrn 
Staatsminister für Unterricht und Kultus. 

Dr. Schwalber, Staatsminister: Hohes Haus! Bei 
r.len Beratungen des Beruf:;;schulgesetzes wurde 
wiederholt zum Ausdruck gebracht, daß dieses Ge­
setz eine grundsätzliche Neuordnung der gesamten 
Berufsschulverhältnisse bringt, und zwar sowohl 
hinsichtlich der Organisation und insbesondere der 
Aufbringung des Schulbedarfes als auch der Ge- · 
staltung des Unterrichtes selbst. Dabei wurde her­
vo.rgehoben, daß mit einer längeren Anlauffrist 
gerechnet werden müsse. Das ergibt sich auch dar­
aus, daß in. den Übergangsvorschriften drei Jahre 
vorgesehen sind, bis der Staat die Höchstzuschüsse 
gewährt, und fünf Jahre, bis der äußere Aufbau 
erreicht werden soll. Es ist selbstverständlich, daß 
von den Gemeinden mit 60 landwirtschaftlichen 
Berufsschülern nicht erwartet werden kann, daß 
;:;ie sofort mit Inkrafttreten des Gesetzes die neuen 
Schulen einrichten, und ebenso ist selbstverständ­
lich, daß von den Städten mit 800 berufsschul­
pfiichtigen Jugendlichen nicht erwartet werden 
kann, daß sie 'in ganz kurzer Zeit die Gebäude und 
das Lehrpersonal für die zu errichtenden- nicht­
landwirtschaftlichen Berufsschulen zur Verfügung 
stellen. Dementsprechend müssen auch die Durch­
führungsvorschriften sorgfältig erwogen und auf 
die jeweiligen Zeitabschnitte des Aufbaus abge­
stellt sein. Es ist in dieser Vorarbeit bereits We­
sentliches geleistet wo.rden. Die rein organisatori­
schen Bestimmungen befinden sich schon seit 
längerer Zeit beim Ministerium in der Ausarbei­
tung und sind schon verhältnismäßig weit fort­
geschritten. Die Bestimmungen über die Lehrer­
~esoldung bedürfen noch der Beratungen mit den 
beteiligten Organisationen, insbesonders dem 
Städte- und Landkreisverband sowie den Berufs­
schullehrerorganisationen. Für die Gemeinden ist 
1es von ;größter Bedeutung, daß 1ilie Mirttel, di:e das 
Berufsschulgesetz erfordert, im Haushalt 1953 be­
reits untergebracht sind und daß ein Teil dieser 
Mittel schon im ersten Rechnungsvierteljahr als 
Abschlagszahlung hinausgegeben wurde. 

Für die Gestaltung des Berufsschulunterrichtes 
ist wesentlich, daß nach Beratungen mit allen be­
teiligten Organisationen, insbesondere mit den 
Vertretern der Industrie- und Handelskammern 
sowie der Gewerkschaften, Richtlinien für die· 
Lehrpläne der gewerblichen, kaufmännischen, haus­
wirtschaftlichen und landwirtschaftlichen Berufs­
schulen ausgearbeitet wurden, die ich am 17. Juni 
unterzeichnet habe. 

Ich glaube, daß damit bereits wesentliche Vor­
arbeiten für die weitere Durchführung des Be­
rufsschulgesetzes geleistet wurden, und versichere 
Ihnen, daß ich mit allem Nachdruck diese Arbeiten 
weiter verfolgen werde, um möglichst rasch das 
volle Anlaufen der Berufsschulausbildung zu er­
möglichen. 

· Präsident Dr. Hundhammer: Die Fragestunde ist 
geschlossen. 

Ich rufe auf Ziffer 5 der Tagesordnung: 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über Steuergutscheine (2. Steuer­
gutscheinänderungsgesetz) - Beilage 4208. 

Über die Beratungen des Ausschusses für> den 
Staatshaushalt (Beilage 4231) berichtet der Herr 
Abgeordnete Ortloph; ich erteile ihm das Wort. 

Ortloph (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident, 
Mitglieder des Bayerischen Landtags! Der Ent­
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Steuergutscheine liegt Ihnen auf 
Beilage 4208 vor und ist von der Regierung ein­
gehend begründet. Der Entwurf wurde beraten in 
der 202. Sitzung des Haushaltsausschusses. Bericht­
erstatter war Abgeo.rdneter Ortloph, Mitbericht­
erstatter Abgeordneter Dr. Lacherbauer. 

Mit diesem Entwurf soll eine Verlängerung der 
Laufzeit der Steuergutscheine um 3 Monate er­
reicht werden. Dadurch soll bewirkt werden, daß 
der bayerische Staat einmalig 3 Monate lang keine 
Ausgaben für die Einlösung von Steuergutscheinen 
zu leisten hat, wodurch ein Überschuß von 61,65 
Millionen DM im ordeI).tlichen Haushalt erzielt 
wird, der dann dem außerordentlichen Haushalt 
zugute kommen soll. Das ist der Sinn und Zweck 
dieses Entwurfs. 

Es war notwendig, an dem Ihnen vorliegenden 
Entwurf eine Änderung in Artikel 1 vorzunehmen, 
wie sie in Beilage 4231 niedergelegt ist. Bericht­
erstatter und Mitberichterstatter haben beantragt, 
dein Entwurf mit dieser Änderung zuzustimmen. 
Der Haushaltsausschuß hat den Entwurf einstim­
mig angenommen. Ich bitte Sie, dem Beschlqß des 
Haushaltsausschusses beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Über die Beratun­
gen des Ausschusses für Rechts- und Verfassungs-· 
fragen (Beilage 4233) berichtet der Herr Abgeord­
nete Dr. Sturm. Ich erteile ihm das Wort. 

Dr. Sturm (BP), Berichterstatter: Mit der glei­
chen Materie befaßte sich der Rechts- und Verfas­
sungsausschuß in seiner 159. Sitzung am 18. Juni 
1953. Berichterstatter war Herr Dr. ,Zdralek, Mit­
berichterstatter war ich. Rechtliche Bedenken wur­
den nicht erhoben. Der Gesetzentwurf wurde ein­
stimmig angenommen. ··Ich empfehle Ihnen, in 
gleicher Weise zu verfahren. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich sehJ,age dem 
Hohen Hause vor, dlie aUgemed.ne und besondere 
ErörteruI11g mi:beinande:r zu verbinden. 

Wir treten :in d!i!e e r s t e L ·e s u n .g ·ein. Ich 
1eröffne d~e Aus:spriache. Eine Wortme1dung erfolgt 
Illicht. - Die Ausspriache ü.srt geschlossen. 

Wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte Sie, 
Bei!ag,e 4208 zur Hand ziu nehmen. Ich rufe auf 
Artlikel 1. Der Haushaltsaiusschuß beantrngt, daß 
Artikel 1 Ziif.:lier 2 gemäß BeiLag·e 4231 geändert 
wirid. Unter iBerück:JSichtiguillg dieser Änderung 
1aurtet dann Artikel 1 : 
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Da:s Gesetz rüber Steue.iigutscheine in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 12. März 1952 
(GVBl. S. 100) wthid geändert w:te foLgt: 

1. § 1 Abs. 1 ,erhält folg1ende F1assung: 

„{1) Der Fr,eista:at Bayern gfüt Steiuergut­
sch!e!ine aus, deren Laufziei,t bei V·er,rechnung 
,auf Ste;uern, Abgaben und sonstige Ein­
nahmen des Staates 9 Monate, bei Barein­
lösUil!g 15 Monate beträgt." 

2. In § 16 tritt 1an d!ie 'SteHe der ~ahl „96" die 
ZahI „95,90". Ferne!r we.!!den vor den Wor­
ten „gegen Barzahlung verkauft" die Worte 

· „mit 95,90 v. H. ihres Nennwerts, hei einem 
höheren Börsenkurs zu d!i.esem K'lll's"' ein­
gefügt. 

3. In § 7 tritt &n. ,Albsatz l 1a an die Stelle der 
Z1aihl ,;6" d!i.e Ziahl „9" und :in A1bs:atz 1 b 
an die Stelle der Zahl „12" die Zahl „15". 

4. Tn § 8 A:bs. 1 1whält d!i.e ZahlentabeHe fol-
gende Fa:ssung: 

- iDi:e F1asslUThg liiegit .'lhnen vor. Ich ,b1'tte Sie, mir 
dd!e V:edesung der Zahlenta:beUe zu erlassen. -
Das .Hohe HaJUs ist damit emverstanden. 

Weir dem Artikel 1 ii.n dieser F:assung, wie ich 
sie jetzt bekanntgegeben habe, die Zustimmung 
ert-eilt, woHe P1atz b:e:hal,ten. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Li!egen Stimmenthaltungen vor? -
Das ist nicht der F1all. A!rtikel 1 äst eiinstimmig 
ang,enommen. 

Ich rufe auf Artikel 2. Er liaJUJtet: 

(1) D:i:eses Gesetz ist dringlich. Es tritt am 
1. Juli 1953 in Kria.ft. 

(2) Für d:te 'biis 21um 'Dag1e des Inkr:afttretens 
1ausg1egeibenen Steruer,gutschetime v·erb1efüt es 
bei den bisher geltenden gesetzlichen Bestim­
_mung~n. 

Wer diesem Artikel 2 die Zustimmung erteilt, 
wolle Platz behalten. - Ich bitte um die Gegen­
stimmen. - Liegen Stimmenthaltungen vor? -
Beides ist nicht der Fall. Artikel 2 ist gleichfalls · 
einstimmig angenommen. 

Die erste Lesiung ist damit ,abgeschlossen. Ich 
schlage vor, die Z'Wieite Lesull!g sofort folgen zu 
lassen. - Eline Erilll'erung diag,eigen wird nicht 
g1elternd gemacht~ 

Wir treten in dd!e z w e i t e L e s 1U n g ein. Ich 
eröffne die Alusspmche. - Edne Wortmeldiul).g hier­
zu edo1gt inicht. 

Wir kommen 'Zur Abstimmung. Dieselhe erfolgt 
unteir · ZugrundelegUil!g der Beschlüsse der ersten 
Lesung. Ich ru:De 1auf Artikel 1-. Ohne Erinne­
rung, Artikel 2 - . Ohne Erinnerung. Ich stelle 
fest, daß be±de Artiikel de:s Gesetzes auch in der 
zweiten !Jesung dlie eii.nstimmig,e BiHigung gefunden 
haben. Damit list d!i.e zweite LeSIUil!g beendet. 

Wir koinmen :?Jur :S c h 1 u ß a ib s t i m m u n g 
üiber cfais g,anze Gesetz. Ich schlage dem Hohen 
Hause vor, s1e in ein:ßach·el!' Form vorzun:ehrp.en. -

Dage.gen wi.!!d kein Wdiderspruch el!':hoben. Ich bitte 
cli1ejen'.iigen iMii.tgliieder des Hohen Hauses, 'OOe dem 
Gesetz in der FassiUJ.1Jg der .Beschlüsse drer z.weiten 
Lesung die ,zustimmUil!g erteilen, sich vom PLatz 
zu erhieberi. - Ddie Ziustimmung ist e!inistimmig 
erteilt worden. 

Das Gesetz !hat den Titel: 

Zweites Gesetz zur Änider,~mg des Gesetzes 
über S1Jeue!'gutscheine r(2. Ste'Uer.grurtscheinände­
rungsgesetz). -

Ich stelle :liest, daß auch die Überschrift des 
Ges,et2ies vom Hohen !Haus gebilligt list. Damit ist 
dieser P1Unkit der T1a:geso11dnung abgeschlossen. 

-Ich TIU:üe :auf id1e Zif:Der 6 •b der T.ag1esordnung: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Baumgartner, 
Klotz und Fraktion, Bezold und Fraktion be­
treffend Bereitstellung von Haushaltsmitteln 
für die Behebung von Frostschäden an den 
Landstraßen I. Ordnung (Beilage 3970). 

Über ,d!ie Bienatungen des Aussch1Uss,es für den 
Sta1atshra1USh:alt (Beilage 4071) Jber!ichtet an Stelle 
des Herrn A:bgeordneten Elberhrar1d · der Herr Ab­
geo11dnete .Beier. Ich er:teüe ihm das Wort. 

Beier {SiPD), iBedchrberstatter: Herr Präsi;dent, 
meine Damen U!ll'd Hienrien! lDer Antrr:a:g auf Beilage 
3970 hiat den iHausha:ltsausschuß in de:r 188. Sitzung 
beschäftligt. Der 1Drlinglichkeits:antrag lautet: 

Der L:andta.g wollre beschließen: 

fäJe Sta:a:tsregieruil!g w.frd e,risucht, unver­
züglich ausT,eichende Mittel .bereitzustellen, 
damit d1!e sofoirtig1e Behebung der starken 
Frostschäden an den Landstraßen I. OrdrulUThg 
dn Angriff g,enommen werden kann. Außer­
dem sind geeignete Maßnahmen zu ergrei­
fen, um weitere Beschädigungen durch den 
srbaorken L,astw:agoov,erlmhr zu V'eThindern. 

Nach län!gerer -Aussipfäch1e wuride dieser Antrag 
ffinstimmig gebill!igt. Ich bföe Sie, iihm ebenf.al:ls 
zuzustimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmekliung 
Z1U diesem Ausschußbeschluß eirfolgt nicht. Wir 
kommen zur Aibstimmung. Wer dem eii.nstimmigen 
Ausschußvorschlag diie Zustimmung erteilt, wolle 
Platz beJ:mlten. - Stimmenthaltungen? - Sind 
nicht vorhanden. Das Plenum hat den AIUSschuß­
vorsch1ag auch seinersedts ·eiinstimmig gebilligt. 

E:s folgt die Ziffe!r 7 der '11.aigesoridnung: 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über das öffentliche Versicherungs­
wesen (Beilage 3987). 

Ülbe,r die Vierhandlungen des Ausschusses für 
Rechts- und Vierfassu1IJigsfrag1en (Beilage 4131) be­
richtet 'an Stelle des /Herrn Abg,eoT1dneten D:r. Zdra­
lek der Herr Abgeordnete Zillifüiller. Ich e,rteile 
ihm das Wort. 

Zillibiller i(C\SiU), Heric;:hteirstatteT: Meine Damen 
und Heuen! Auf :BeHage 3987 .hat die Staats­
r·egij,ernng den Entwurf eines Gesetzes zur Ände- -
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rung des Gesetzes iibier das öffentliche Versich,e­
I"llngswesen v0Tgel1e@t. DamiJt ist ein Wurusch des 
Rechts- Ull!d Vedassruings:au:sschusses erfüllt worden, 
der b'ei rde'!' Beratung der Gemeindeordnung ge­
äJußert wurde. 

In seiner Sitzll1lig vom 19. Mai hat deii Rechts­
und Verdassuugsausschuß dii.ese Gesetzesvorlage 
beraten. Darin li.st vorg,es,ehen, daß d& Armkel 42 
de:s frürheir,en Ges·e:t2les li.n Absaitz I geändert wii.rd, 
und zwar daihingehend, daß die Z1ahl 20 000 durch 
di!e Zahl 100 000 und das Wort „iBezirke" durch das 
Wort „Liar1Jdkireis1e" eirsetzt wiDd. Während es übe:r 
den zwei'ten Vorschlag, das Woirt „Bezirke" rdurch 
„iL:anrdkreiise" zu ;eTsetzen, rkeiner1ed. Debatte gaib, 
hat sich über die erste· Änderung des alten Ge­
setzes eline 1D±skiu:ssd.on ·entwickelt. Dalbeä. führte de:r 
Be r i eh t erstatte r aus, daß sieben Gemeinden 
durch dies,es Gesetz bekoffen würiden. Damit 
würrde der Viersorguingsverband, bei dem bisher 
ed.ne Begrenzung .auf 20 000 Einwohner galt, auf 
eine b11eiteire Ba:sfüs. g•esteUt, llln:d zwar dadurch, daß 
7 Gemeinden bis ·zu 100 000 Einwohnern :aus fred.­
willigen Mi'tghedern Zwangsmitglieder weTden 
müßten. Der Be!11i.ch1tel1Statteir wiies :ausdrücklich 
da:raruf !hin, daß der '8täid1Jev1eirband, der Städtetag 
und der Landkrnis.verband dieser Änderung des 
Gesetzes die Zustimmung erteilt haben. Von einem 
Eingriff in die Selbstveirwaltung könne nicht ge­
sprochen werden, da dllieser fänwand bisher schon 
beä. 1d!er Gr.enz;e von 20 000 E1inwoihnern gege1ben 
gewesen wäre. 

Der M i t b e r i c h t e r s t a t t e r forderte, die 
Satzungen des Vierisorgungsverbands zm überprüfen. 
Der AJUsschuß stellte sich aber auf den Stand­
punkt, daß die Überpriü:fiung deir Satzungen nicht 
Sache dies Landtags oder eines s1eineir Ausschüsse 
sein könne, sondern Sache des Viersorgungsv·erhan­
des selbst sei und lediglrich der Genehmigung der 
Alllfsichtsbehörde ibedüirfe. Der Miiföe'I'ichtersilatte:r 
sah in die'!' Gesetz;esrvor1ag,e einen Eingriff in die 
Selbstverwaltung, wenn 1aus •einem b[sher freli.wil­
ligen Eintritt durch dde Änderung des Gesetzes ein 
zwangsweiser Eintritt we:ride. 

Es WIUQ'.\de dann noch darauf hing•ewd.esen, daß dii.e 
heiumgen schlechten V:erhältnisse des VersoTgungs­
v·erbandes, dd.e v:erihältnismäßig hohe Umlage und 
di~ •gegenülber früher .geringere Auszahlung da;r1auf 
zurückzuführen seien, daß die N:aclik'!'itegsverhält­
nli.sse, di!e vtel:ßachen iP•en:sd.oni!erurugen infolge der 
Entnazifizterung usw. di!e ganzen iBedingungen ver­
schlechtert haben. 

Bei der Abstimmung wurde die. Bestimmung 
unter a) gegen 1dr,ei Srtimmen, d~e Besmmmung 
unter b) einstimmig 1angenommen. ,Als. Tag des 
Inkrafttretens des Gesetzes wuride der 1. April 1954 
vor;geschkl'gen, und ·zwar mit Rücksicht auf den 
Beginn ides neu~n 1Etatj:ahres. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wir treten in die 
erste L es u n g ein. Ich eröffne die Aussprache. 
-- Eine Wortmeldung erfolgt nicht. Wir kommen 
zur Abstimmung. Ihr liegt, soweit ich nichts ande-

res erkläre, der Wortlaut des Gesetzes auf Bei­
lage 3987 zugrunde. 

Ich rufe auf den § 1. Er lautet: 

Art. 42 des Gesetzes über das öffentliche 
Versicherungswesen (VersG.) vom 7. Dezember 
1933 (GVBI. S. 467) wird wie folgt geändert: 

In Abs. I werden ersetzt: 

a) die Zahl „20 000" durch die Zahl „100 000", 

b) das Wort „Bezirke" durch das Wort „Land­
kreise". 

Wer dem§ 1 die Zustimmung erteilt, wolle Platz 
behalten. - Gegen eine Stimme,- Stimmenthal­
tungen? - Ohne Stimmenthaltungen. Der §· 1 ist 
angenommen. 

Ich rufe auf den § 2. Der Rechts- und Verfas­
sungsausschuß beantragt folgende Formulierung: 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1954 in Kraft. 

Wer dem zustimmt, wolle Platz behalten. 
Stimmenthaltungen? - Liegen nicht vor. § 2 ist 
einstimmig angenommen. 

Damit ist die erste Lesung beendet. Ich schlage 
vor, sofort die zweite Lesung folgen zu lassen. 
- Dagegen erhebt sich keine Erinnerung. Ich er­
öffne die Aussprache. - Eine Wortmeldung er­
folgt nicht. Wir kommen zur Abstimmung. Ihr 
werden die Beschlüsse der ersten Lesung zugrunde 
gelegt. 

Ich rufe auf § 1 - ohne Erinnerung; § 2 -
gleichfalls ohne Erinnerung. Beide · Paragraphen 
haben die Zustimmung des Hauses auch in der 
zweiten Lesung gefunden. Die zweite Lesung ist 
beendet. 

Wir kommen zur S c h 1 u ß a b s t im m u n g 
über das ganze Gesetz. Ich schlage vor, sie in ein­
facher Form vorzunehmen. - Das Hohe Haus ist 
damit einverstanden. . . .. . . . . ... . .. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hohen Hauses, 
die dem Gesetz in der Fassung der Beschlüsse der 
zweiten Lesung die Zustimmung erteilen, sich vom 
Platz zu erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
- Stimmenthaltungen? - Gegen eine Stimme ist 
das Gesetz angenommen. 

Das Gesetz hat den Titel: 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes über das 
öffentliche Versicherungswesen. 

Ich stelle fest, daß auch die Überschrift des Ge­
setzes die Zustimmung des Hauses gefunden hat. 
Der Gegenstand der Tagesordnung ist abge­
schlossen. 

Ich rufe auf Ziffer 8 der Tagesordnung: 

Einwendungen des Senats gegen das Gesetz 
über Röntgenreihenuntersuchungen (Anlagen 
368, 370). 

Den Bericht über die Beratungen des Aus­
schusses fÜr sozialpolitische Angelegenheiten (Bei­
lage 4053) erstattet der Herr Abgeordnete Loos; 
ich ert(;:ile ihm das Wort. 



Bayerischer Landtag - 149. Sitzung. Dienstag, den 23. Juni 1953 1607 

Loos (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der sozialpolitische 
Ausschuß hat sich in seiner 37. Sitzung mit den 
Einwendungen des Senats zum Gesetz über Rönt­
genreihenuntersuchungen befaßt. Berichterstatter 
war ich selbst, Mitberichterstatter der Herr Ab­
geordnete Dr. Soenning. 

Der Senat hatte seine Einwendung e n in 
folgender Form erhoben: 

1. In Art. 1 des Gesetzes sind die Worte 
„frühestens alle drei Jahre" zu streichen. 

2. Folgende Bestimmungen sind in das Gesetz 
aufzunehmen als 

„Art. 2 

Als vordringlich sind die nachstehend auf­
geführten Personen und Angehörigen von 
Berufsgruppen aufzufordern: 

1. Alle Personen, die in Lebensmittelbetrie­
ben, Geschäften und Lagern, in Gast­
stätten und Beherbergungsbetrieben, in 
Friseurbetrieben und sonstigen gesund­
heitsgefährdeten Betrieben tätig sind. 

2. Alle Angehörigen der öffentlichen und 
privaten Verkehrsbetriebe, einschließlici). 
der Post, sowie alle Angehörigen von Be­
trieben, die ständig in unmittelbarem 
Verkehr mit dem Publikum stehen. 

3. Alle Lehrkräfte in öffentlichen und pri­
vaten Schulen, einschließlich der Hoch­
schulen. 

4. Alle Ärzte, Zahnärzte, Dentisten, Apo­
theker, Heilpraktiker und deren Hilfs­
kräfte sowie die Angehörigen der nieder­
ärztlichen Heilberufe, einschließlich der 
Hebammen. 

5. Das Krankenpflegepersonal von öffent­
lichen und privaten Krankenanstalten, 
einschließlich Heil- und Pflegeanstalten, 
Erholungsheimen, Altersheimen, Kinder­
und Säuglingsheimen. 

6. Das Pflege- und Aufsichtspersonal von 
Internaten, öffentlichen und privaten 
Fürsorgeerziehungsanstalten und sonsti­
gen geschlossenen Anstalten. 

7. Alle Insassen von Strafanstalten sowie 
deren Pflege- und Aufsichtspersonal. 

8. Alle Personen, die von Berufs wegen 
einer Kasernierung, wenn auch nur vor­
übergehend, unterliegen, so,wie alle In­
sassen von Wohn- und Barackenlagern. 

9. Alle Schüler und Schülerinnen der letz­
ten Klassen sämtlicher Fortbildungs- und 
Berufsschulen sowie der Klassen von 
Mittelschulen und sämtlichen höheren 
Lehranstalten, ·welche dieser Altersstufe 
·entsprechen." 

3. Die Einschiebung des neuen Art. 2 bedingt 
eine entsprechende Umbenennung der bis­
herigen Art. 2 mit 8 in Art. 3 mit 9. 

4. Als Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge­
setzes ist statt des 1. April 1953 der 1. Ok­
tober 1953 zu bestimmen. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r betonte nach der 
Bekanntgabe der Einwendungen des Senats, daß 
bezüglich der Ziffer 1 der sozialpolitische Ausschuß 
ursprünglich auf dem Standpunkt gestanden sei, 
keine zeitliche Begrenzung in das Gesetz aufzu­
nehmen, vielmehr der Exekutive die Möglichkeit 
zu geben, je nach den sich ergebenden Notwendig­
keiten die Frist zu verkürzen oder zu verlängern. 
Trete zum Beispiel in einem Barackenlager die 
Tbc besonders kraß auf, dann müßten die Behörden 
in der Lage sein, eine Untersuchung nach einem 
kürzeren Zeitabstand anzuordnen. Daher könne 
man der Einwendung des Senats zustimmen. 

Aus der Aufzählung der Gruppen, die nach dem 
Vorschlag des Senats vordringlich untersucht wer­
den sollen, sei zu ersehen, wie schwer es ist, eine 
Begrenzung zu finden. Es sei richtiger, es bei der 
vom Landtag angenommenen Fassung zu belassen. 
Den Gesundheitsbehörden solle es freistehen, ein­
zelne Pers.onenkreise herauszugreifen. Mit der Ab­
lehnung di1=ser Einwendung würde auch die Ein­
wendung des Senats in Ziffer 3 hinfällig werden. 

Was den Vorschlag des Senats, den Tag des 
Inkrafttretens zum 1. Oktober 1953 festzusetzen, 
betrifft, so halte er es für zweckmäßig, nicht über 
den 1. Ju:li hinauszugehen. Der 1. April 1953 sei 
allerdings vorzuziehen. 

Der V o r s i t z e n d e , . Abgeordneter S t ö h r , 
sowie der M i t b e r i c h t e r s t a t t e r , Abgeord­
neter Dr. S o e n n i n g , begrüßten es, daß der 
Senat im· wesentliChen dem Gesetz seine Zustim­
mung gegeben habe. Abgeordneter Dr. S o e n n in g 
befürwortete ebenfalls die Einwendungen des Se­
nats, und zwar sowohl zu Artikel 1 wie auch zu 
Artikel 2 . 
. Für das Staatsministerium des Innern erklärte 

Ministerialrat Ho p f n e r die Zustimmung zu den 
Einwendungen des Senats und gab die Begründung 
für seinen Standpunkt sowohl in medizinischer als 
auch in praktischer Hinsicht. Ferner wurden die 
Kostenberechnung und die Amtshilfe der Gemein­
den erläutert, sowie als Termin für das Inkraft­
treten de~ Gesetzes der 1. Oktober 1953 vorge-
schlagen.. · 

Der Vorsitzende St ö h r glaubte nicht an eine 
wesentliche Belastung der Gemeinden und ersuchte 
die Exekutive, in den entsprechenden Kontakt mit 
den Versicherungsträgern zu kommen. 

Abgeordneter E u e r) bezeichnete die Einwen­
dungen des Senats als sehr beachtlich. Sie müßten 
irgendwie berücksichtigt werden. Wenn man aber 
der Ziffer 1 der Einwendung des Senats Rechnung 
trage, bedeute das eine sehr starke weitere finan­
zielle Belastung. Was die Aufzählung der Per­
sonengruppen ·betreffe, die vordringlich untersucht 
werden sollen, so sei zu erwägen, ob es notwendig 
ist; d.i,ese Gruppen im Gesetz festzulegen, oder ob 
man sie nicht besser in die Ausführungsbestim­
mungen verweist. Man müsse bestrebt sein, ein 
Gesetz so kurz wie möglich abzufassen und das 
übrige in die Ausführungsbestimmungen hineinzu-
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nehmen. Es sei also zu erwägen, ob man der Ein­
wendung des Senats in der Ziffer 2 nicht dadurch 
Rechnung trägt, daß man die Katalogisierung in die 
Ausführungsbestimmungen verlegt. Die Festlegung 
des Inkrafttretens auf den 1. Oktober begrüße er; 
denn die Vorarbeiten für ein solches Gesetz müßten 
in einer Weise durchgeführt werden, daß ein Erfolg 
garantiert ist. Er ersuchte also darum, dem 1. Ok­
tober als Tag des Inkrafttretens zuzustimmen, den 
vorgeschlagenen neuen Artikel 2 in die Ausfüh­
rungsbestimmungen zu verweisen und im übrigen 
die Einwendungen zur Beratung an die Fraktionen 
zurückzugeben. 

Abgeordneter Th an b i c h 1 e r sprach sich da­
für aus, der Ziffer 1 der Einwendungen des Senats 
Rechnung zu tragen. Es könne vorkommen, daß 
zwei Tage nach der Untersuchung eine Ansteckung 
erfolgt. Damit decke sich die vordringliche Unter­
suchung gewisser Personenkreise. Zum Beispiel 
müßten die Melker sehr bald zum Zuge kommen. 
Gegenüber dem Hinweis auf die finanziellen Aus­
wirkungen erinnerte er daran, daß man über die 
20prozentige Gehaltserhöhung fast nichts gespro­
chen habe. Eine Zurückverweisung an die Fraktio­
nen sei nicht notwendig; denn man habe schon 
genug über das Gesetz debattiert. 

Abgeordneter S t r e n k e r t glaubte, daß für die 
Hereinnahme der Frist von drei Jahren finanzielle 
Erwägungen maßgebend waren. 

Abgeordneter W e i s h ä u p 1 war der Meinung, 
man solle der Einwendung des Senats zu Artikel 1 
Rechnung tragen. Denn jeder Termin binde die Ge­
sundheitsbehörde an Formen, die sich mit den ge­
sundheitspolitischen Auffassungen nicht verein..: 
baren lassen. Wenn die Gesundheitsbehörde auf 
Grund der Finanzlage des Staates weniger Mittel 
zur Verfügung gestellt bekomme, werde sie einen 
bestimmten Zeitpunkt sowieso nicht einhalten kön­
nen, sondern die .Bevölkerung anstatt alle Jahre 
nur alle drei oder vier Jahre zur Untersuchung 
auffordern, jeweils nach den vorhandenen Mitteln. 
Hinsichtlich der zweiten Einwendung. schloß er sich 
Euerl an. Gesetze sollten nicht kompliziert, sondern 
für jeden gleich verständlich sein. Wenn bestimmte 
Berufsgruppen vor der übrigen Bevölkerung unter­
sucht werden sollten, sei eine entsprechende Rege­
lung in den Durchführungsbestimmungen zu tref­
fen. Man müsse im übrigen an die Schwierigkeiten 
der praktischen Durchführung denken. Das ein­
fachste Verfahren sei die geschlossene Untersuchung 
der Bevölkerung einer Gemeinde durch einen 
Schirmbildtrupp. Nehme man gewisse Gruppen 
heraus, müsse man die übrige Bevölkerung später 
gesondert untersuchen. Am 1. April als Tag des 
Inkrafttretens sollte man festhalten; denn nur auf 
Grund eines rechtsgültig gewordenen Gesetzes 
könne das Innenministerium alle notwendigen Vor­
bereitungen treffen. 

Der B er i c h t er s t a t t e r verwies auf die 
Schwierigkeiten, die bei der gesonderten Unter­
suchung einzelner Personengruppen entstehen. Man 
könne zwar die Eisverkäufer der Stadt München 
oder auch die von Nürnberg oder Augsburg geson­
dert zur Untersuchung auffordern, anders sei es 

aber in kleineren Orten. Dort habe es keinen Sinn, 
zum Beispiel das Personal der Lebensmittelbetriebe 
herauszugreifen. Daher könne man eine derartige 
Regelung nicht in das Gesetz aufnehmen. Da die 
Gesundheitsbehörde nichts unternehmen könne, so­
lange das Gesetz nicht in Kraft ist, sei dafür ein 
früherer Termin anzusetzen. Man sollte daher am 
1. April festhalten, jedenfalls nicht über den 1. Juli 
hinausgehen. 

Abgeordneter Dr. Li p p e r t sprach sich dafür 
aus, den Einwendungen des Senats nicht Rechnung 
zu tragen. Die zeitliche Begrenzung sei nur deshalb 
in das Gesetz gekommen, um denjenigen, die Be­
denken hatten, entgegenzukommen. Berechtigt sei 
es, bestimmte Berufsgruppen vordringlich zu be­
handeln. Man könne sich mit einer Erklärung 
seitens der Gesundheitsbehörde zufrieden geben, 
wenn dem in den Ausführungsbestimmungen Rech­
nung getragen werde. Über das Inkrafttreten des 
Gesetzes könne man sich noch nicht einig werden. 
Wäre das Gesetz schon früher in Kraft getreten, 
hätte der Finanzminister jedenfalls einen Betrag 
im Etat eingesetzt. Er sei enttäuscht, daß nicht 
wenigstens vorsorglich ein Betrag aufgenommen 
worden sei. „ 

Ministerialrat Ho p f n er ging nochmals auf die 
finanziellen Auswirkungen und auf die Zusammen­
arbeit mit den Versicherungsträgern und den Ge­
sundheitsbehörden ein. 

Oberregierungsrat Bach t h a 1 er betonte, das 
Finanzministerium dürfe im Haushalt nichts ein­
stellen, wozu es keine gesetzliche Verpflichtung 
habe. Gegen den Vorschlag des Abgeordneten 
Dr. Lippe r t, den 1. Juni als Tag des Inkraft­
tretens durch das Plenum festsetzen zu lassen, 
machte Abgeordneter W e i s h ä u p 1 geltend, ent­
weder man trage den Einwendungen des Senats 
Rechnung und- damit dem 1. Oktober als Termin 
des Inkrafttretens oder man lehne sie ab; dann 
bleibe es beim 1. April. Man könne nicht einen 
dazwischen liegenden Zeitpunkt wähfori. 

Nach diesen eingehenden Beratungen kam fol­
gender Beschluß zustande: 

Die Ziffer 1 der Einwendungen des Senats 
mit dem Wortlaut: In Artikel 1 des Gesetzes 
sind die Worte „frühestens alle drei Jahre" zu 
streichen, wird mit 16 gegen 2 Stimmen ange­
nommen. 

Die Ziffer 2 der Einwendungen des Senats 
wird mit 14 gegen 5 Stimmen bei 1 Stimm­
enthaltung abgelehnt. 

Die Ziffer 3 der Einwendungen ist damit 
hinfällig. 

Die Ziffer 4 der Einwendungen wird mit 13 
gegen 5 Stimmen abgelehnt. 

Ich bitte das Hohe Haus, den Beschlüssen des 
Sozialpolitischen Ausschusses beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Über die Beratun­
gen des Ausschusses für Rechts- und Verfassungs­
fragen {Beilage 4110) berichtet der Herr Abge­
ordnete Weishäupl. Ich erteile ihm das Wort. 

{Zuruf: Keine Diskussion!) 
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- Ich bitte trotzdem, den Bericht möglichst kurz 
zu fassen, damit wir die Gesamtmaterie der T·ages­
ordnung erledigen können. 

Weishäupl (SPD), Berichterstatter: Herr Präsi­
. dent, meine Damen und Herren! Für den Rechts­
und Verfassungsausschuß ist folgendes zu berich­
ten: 

Der Ausschuß hatte am 22. Mai die Aufgabe, d~e 
Einwendungen des Senats gegen das Gesetz über 
die Röntgenreihenuntersuchungen (Anlagen 368 und 
370) nach der rechtlichen und verfassungsmäßigen 
Seite zu überprüfen. Mir wurde· die Berichterstat­
tung übertragen, Mitperichterstatter war der Herr. 
Kollege Simmel. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r nahm zunächst Be­
zug auf den Bericht des Ausschusses für sozialpoli­
tische Angelegenheiten auf Beilage 4053, wonach 
der Einwe:q.dung des Senats, in Artikel 1 des 
Gesetzes „frühestens alle drei Jahre" zu streichen, 
Rechnung getragen ·wird, während die übrigen 
Einwendungen nicht berücksichtigt werden. Die 
Gesundheitsbehörden wünschten keine Bindung an 
einen bestimmten Termin. 

Bezüglich der zweiten Einwendung des Senats 
auf Einfügung v~n Bestimmungen, wonach be­
stimmte Berufsgruppen als vordringlich zur Rönt­
genreihenuntersuchung aufzufordern sind, hatte 
der R e g i e r u n g s v e r t r e t e r die befriedigende 
Erklärung abgegeben, daß den Anregungen des 
Senats in den Durchführungsbestimmungen zum 
Gesetz Rechnung getragen wird. 

Was die letzte Einwendung .... des Senats an­
langt, den Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge­
setzes vom 1. April auf den 1. Oktober 1953 zu 
verlegen, vertrat der·Berichterstatter die 
Auffassung, man solle von dem vom Landtag be­
schlossenen Zeitpunkt für das Inkrafttreten nicht 
abgehen. Erst nach Inkrafttreten sei das Fin~nz­
ministerium verpflichtet, die notwendigen ·Mittel 
für die Durchführung des Gesetzes bereitzustellen. 

Der Mit b e r i c h t e r s t a t t e r sah keinen An­
laß zu rechtlichen Einwendungen gegen die Stel­
lungnahme, 1die der sozialporitische Ausschuß 
zu den Einwendungen des Senats am 23. April 1953 
abgegeben hatte. 

An dte IBerichterstatimng im AIU!sschuß schloß sich 
eine lebhafte D i s k u s s i o n an, an der sich 
nach·einander d~e .A!bgeordneten Junker, Dr. Fischer, 
Knott, Kramer und de:r BeTli.chiterstatter beteiligten. 
Diese iDisklUssion 1befaßte sä.eh aher zumeist mit 
idem matemellen Inhalt des Ges·etzes, de·r nicht Ge­
genstand der Übedeg;ungen des Rechts- und. Ver­
füssungsausschusses sein sollte. J1edenfalls erkfä.rte 
Minis t e r1 a Lr a t H o p f n er von der Gesund­
heitsabteilung des Innenministeriums zu dem Pro­
blem abschließend, daß man bei der geringen Zahl 
von nur acht -Röntg•engeräten, dte lin den ersten 
Jahren zur Verfügung stünden, 61/2 Jahr.e hraJUche, 
um die gesamte Bevölkerung zu röntgen. Deshalb 
sei in den Drurchfilhrungsibestimmungen vorgesehen, 
zuerst jene Gruppen 1all'l vordrin!gl1ch zu be21elich-

nen, d]e entweder hesonde-rs g•efährdet s'ind oder 
besonders gefährdend wirken. In der Einschränkung 
auf ·eine Fxlist von mdndes1Jen:s 3 J:ahren sehe die 
Gesundheits1v·erwaltung ·eine GefährdJUmg des Voll­
zugs des Gesetzes. Bei der Durchführung der Un­
tersuchungen könne sich ergeben, daß Gegenden 
vorhanden sind, die als besonders gefährdet be­
zeichn~t werden müßten. In diesen Gegenden 
müsse dann die Bevölkerung sogar alle zwei oder 
eineinhalb Jahre durchleuchtet werden. 

Nach Abschluß der \Dliskmssion erging mit allen 
gegen 2 Stimmen 'lbeli 1 Stimmenthaltung :der Be­
schluß, rdaß gegen die Beschlußfassung des sozial­
politischen Ausschusses keine r·echtlichen Bedenken 
geltend gemacht weTden. Ich ·bitte die Mitglieder 
des Hoh~n <Hauses, dem [Beschluß ibetizupflichten. 

Präsident Dr. Hundhal!lmer: W1k tr·eten in d~e 
Ausspr.ache ·etin. Zum Wort meldet sich der Herr 
Abg·eordnete Dr. Fr:anke; ich •erteile iihm ida•s Wort. 

Dr. Franke (S!P:D): !Herr iPräsident, sehr verehrte 
Kol1eginnen und Ko1:1egen! Ich wi'll keine offenen 
Tür.en mehr einstoßen, sondern nJUT ig1anz kU!!'z 
folgendes sagen: Ich spreche sehr dafür, c;laß diese 
K1ausoel in S!atz 1 wlired!er fortgenommen wird, und 
zwar •aus fo1gendiem ·einfachen Grund: Ande·re 
Länder sind in der glücklichen Lage, sogar ein eige­
nes Staatssekretariat zur Bekämpfung der Tuber­
kulose zu besitzen. Wiir iha1ben 1e1Jder in unserem 
Hlnenminister!ium noch kein Staatssekretarilat für 
das Gesundheitswesen. Ich würde •ein solches sehr 
begrüßen. Arber wir ha•ben doch ·e!i.ne tr·effl!iche 
Leitung unser.es Gesundheitswesens, und hier 
möchte ich nun einsetzen: Das Gesetz wollte diesen 
Herren ,e1ne gerwis1s1e Freizügigkeit lin <der Ausfüh­
rung ii.rhres Aluftrages der .Seuchenbekämpfung ver­
mitteln. Und wenn ihieT Bedenken wären und es 
Meße, mehr' rkann man niemandem zumuten als 
a11e ·3 Jahre vo;r dem Röntgenschirm anz·utr.eten 
- diesen Ausdruck fand ich in der Presse, ich 
finde ihn wenig nett, .er ·erinnert an erine gewisse 
Tendenz frühe1rer Zeiten, die gar nichts mit dem 
Zweck <de1r Ge:sundheitswahruil!g ziu tun hat -, so 
meine lieh ·e·ben dm al'lg·emeinen, man sollte 1es voll 
und ganz dem iGes1undhe:itsamt iQ.her1assen, weil es 
ein vernünfttges 'Ul1!d pflichtbewußtes Amt i:st und 
weiß, wann es seine Mittel, die wir ihm zugebilligt 
:halben, ·elinzusetzen g·edenkt. 

Präsident l>r. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen; wir kommen zur Ab s t i mm u n g. 

Der erste Punkt der Einwände betrifft die Strei­
clmng der Worte „frühestens alle 3 Jahre" im Ar­
tikel 1 des Gesetzes. Die beiden Ausschüsse, die 
sich mit der Angelegenheit befaßt haben, schlagen 
vor, der Einwendung des Senats zu diesem Punkt 
Rechnung zu tragen. Wer dem beitritt, wolle sich 
vom Platz erheben. - Ich stelle fest, daß· einstim­
mig im Sinne der Ausschußvorschläge beschlossen 
ist. 

Zu Ziffer 2 der Einwendungen des Senats, die 
Ihuen auf Anlage 368 vorliegen, schlagen die bei­
den Ausschüsse vor, nicht zuzustimmen. Wer im 
Sinne der Ausschußvorschläge beschließen will, 
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möge sich vom Platz erheben. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Gegen 
1 Stimme und bei 2 Stimmenthaltungen ist im 
Sinne der Ausschußvorschläge beschlossen, der 
Einwendung des Senats zu diesem Punkt nicht 
Rechnung zu tragen. 

Ziffer 3 der Senatsvorlage entfällt, nachdem sie 
nur die Konsequenz eirier Annahme der Ziffer 2 
wäre. 

Zu Ziffer 4 der Senatseinwendungen schlagen die 
beiden Ausschüsse vor, der Einwendung nicht Rech­
nung zu tragen. Wer im Sinne der Ausschußvor­
schläge entscheiden will, möge sich vom Platz er­
heben. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimm­
enthaltungen? - Gegen 1 Stimme bei 3 Stimm­
enthaltungen ist auch vom Plenum im Sinne der 
Ausschußvorschläge beschlossen. 

Damit ist dieser. Gegenstand der Tagesordnung 
beendet. 

Ich rufe auf Ziffer 9 der Tagesordnung: 

Antrag der Abgeordneten von Knoeringen, 
Dr. Seitz und Fraktion und Dr. Soenning be­
treffend Gesetz über die Schaffung eines Lan· 
desgesundheitsrates (Beilage 1754). 

Über die Beratungen des Ausschusses für sozial­
politische Angelegenheiten (Beilage 4133) berichtet 
der Herr Abgeordnete Strenkert; ich erteile ihm 
das Wort. 

Strenkert (CSU), Berichterstatter: Herr Präsi­
dent, meine Damen und Herren! Am 5. Mai 1951 
stellten die Abgeordneten von Knoeringen, Dr. Seitz 
und Fraktion den Antrag auf Schaffung eines 
Landesgesundheitsrates. Der Text des Gesetzent­
wurfes liegt Ihnen auf Beilage 1754 vor. 

Der sozialpolitische Ausschuß befaßte sich in vier 
Vollsitzungen und zwei Sitzungen des gebildeten 
Unterausschusses mit dem Inhalt des Gesetzes­
antrags. Der Abgeordnete Dr. So e n n in g, der 
anfangs als Berichterstatter eingesetzt war, trat 
dem Entwurf als Antragsteller bei. Weiterer Be­
richterstatter war meine Person und Mitbericht­
erstatter der Herr Abgeordnete Loos. 

Im Verlauf der umfangreichen Beratungen in den 
vier Sitzungen des sozialpolitischen Ausschusses 
wurden an dem ersten Entwurf verschiedene Ände­
rungen vorgenommen. Das Ergebnis der Beratun­
gen liegt dem Hohen Hause auf Beilage 4133 vor. 
In der Schlußabstimmung am 28. April 1953 gab 
der sozialpolitische Ausschuß diesem Entwurf mit 
allen Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen die Zu­
stimmung. 

Trotz der Wichtigkeit dieses Gesetzes möchte ich 
der Gepflogenheit des Hohen Hauses entsprechend 
bei dieser nahezu einstimmigen Entscheidung nicht 
ausführlich über die Verhandlungen berichten. 

Der Landesgesundheitsrat soH ein umfassendes, 
beratendes, gesundheitspolitisches Gremium für 
alle auf dem Gebiete des Gesundheitswesens täti­
gen Kräfte sein. Die Zahl seiner Mitglieder setzt 
sich aus 28 auf den Gebieten des Gesundheits-

wesens erfahrenen Personen zusammen; 14 Mit.:. 
glieder werden von den Fraktionen der im Land­
tag vertretenen Parteien entsprechend ihrem Stär­
keverhältnis für die Dauer der jeweiligen Legis­
laturperiode des Landtags nominiert. Diese 14 Per­
sonen müssen jedoch nicht dem Landtag angehören, 
es ist vielmehr den Fraktionen überlassen, Parla­
mentarier oder außerhalb des Parlaments stehende 
Personen zu nominieren. Für den gleichen Zeitraum 
werden weitere 14 Mitglieder von 14 Verbänden 
und auf dem Gebiete des Gesundheitswesens täti­
gen Körperschaften vorgeschlagen und vom Land­
tag bestätigt. Die Tätigkeit im Landesgesundheits­
rat ist ehrenamtlich und son sich auf Grund einer 
zu schaffenden Geschäftsordnung vollziehen. Als 
geschäftsführende Stelle ist das Staatsministerium 
des Innern vorgesehen. 

Im Ausschuß wurde, wie schon "erwähnt, der Ent­
wurf, wie er Ihnen auf Beilage 4133 vorliegt, mit 
allen Stimmen bei 2 Stimmenthaltungen angenom­
men. Ich bitte das Hohe Haus, dem Entwurf eben­
falls die Zustimmung zu geben. 

Präsident Dr. Hundhammer: Über die Beratun­
gen des Ausschusses für Rechts- und Verfassungs­
fragen (Beilage 4133) berichtet der Herr Abgeord­
nete Weishäupl; ich erteile ihm das Wort. 

Weishäupl (SPD), Berichterstatter: Der Rechts­
und Verfassungsausschuß befaßte sich am 19. Mai 
mit dem Antrag der Abgeordneten von Knoeringen, 
Dr. Seitz und Fraktion, Dr. Soenning betreffend 
Gesetz über die Schaffung eines Landesgesund­
heitsrates. Mitberichterstatter war der Herr Kol­
lege Saukel, Berichterstatter ich. 

Der B er ich t erstatte r konnte nach ein­
gehender Überprüfung des Gesetzentwurfs in der 
vom sozialpolitischen Ausschuß vorgeschlagenen 
Fassung keinen Widerspruch mit dem Grundgesetz, 
der bayerischen Verfassung und sonstigen Gesetzen 
feststellen. 

Der Mitberichte r statte r erhob ebenfalls 
keine rechtlichen oder verfassungsmäßigen Beden­
ken, so daß im Rechts- und Verfassungsausschuß 
der Beschluß zus.tande kam, keine rechtlichen Ein­
wendungen gegen die §§ 1 mit 6 in der Fassung 
des Ausschusses für sozialpolitische Angelegenhei­
ten vom 28. April 1953 zu erheben. In der Schluß­
abstimmung wurde das ganze Gesetz bei 4 Stimm­
enthaltungen angenommen. Ich bitte dem beizu­
treten. 

Präsident Dr. Hundha,inmer: Ich schlage dem Ho­
hen Hause vor, die allgemeine und die besondere 
Erörterung miteinander zu verbinden. - Das Hohe 
Haus ist damit einverstanden. 

Wir treten in die e r s t e L e .s u n g ein. Ich er­
öffne die Aussprache. Zum Wort meldet sich der 
Herr Abgeordnete Weishäupl; ich erteile ihm dmi 
Wort. 

Weishäupl (SPD): Ich schlage dem Hohen Hause 
eine kleine redaktionelle Änderung zu § 2 Absatz 3 
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vor: An Stelle der Worte „ein Vertreter der RVO­
Kassen" müßte es besser heißen: „ein Vertreter 
der Träger der gesetzlichen Krankenversicherung", 
weil das Wort „RVO-Kassen" in den Gesetzen nicht 
gebräuchlich ist. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine weitere Wort­
meldung erfolgt nicht. Die Aussprache ist geschlos­
sen; wir kommen zur Abstimmung. Ich bitte Sie, 
die Beilage 4133 zur Hand zu nehmen. 

§ I: Die Ausschußfassung liegt Ihnen gedruckt 
vor. Ich bitte, mir bei dem Umfang der einzelnen 
Paragraphen die' Verlesung zu erlassen.· - Das 
Hohe Haus ist damit einverstanden. Wer mit der 
Fassung des § 1 in der Formulierung der beiden 
Ausschüsse einverstanden ist, wolle Platz behalten. 
- Ich bitte um die Gegenprobe. - Stimmenthal­
tungen? - § 1 ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf den § 2. Hier stimmen wir zunächst 
ab über die von. dem Herrn Abgeordneten Weis­
häupl vorgeschlagene Änderung, bei dem Absatz 3 
anstatt „RVO-Kassen" zu setzen „Träger der ge­
setzlichen Krankenversicherung". Wer mit dieser 
Abweichung von den Aussehußbeschlüssen ein­
verstanden ist, möge Platz behalten. - Ich bitte 
um die Gegenprobe. - Stimmenthaltungen? - Die 

· Änderung ist als solche einstimmig gebilligt. 

Wir ·stimmen über § 2 im g~nzen ab, und zwar 
in der gedruckten, in der erwähnten Beilage vor­
liegenden Fassung. Wer ihr die Zustimmung er­
teilt, wolle Platz behalten.·- Ich bitte um die Ge­
genprobe. - Stimmenthaltungen? - § 2 ist mit 
der vorher beschlossenen Änderung einstimmig an­
genommen. 

§ 3 ist von den Ausschüssen neu eingefügt; die 
Formulierung haben Sie zur Hand. Wer ihr zu­
stimmt, wolle Platz behalten. - . Ich bitte um die 
Gegenprobe. - Stimmenthaltungen liegen nicht 
vor. § 3 ist einstimmig angenommen. 

Ich rufe auf § 4. Er ist ebenfalls von den Aus­
schüssen neu eingefügt: Der Text liegt Ihnen vor. 
Wer hierzu die Zustimmung. erteilt, wolle Platz 
behalten. - Ich bitte um die Gegenprobe. -
Stimmenthaltungen - liegen nicht vor. § 4 ist ein­
stimmig angenommen. 

Ich rufe auf den § 5; das war der § 3 der ur­
sprünglichen Vorlage. Er lautet nach den Aus­
schußbeschlüssen: 

Die Geschäftsordnung gibt sich der Lan­
desgesundheitsrat selbst. Das Staatsministe­
rium des Innern führt die Geschäfte. 

Wer dem zustimmt, wolle Platz behalten. -
Stimmenthaltungen? - § 5 ist einstimmig ange­
nommen. 

Es folgt § 6; das ist der § 4 des ursprünglichen 
Entwurfs. Er lautet nach den Ausschußbeschlüssen: 

(1) Das Gesetz tritt am 1. Juli 1953 in Kraft. 
(2) Das Staatsministerium des Innern beruft 

·den Landesgesundheitsrat zu seiner ersten 
· Sitzung ein. 

---------~ 

Wer dem zustimmt, wolle Platz behalten. -­
Stimmenthaltungen? - Auch der § 6 ist einstim­
mig· angenommen. 

Damit ist die erste Lesung beendet. Ich schlage 
vor, die zweite L es u n g unmittelbar folgen zu 
lassen. - Das Hohe Haus ist damit einverstanden. 

Ich eröffne die Aussprach.e. 

(Zuruf des Abg. Dr. Lippert) 

- Ich erteile das Wort' dem 'Herrn Abgeordneten 
Dr. Lippert. 

Dr. Lippert (BP): Meine Damen und Herren! Ich 
habe im Sozialpolitischen Ausschuß schon dafür 
plädiert, keine Abgeordneten in den Landesge­
sundheitsrat zu entsenden, und zwar aus folgenden 
Gründen: Der Landesgesundheitsrat wird doch 
überwiegend ein Beratungsorgan der Exekutive 
und insofern wird die Aufgabe der Parlamentarier 
entstellt, die ja überwiegend die Regierung zu 
überwachen, aber nicht zu beraten haben. 

Aber davon abgesehen, sprechen noch ein paar 
wichtige Tatsachen dafür, keine Abgeordneten in 
den Landesgesundheitsrat zu entsenden. Denken 
wir daran, wie viele Kollegen bereits Landräte, 
Bürgermeister, Stadt- und Kreisräte sind! Nichts 
gegen die Herren Bürgermeister, nichts gegen die 
Herren Landräte; aber durch 'diese vielseitige In­
anspruchnahme sind wir vielfach schon gezwungen, 
in den Ausschüssen. zur Halbtagsarbeit überzu­
gehen. Durch Entsendung von weiteren. Abgeord­
neten in den Landesgesundheitsrat würde nun eine 
v1eitere Zersplitterung der parlamentarischen Tä­
tigkeit eintreten. Ich hielte es deshalb für das 
Richtige - da ja alle Parteien über entsprechende 
Reserven verfügen -, sonstige Angehörige in den. · 
Landesgesundheitsrat abzuordnen, die ja auch von 
sich aus die Möglichkeit und Gelegenheit haben, 
den entsprechenden Kontakt mit den Fraktionen 
und damit mit dem Bayerischen Landtag herzu­
stellen. Damit die demokratische Verantwortung 
nicht allzu stark bloß auf den 204 Abgeordneten 
ruht, plädiere ich dafür - ganz unmaßgeblich, 
aber. ich bitte die Fraktionen, sich das doch zu 
überlegen -- in den Landesgesundheitsrat andere 
Mitglieder ihrer Parteien als gerade die Abgeord­
neten zu entsenden. 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Herr Abgeord­
nete Stöhr erhält das Wort.' 

Stöhr (SPD): Herr Präsident, meine Damen und 
Herren! Ich glaube, daß im sozialpolitischen Aus­
schuß allgemein die Ansicht vertreten wurde, der 
Landesgesundheitsrat habe nur dann einen Sinn, 
wenn auch Vertreter dieses Hauses dort mit tätig 
sind. Wir stellen uns diesen Landesgesundheitsrat 
als ein umfassend·es gesundheitspolitisches Gre­
mium vor, und ich kann mir nicht denken, daß die­
ses Gebilde ohne Mitglieder dieses Hauses voll­
ständig wäre. Wenn wir beschlossen haben: „14 Mit­
glieder werden von den Fraktionen der im Land­
tag vertretenen Parteien 'entsprechend ihrem 
Stärkeverhältnis für die Dauer der jeweili­
gen Legislaturperiode des Landtags nominiert", 
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fasse ich das so auf, daß es nicht unbedingt Mit­
glieder dieses Hauses sein müssen, sondern die 
einzelnen Fraktionen eben Leute, die ihrer Mei­
nung in ihrem Interesse entsprechen, in den Lan­
desgesundheitsrat delegieren können. Anders 
wurde es nicht aufgefaßt. Ich möchte das Hohe 
Haus schon bitten, der Vorlage so, wie sie gegeben 
ist, zuzustimmen. 

(Abg. Dr. Lippert: Ieh habe keinen 
Abänderungsantrag gestellt!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Der Herr Abgeord­
nete Dr. Lippert hat keinen Abänderungsantrag 
gestellt, sondern nur eine .Anregung für die Durch­
führung gegeben. Die Anregung aufzunehmen und 
ihr Rechnung zu tragen, ist Sache der einzelnen 
Fraktionen. 

Die Aussprache ist geschlossen. 
Wir kommen zur Abstimmung in der zweiten 

Lesung. Zugrundegelegt werden die Beschlüsse der 
ersten Lesung. 

Ich rufe auf § 1 - ohne Erinnerung, § 2 - ohne 
Erinnerung, § 3 - ohne Erinnerung, § 4 - ohne 
Erinnerung, § 5 - desgleichen, § 6 - ebenfalls. 
Damit ist die Abstimmung auch in der zweiten 
Lesung beendet. 

Wir kommen zur S c h 1 u ß a b s t i rn: m u n g 
über das ganze Gesetz. Ich schlage vor, sie in ein­
facher Form vorzunehmen. - Dagegen wird kein 
Widerspruch erhoben. 

Ich bitte diejenigen Mitglieder des Hohen Hau­
ses, die dem Gesetz in der Fassung der Beschlüsse 
der zweiten Lesung die Zustimmung erteilen, sich 
von ihren Plätzen zu erheben. - Ich bitte um die 
Gegenprobe. Stimmenthaltungen? Bei 
2 Stimmenthaltungen ist das Gesetz angenommen. 

Das Gesetz hat den Titel: 
Gesetz über die Schaffung _eines Landes­

gesundheitsrates. 
Auch die Überschrift ist vom Hohen Haus gebilligt. 
Damit ist die Ziffer 9 der Tagesordnung erledigt. 

Ich rufe auf die Ziffer 10 a: 

Antrag der Abgeordneten Drechsel, Bachmann 
Wilhelm und Genossen, Dr. Geislhöringer und 
Dr. Schweiger, Mittich und Luft betreffend 
vorübergehende Sperre von Straßen für 
Schwerstlastkraftwagen (Beilage 4151). 

Berichterstatter über die Verhandlungen des Aus­
schusses für Wirtschaft und Verkehr (Beilage 4151) 
ist der Herr Abgeordnete Pösl. - Der Bericht­
erstatter ist nicht im Haus. Ich bitte das Landtags­
büro, ihn sofort zu verständigen. 

Ich rufe auf die Ziffer 10 b: 
Antrag des Abgeordneten Helmerich und Ge­
nossen betreffend Aufhebung des § 64 Absatz 2 
letzter Satz der Straßenver4ehrszulassungs­
ordnung (Beilage .3647). 

Über die Beratungen des Ausschusses für Wirt­
schaft und Verkehr hierzu (Beilage 4226) berichtet 
der Herr Abgeordnete Lindig. Ich erteile ihm das 
Wort. 

Lindig (SPD), Berichterstatter: Hohes Haus, 
meine Damen und Herren! In der 95. Sitzung des 
Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr vom 11. 
Juni 1953 wurde der Antrag des Herrn Kollegen 
Helmerich und Genossen betreffend Aufhebung des 
§ 64 Absatz 2 letzter Satz der Straßenverkehrszu­
lassungsordnung behandelt, den Sie auf Beilage 
3647 vorfinden. Berichterstatter war meine Wenig­
keit, Mitberichterstatter Herr Kollege Luft. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r wies darauf hin, 
daß sich der Wirtschaftsausschuß mit diesem An­
trag bereits einmal befaßt, ihn aber dann an den 
Landwirtschaftsausschuß hinübergegeben habe. Der 
Landwirtschaftsausschuß habe sich mit dem An­
trag .beschäftigt und ihn insofern abgeändert, als 
er .eine Frist eingefügt habe. Der Antrag des Land­
wirtschaftsausschusses lautet: 

Die Staatsregierung wird ersucht, beim 
Bund dahin zu wirken, daß die in der Straßen­
verkehrszulassungsordnung § 64 Abs. 2 letzter 
Satz in der Fassung vom 25. November 1951 
getroffene Anordnung für Bayern auf weitere 
5 Jahre keine Anwendung findet. 

Der Mi t b e r i c h t er s t a t t er erklärte, der 
Landwirtschaftsausschuß sei in dieser Frage als ein 
Fachgremium anzusehen. Man möge deshalb die­
sem Beschluß die Zustimmung geben. 

Nach kurzer Aussprache wurde der Antrag in 
der vom Landwirtschaftsausschuß vorgeschlagenen: 
Fassung einstimmig angenommen. Ich bitte das 
Hohe Haus, diesem Beschluß beizutreten. 

Präsident Dr. Rundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. Wir stimmen ab. 

Wer dem einstimmigen Vorschlag des Ausschus­
ses für Wirtschaft und Verkehr die Zustimmung 
erteilt, möge Platz behalten. - Stimmenthaltun­
gen? - Das Plenum hat den Ausschußvorschlag 
einstimmig gebilligt. 

Ich rufe auf den 

Antrag des Abgeordneten Dr. Sturm betref­
fend Neuzulassung von privaten Omnibus­
unternehmen (Beilage 4058). 

Den Bericht über die Beratungen des Ausschus­
ses für Wirtschaft und Verkehr (Beilage 4227) er­
stattet der Herr Abgeordnete Ospald. Ich erteile 
ihm das Wort. 

Ospald (SPD), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Da es sich um keinen 
einstimmigen Beschluß handelt, bin ich gezwun­
gen, etwas ausführlicher zu berichten. 

In der 95. Sitzung des Ausschusses für Wirt­
schaft und Verkehr wurde der Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Sturm auf Beilage 4058 beraten. 
Der Antrag lautet: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird ersucht, Maßnah­
men zu veranlassen und dafür zu sorgen, daß 
bei künftigen Konzessionierungen von priva­
ten Omnibusunternehmen der strengstmög­
liche Maßstab angelegt und vor allem der 
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Nachweis der wirtschaftlichen und fachlichen 
Zuverlässigkeit und Eignung in jedem Einzel­
fall einwandfrei erbracht wird. 

Berichterstatter war ich selbst, Mitberichterstatter 
Herr Kollege Stain. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r wies darauf hin, 
daß der Antrag aus der Besorgnis über die Zu­
nahme der Omnibusunternehmen entstanden sei. 
Eine Rückfrage beim Verkehrsreferat der Regie­
rung von Schwaben habe ergeben, daß die Grund­
lage für die Zulassung von Omnibussen immer 
noch das Personenbeförderungsgesetz vom 4. De­
zember 1934 in der Fassung vom. 6. Dezember 1937 
sei. Im Gegensatz zum Güterkraftverkehr 1sei we­
der offiziell noch inoffiziell eine Höchstzahl für die 
zuzulassenden Omnibusse festgelegt. Die Festset­
zung einer Höchstzahl sei bei der derzeitigen 
Rechtslage und auch im Hinblick auf die Recht­
sprechung des bi:iyerischen Verwaltungsgerichts­
hofs nicht möglich. Was die Bedürfnisfrage an­
lange, so könne nicht von einem örtlichen Bedürf­
nis ausgegangen werden. In Auswirkung einer An­
ordnung der Militärregierung gebe es nur ein 
öffentliches Verkehrsbedürfnis. Daher dürfenWett­
bewerbsinteressen der vorhandenen Verkehrs­
unternehmen nicht entscheidend für die Versagung 
der Genehmigung sein. Bei einem Antrag auf Ge-, 
nehmigung von Linien- wie auch Gelegenheitsver­
kehr müssen die Eisenbahndirektion, die Ob"erpost­
direktion, die Industrie- und .Handelskammern ge­
hört werden, beim Linienverkehr außerdem alle 
an dem beantragten Unternehmen interessierten 
Ver kehrst:r:äger. 

Der Mitberichte r statte r konnte die An­
nahme des Antrags ebenfalls nicht empfehlen, da 
eine reine Bundesangelegenheit vorliege. Bei dem 
Antrag scheine es sich um das Verfahren b.ei der 
Gründung von Omnibusunternehmen zu handeln; 
und zwar im Sinne einer Einschränkung der Ge­
werbefreiheit. Der Nachweis der wirtschaftlichen 
Zuverlässigkeit sei in diesem Zusammenhang un­
gerechtfertigt. 

Der An t r a g s t e 11 e r , Kollege Dr. S tu r m , 
erklärte, Veranlassung für diesen Antrag sei für 
ihn die katastrophale Notlage des privaten Omni­
busgewerbes gewesen. Das Personenbeförderungs­
gewerbe sei außerordentlich stark übersetzt. Im 
Bundesgebiet gebe es heute um ein Drittel Om­
nibusse mehr als vor dem Kriege in ganz Deutsch­
land. Dazu komme die scharfe Konkurrenz durch 
Bundesbahn, Bundespost und gemeindliche Ver­
kehrsbetriebe. Die Folge der Übersetzung seien 

·selbstmörderische PreisunterbietuJ.?.gen. Sie seien 
der Grund für die Verschuldung des Beförderungs­
gewerbes. Von einer auch nur bescheidenen Ren­
tabilität sei unter den heutigen Umständen nicht 
mehr zu sprechen. Die Kosten für eine General­
überholung seien durch die Einnahmen nicht mehr 
zu decken. Im Interesse der öffentlichen Sicherheit 
müsse die Legislative sich dieser Angelegenheit an­
nehmen; außerdem dürfte eine Einschränkung der 
bisherigen Konzessionsfreudigkeit eine volkswirt­
schaftliche Notwendigkeit darstellen, um eine Ver-

schlechterung und Verschleuderung. volkswirt­
schaftlicher Werte zu vermeiden. 

Dazu sagte Kollege L u f t , die Wirtschaft ver­
lange auf der einen Seite die Freiheit, auf der an­
deren Seite rufe sie aber bei der geringsten Unord­

.nung sofort nach dem Eingreifen des Staates. Kol­
lege Dr. S c h e d 1 stellte ebenfalls fest, daß die be­
stehenden Vorschriften völlig ausreichen, uni die 
öffentliche Sicherheit im Personenverkehr mit 
Omnibussen zu garantieren. Der Unternehmer er­
halte für ein bestimmtes, genau bezeichnetes Fahr­
zeug seine Lizenz, und dieses Fahrzeug unterliege 
einer laufenden scharfen Kontrolle. Komme der 
Unternehmer den Auflagen der Überwachungs­
stelle nicht nach, so werde ihrri die Konzession ent­
zogen. 

Im Ausschuß wurde auch der Vorsitzende des 
Landesverbandes bayerischer Omnibusunterneh­
mer gehört. Er führte unter anderem aus, daß bei 
dem Problem „Schiene und Straße", das der Wirt­
schaftsausschuß beraten habe, die Meinung ent­
standen sei, eine Koordinierung von Schiene und · 
Straße sei nur zu erreichen, wenn auch auf dem 
Gebiet des Straßenverkehrs eine gewisse Ordnung 
herbeigeführt werde. Sonst ergebe sich ein Druck 
auf die Fahrt;;irife, der nicht nur die privaten Be­
triebe, sondern auch die der öffentlichen Hand 
schädige. Der Vertreter des Wirtschaftsministe­
riums, Dr. M ü h 1 e n b ur g , bestritt, daß das 
Wirtschaftsministerium eine besondere Konzes­
sionsfreudigkeit an den Tag lege, im Gegenteil..sei 
das Wirtschaftsministerium "die Stelle, die am ·zu­
rückhaltendsten arbeite. Wie er ausführte, habe er 
gerade vor dieser Sitzung mit dem Vorsitzenden 
des Landesverbandes eine Aussprache über Neu­
erteilung von Konzessionen gehabt. 

Der Kollege S c h m i d sagte unter anderem, das 
Beförderungsgewerbe sei ein im Aufsteigen be­
griffenes Gewerbe. Daher sei der Wunsch ver­
ständlich, in dieses Gewerbe hineinzukommen. Die 
Wirtschaftlichkeit eines neu zu gründenden Unter­
nehmens müsse man aber nicht nachweisen. Viel­
leicht könnten die Fachverbände wenigstens die 
Unternehmer beraten. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r sah in der Einfüh­
rung einer Kontingentierung im Omnibusgewerbe 
das Enele der freien Wirtschaft. Wenn man den 
Staat um Hilfe rufe, um seine Existenz zu sichern, 
müsse man auch bereit sein, dem Staat in die Kal­
kulationsgrundlagen Einsicht zu gewähren. Der 
Staat müsse dann unter Zugrundelegung angemes­
sener Verdienstspannen von sich aus die Beförde­
rungspreise festlegen. Das werde dem Beförde­
rungsgewerbe abe.r sicher nicht. gefallen. 

Der Kollege Dr. St u r m erklärte, die finanzielle 
Lage des Omnibusgewerbes sei heute sehr schlecht; 
die meisten Omnibusse würden auf Kredit gekauft. 
Man könne es den schönen Omnibussen nicht an­
sehen, daß sie noch nicht bezahlt sind'. 

KoHege D r ·e c ih s ·e 1 sagte unter .anderem, der 
Antr.a:g des Kollegen 'Dr. :Strurm führe eigentlich d!ie 
freie Marktwirrtschaft ad a:bsU<I"'dlum; man solle aber 
auf keinen Fall wllieder zur Zwangswirtschaft z.u­
rückk!ehren. Der Vonsitzende des IJandesverbandes 
erklärte nochmals, daß das nicht heabs~chtigt sei. 
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Kolleg·e 'Dr. :Sc h e d 1 fühT1le ·erneut aus, er habe 
di!e g:rößte Hochachtung vor den Leuten, d1:e di~ 
Fahrpreise so ansetzen könnten, daß auch arme 
Teufel einmal eine Uda111bsfahrt unternehmen 
könnten. 

Mitb·erlichtersta:tt.er iund ißer-icht­
e T s tat t ·e :r heantr.agten d:i!e AbJ:eiJ:mung des An­
trags Dr. Sturm, der auf Beilage 4058 abgedruckt 
list. 

•D1esem An:tr.ag der 1be~den Berichterst·atter ent­
sprach der Ausschuß mit 11 geigen 3 Stimmen bei 
4 Stimmentlhalbungen. Ich !bitte dlas Ho:he iHaus, 
dem Beschluß des . .AJusschuss•es ·hei·Z'Utreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Ich •eröffne die Aus­
sprache. Zium WoTt me1det sich der Herr Abge­
O'l'.1dne:te Dr. Sturm. Ich erteile lihm das Wm:t. 

Dr. Sturm 1(!BlP): Hel'r Präs.1dent, me:ine Damen 
und Herren! Ich kann mich .kmz :liassen und will 
nicht wiederholen. Die iBeg-ründunig, die ich s·e!i.ner­
zeti.t :im Wtl.rtschaftsaiusschuß •gegeben habe, ist hier 
schon in allen T•eilen vortg•etragen woirden. Ich will 
hier .auch nicli.t 1auf dte FOrderungen des privaten 
Omnibusgewerbes eingehen: Schaffung eines neuen 
PersonenJbreförde!J:lungsg.esetz•es und Verleihung des 
Mlitspr.ach•e- bez:iehungswelise W.iidersp:riuchsrechts. 
Denn h:i!e!r ist nicht tdreT Ort dafür. 

Ich möchte .aber doch darauf hinweisen, daß dem 
priivaten Omnibustg•ewe['<be schon s·efhr viel gedient 
wäre, wenn kÜ!nftig bei der Neuzulassung etl.ne 
svreng•ere, intensivere Siebung erfolgen würde, vor 
allem wenn de!r Omnilbusunternehmer, also der 
FirmeninhabeT selbst, die enispr·echentde fachliche 
Eignung und Zuverlässigkeit nachwed.sen müßte, 
wenn man es also nicht dabei bewenden läßt, daß 
niu:r dtl!e Ch:a:uffeure und das technfusche Personal 
über d1!e fachliche !Eignnmg v•erfügen müssen. 
Darum, meine !Damen und Herren, wü:11de ich föe 
bitten, meinem Antrag zuzustimmen. Ich glaube, 
der Dta:ruk des gian21en privaten OmnibiusgeweTbes 
wäre Ihnen s-icher. 

Präsoident iDr. Hundhammer: Als nächster Redner 
folgt der Herr .Abgeoirdnete Stain. 

Stain i(BiHE): Hohes Haus, meine Damen und 
iHeTren! Dank der ausführlich·en Herichterstattung 
des Herrn Kollegen Ospa1d sind .eigentlich schon 
sämfäc!he Seweggründe tdes Dafür und Dawider 
erörtert wo11den. Wer aufmerksam zug·ehört hat, 
wird sich ·exgentltl.ch für j•ede V:ersion ·ein Stück 
abschnetl!den können. 

Nun bat Her:r Dr. Sturm, seinen tAntr.ag trotz­
dem arrruneihmen, mit der Begründung, daß vor 
al1em die fachliche Eignung nicht nur des Krnft­
fahr-, sondern auch des technd.schen Personals und 
des Omnibuslbesitzern nachg·ew!iesen we11den müßte. 
Mit dies•e:r •an sich kurnen Be.gründiung :i:st .es aber, 
g1aube ich, doch mcht möglich, nun den Antrag 
nach de·r Beih:and'l.ung im Wirtschaftsausschuß an­
zunehmen, weil de:r Antrag ja nicht nur ·die Frage 
der fachlichen Eignung enthält, di.e, wie der Be­
richterstatte!r auch berieits erwähnte, von Dr. Schedl 

dahingeihend aiusig,elegt wurde, daß es genügend 
Bestimmungen gebe, um diese fachliche Eignung 
tatsächlich zu überprüfen, sondern es steht ja in 
diesem Antr:ag ideT wesentliche Punkt der wirt­
schaftlichen Nachprüfung. Ich möchte h:i!er- d:as wie­
derholen, was ich ibe!re:its im Arus•schuß gesagt habe. 
Entweder man stellt sich auf den :Standpunkt der 
freien W:ürtschaft oder- man !Ust dag,eg.en. 

(Zuruf: Hat damit nichts zu tun!) 

Wenn m:an sich 1auf den Standpunkt der freien 
Wirtschaft steitJ.t, meine D:amen und Herren, kann 
man in F:ällen, wo kein staatliches Ge1d zum· Ein­
satz gtelangt, nicht drl:e w:irnsch:aftliche Nachprüfung 
bei der Eröffnling ednes Unterneihmens veTLangen. 

·{Sehr richtig!) 

Ich g1arube, es ist :immeT. noch eines j•eden ·einzelnen 
Sache, wie er wirtschaftlich fundiert ist und wie 
er ·gedenkt, edn Unternehmen •a:iu:fzuzieih:en. 

Nrun .lassen 1Srl:e m!ich noch .einige Dinge dazu 
sagen, d'.Le tdi>e· Hesorgnlisse des Herrn Dr.~Sturm 
bezüglich der Über-s•etzrung des Gewer•bes wideT­
legen sollen. W:ir halben für den Güterkr.aftverikehr 
im vierg:angenen J1ahcr das sogenannte Güterkraft­
verkehrsgesetz ·erhalten. Das gesamte G~terkraft­
v·erkehnsgewerbe läuft heute Sturm geg•en dieses 
Güterkraftverrkehirsg,esetz, wen ·es eben diese und 
jene unangenehmen Einschränknm:g.en hringt. Es 
war desthalb unv.erstä.ndlich, daß der Landesvor­
siitzende des V.eTbaD!dS der Omnihusillnterneihmer 
nun im Wirtschafts1ausschuß .ge~ade im Hinblick 
auf tdias Güterikvaftv·erkehrsg.esetz erwähnte, daß 
doch schheßlich \Bundesibahn und iBundespost dar.an 
inte11ess~ert wären, einheitlich·e Regelungen für das 
P·ersonenbeförde:rillngsgewe!rbe 1e!inzuführen. 

•Ich muß sagen, ihiier wird mit z1wei Zungen ge­
redet. Derselbe Verband würde diann, wenn man 
einheitliche Einschränkiung·en wie be!i.m Güter:kraft­
verilmhr einfühTt, a:ls ersteT Stiu:rm dagegen laufen. 
Ich k:Jann m!ir das nur dadurch 1erkl!ären, daß hier 
einige wenige Unternehmer, die s:ich in Funktio­
närssrtellungen !befinden, inter.essiert s:ind, daß :ihr 
Gewe!I'be mehr oder weniger als leg.al betrachtet 
und niemand Gelegenhed.t ge,boten wivd, fünen nun 
eine Konkurrenz ru bieten. 

Meine Damen und Herren! W:ie· s:ieht ·es. mit der 
Preisgestaltung :aus? Soweit ,es sich um Linienver­
kiehT ihandelt, haben wfr ·eii.rne Pr·eisgestaltung, die 
sow~eso von der Bundesbahn und der Bundespost 
diktiert wird. Wir befinden uns .gegenwärtig in 
einer Situation, d:te tUns gertadezu •gute Verkehrs­
veribindiUn.gen befiehlt, weil wir in 1den nächsten 
5 bis 10 Jahren sämtliche .Arbeitnehmer an die 
ArbeitspJ:ätz.e hinhr>ingen müssen. iEs wäve außer­
dem wirtschaftlich 1ein Unsä.nn, wenn wir Mammut­
städte schaffen würden 1und nicht die gesunde 
Wohns·iedlung·auf dem Lande förde!rn, da im Zuge 
der weiteren Einstellung von Arlbe:itskräften auf 
Grmnd des steigenden Bedar.fs eine Zunahme der 
Personenbeförderung zu ·erwarten ist. 

Es kommt ed.n weiilerrer Punkt hinzu. Das ist der 
Ausflugsverkehr. Dr. Sturm ih:at im Wirtsch·aft&aus­
schuß dias 'Beispiel eines \Bam·beTger Lehr·ers er­
wähnt, der ffü: •eine sehr billige Summe einen Aus-
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fiugsve'!'kehr nach Ll.ndalU am Bodensee, ins Rhein­
larnd, oder vieHeticht war auch von Itald.en die Rede, 
durchführt. Auch hier, meine Damen und Herren, 
hat iHerr Dr. Schedl gesagt, man müsse diesen Leu­
ten dankbaa:- sein, daß sd,e einen •biHi:gen Urlaub 
ermöglichen. Wior haben festg.estellt, daß von Jahr 
ZIU Jrahr immer mehr Leute d.n den Arbetitsprozeß 
eingeschaltet wel'den. Leute, die vor einem oder 

. vor zwei Jahren eingeschaltet wurden, sind viel­
.l!eicht dieses o:der voriges Jahr noch nicht in Udaub 
g·efa.1hren. Sie wer·den sich :z;uerst Möbel und son­
st:ig·en Hausriatsbeidarf anschaffen. Aber sie sind 
wahrscheinlich in ein ibd:s zwei Jahren darnn in­
teressiiert, rauch wtl:eder einmal in Ur1a'U!b zu fahren. 
Und dem trägt der Omnibusverkehr Rechnung, der 
mit Sonderfahrten, die deir Bundesbahn in den 
meisten F>ä:lien kedne Kon~urrenz machen, die 
be:sten .Ge}egenheiten gibt, die Naturschönheiten im 
b>ayerdschen OberLand oder sonst irgendwo ken­
nenzulernen. Meine Damen und Herren! Wollen 

· wir uns da:geg·en wehren, daß 1es für rilire ·arbeitende 
HevölkeriUng billd.g.e Möglichkeiten goilbt, in Urlaub 
zu fahren? Ich gfa'Ube rc;loch, diaß wir bei der Ver­
nunft rbleilben so'11ten - bei der wirtschaftlichen 
Vernunft, me:ine ich - und daß wir die geltenden 
Bestimmungen, di!e dem Omndbusfahre:r ecrst ein­
mal n:ach einer g.ewissen Frahrpva~is ühecrhaupt den 
Erwer.b des FühTer:scheins und damit das Fahren 
von Omnibussen er1'au'ben, als ausr.eichend betrach­
ten sollten, daß wrl.T außerdem unsere Strnßenver­
kelms·ämter, d~e jra immer wieder die Nrachprrüfun­
gen an den ·F.ahrzeugen selber vorzunehmen haben, 
ebenfialls als ausreichend betr.achten sollten. Im 
übrigen müssen . wir a'ber eine Nachprü:fiung der 
WiTtsch.aftlichrkeit alblehnen, soJ.ange ruicht die 
öf.fentliche Hand Ge1der an ed.n Unternehmen gi:bt. 

In dd:esem Sinne bitte ich Sie, den Antrag a:b­
ZJU1ehnen. 

Präsident Dr. Hundhammer: D:i!e A'll.sspr.ach·e ist 
g·eschlossen; wk kommen ·:z;ur A.brstimmung. 
Wer sich rden Ihnen :auf Beilrag.e 4227 vorliegenden 
Vorsch·1ag de:s A'lls:Schusses für Wirtschraft und Ver­
kehr .aui A·blehnung des Ant-rags l:arut Bei1age 4058 
ziueigen macht, wol1e Plratz behalten. - Stimm­
enthal1mng·en? - Geg·en einen Teil der Stimmen 
der ll3.ayiernpartei :Dst bei einer An:zJahl von Std.mm­
eniJhaltung.en beschlossen, wi!e vom Ausschuß vor­
geschlrag·en. Der Ant.:riag ist also abg,elehnt. 

Inzwischen ist der BeTichteristatter zu Ziffer 10 a 
der Tag·esordnung, der Herr Abgeordnete Pösl, er­
schienen .. 

Ich r·uf.e rauf den 

Antrag der Abgeordneten Drechsel, Bachmann 
Wilhelm und Genossen, Dr. Geislhöringer und 
D1·. Schweiger, Mittich und Luft betreffend 
vorübergehende Sperre von Straßen für 
Schwerstlastkraft\yagen. 

L'Jur LBerdchteTstattung üiber die Bel'latungen des 
Ausschusses für Wirtsch:aft und Verkehr (Bei­
lag·e 4151) rerteüe dch das Wort dem Herrn Abge­
ordneten J>ösl. 

Pösl (CSU), Berdchterstatter: Herr Pcräsi!dent, 
mehre Damen und iH!erren! Der Arusschuß für Wirt­
schaft und Verkehr hrat in ·s·ed.ner 93. Sit:iiung im 
Zusammenhang mit de·r Be~atung der D11inglich­
keitsstufen für den Ausha1U der Landstmßen 
I. O!'dnung den eben .genannten Antr:ag .behandelt. 
Der Antrag selbst lraubet: 

Die :SiJaratsTe.gierung wird eTsucht, d.m Beneh­
men mit dem BiUU'JJd rdi·e Fragre einer vorüber­
gehenden Sperre von Straßen für Schwerst­
lastkraftwagen zur Vermeidung von Frostauf­
brüchen zu prüfen. 

·Der Arbrgeocrdnete :Si c !h. l e r äußerte Bedenken, 
weil er meinte, ·beli. •einer solchen :Sfoaßensperre 
käme diie 1etzte noch lebende Il'lldiustrii!e im Grenz­
gebiet :iium Erl.:.i!eg·en. 

Der A'bgeordnete Mi c h e l verwiles d;ar:auf, .daß 
sogiar in rdem r.eichen Ame11ika bei 'Daruwetter 
Striaßen für lbestümmte Kraitfährzeug.e rücksichtslos 
gesperrt würden. iDarum müsse es rauch bei uns 
möglich sein, idtafür ·ru sorgen, 1c1aß d:i!e Straßen 
nach F·rost nicht läng.er kaputtge:fiahren werden. 
Dramit !im Zusammenh1ang wurde noch darauf hin-· 
g·ewi:esen, dlaß red.ne solche Maßn:ahme für unser 
ganzes Veri~ehrsrwes·en in diieser Zeit sehr ed.n­
schneidend wäre. 

Der Ausschuß hat aber trotzdem mit Rücksicht 
auf rdd.e .Schwierigkeiten, d1e sich g.er:ade in der 
J.etzten Z.edt infolge von Frostaufbvüchen immer 
wieder herrarusstellten, den Antrag in folgender 
Flassung rednstimmi•g beschlossen: · 

·Der L·and1lag woLl!e heschld!eßen: 

D:1e St:aatsreg11erung wird ersucht, d.m Beneh­
men md.t dem B'Ul1!d die F:r1agie einer vorüber­
gehenden ISpene von Str.'aßen für .Schwernt­
lastkr:aftwiagen zur Vermeddung von Frostauf­
·brüchen Z1U prüfen. 

Ich Jbitte das !Hohe Haus, di!es·em Antrag beizu­
treten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wer dies'em Antl'ag, 
wie vom Au:sschuß vorgeschlag•en, d±e Zu:stimmung 
erteiilt, wolle iP1atz behalten. - Ich bitte um 'die 
Stimmerithra:ltungen. - ·Der Ausschußvornchlag ist 
gegen 1 .SUimme ohne Stimmenthaltungen rum Be­
schluß •erho!ben. 

Ich rufe auf die Ziffer 11 der Tagesordnung: 

Antrag des Abgeordneten Dr. Keller betref­
fend Hilfsmaßnahmen für die durch eine Un­
wetterkatastrophe betroffenen Gebiete des 
Spessarts (Beilage 4149) 

und 

Antrag des Abgeordneten Kraus betreffend 
Hilfsmaßnahmen für die durch eine Unwetter­
katastrophe betroffenen Gebiete des Land­
kreises Marktheidenfeld (Beilage 4163). 

Zur Berichterstattung. über die Beratungen des 
Ausschus~es für Ernährung und Landwirtschaft 
(Beilage 4222) erteilte ich das Wort dem Herrn Ab­
geordneten Hettrich. 
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Hettrich (CSU), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Der Ausschuß für Er­
nährung und Landwirtschaft hat sich in seiner 
63. Sitzung mit einem Antrag des Herrn Abgeord­
neten Dr. Keller betreffend Hilfsmaßnahmen für 
die durch eine Unwetterkatastrophe betroffenen 
Gebiete des Spessarts (Beilage 4149) und einem 
etwa gleichlautenden Antrag des Herrn Abgeord­
neten Kraus betreffend Hilfsmaßnahmen für die 
durch eine Unwetterkatastrophe betroffenen Ge­
biete des Landkreises Marktheidenfeld (Beilage 416;j) 
befaßt, in denen die Staatsregierung ersucht wird, 
den durch Unwetter schwer betroffenen Gebieten, 
insbesondere der Gemeinde Altenbuch, die nötige 
finanzielle Hilfe zuteil werden zu lassen. Bericht- ' 
erstatter war meine Wenigkeit, Mitberichterstatter 
der Herr Abgeordnete Frühwald. 

Der B e r i c h t e r s t a t t e r unterstützte den 
Antrag und schlug vor, das Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten möge aus 
seinem Katastrophenfonds auf Grund von Anträ­
gen, die von den zuständigen Behörden geprüft 
werden, Mittel für die betroffenen Gebiete zur 
Verfügung zu stellen. Der Antrag des Mit b e -
richte r statte r s ging in derselben Richtung. 
Ministerialrat M ü l l·e r teilte mit, das Landwirt­
schaftsministerium habe schon von sich aus finan­
zielle Hilfe gewährt. 

Der Ausschuß stimmte den beiden Anträgen ein­
stimmig zu. Ich bitte das Hohe Haus; diesen Be­
schlüssen beizutreten. 

Präsident Dr. Hundhammer: Eine Wortmeldung 
liegt nicht vor. Wir stimmen ab. Wer den Aus­
schußvorschlägen die Zustimmung erteilt, wolle 
Platz behalten. - Es ist einstimmig im Sinne der 
Ausschußvorschläge beschlossen. 

Ich rufe auf: 

Antrag des Abgeordneten Haas betreffenil 
Verbleib der staatlichen Hufbeschlagschule in 
Nürnberg (Beilage 3805). 

Über die Beratungen des Ausschusses für Er­
nährung und Ländwirtschaft (Beilage 4107) berich­
tet der Herr Abgeordnete Falk; ich erteile ihm das 
Wort. 

Falk (FDP), Berichterstatter: Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Auf Beilage 3805 hat 
der Herr Kollege Haas folgenden Antrag einge­
bracht: 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, die 
staatliche Hufbeschlagschule in Nürnberg zu 
belassen. 

Der Ausschuß für Ernährung und Landwirtschaft 
hatte sich mit dieser Angelegenheit schon einmal 
beschäftigt, da seinerzeit ein Antrag des Herrn 
Abgeordneten Dr. Schönecker vorlag, die Hufbe­
schlagschule nach Ansbach zu verlegen. Damals 
stellte sich das Plenum des Landtags auf den 
Standpunkt, diese Angelegenheit sei Sache der 
Exekutive und nicht der Legislative, weshalb der 
Herr Abgeordnete Dr. Schönecker seinen Antrag 

zurückzog. Auf den gleichen Standpunkt hat sich 
der Ausschuß neuerdings gestellt und mit dieser 
Begründung nach Vorschlag der beiden Bericht­
erstatter den Antrag mit 11 gegen 3 Stimmen bei 
3 Stimmenthaltungen abgelehnt. Ich bitte, dem 
Ausschußantrag ·stattzugeben. 

Präsident Dr. Hundhammer: Zum Wort ist ge­
meldet der Herr Abgeordnete Haas; ich erteile 
ihm das Wort. 

Haas (SPD): Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Sie haben vom Herrn Berichterstatter ge­
hört, daß der Antrag nicht deshalb abgelehnt 
wurde, weil man ihn vielleicht für unzweckmäßig 
hielt, sondern weil man glaubte, es handle sich 
allein um eine Angelegenheit der Exekutive. Ich 
habe den Ausschußberatungen beigewohnt und da­
bei festgestellt, daß die Haltung der Ausschußmit­
glieder sehr geteilt war und daß die Kollegen 
eigentlich nicht wußten, wie sie sich entscheiden 
sollten. Erst als festgestellt wurde, daß es nicht 
Sache des Landtags wäre, hier eine Entscheidung 
zu treffen, hat man eine konsequentere Haltung 
eingenommen. 

Ich halte es aber doch für notwendig, ·auch in 
diesem größeren Rahmen einiges dazu zu bemer­
ken. Die Hufbescblagschule in Nürnberg ist mit 
großem Idealismus von der Handwerkskammer 
und von den Schmieden in Nürnberg aufgebaut 
worden. Die Schmiede haben beträchtliche Mittel 
in diese Hufbeschlagschule investiert, obwohl sie 
eine staatliche Angelegenheit ist. Man hat von 
überall die Geräte zusammengetragen, hat die 
Schule aufgebaut und nun ist aus irgendwelchen 
Gründen, auf die ich noch zu sprechen komme, 
einfach der Gedanke aufgetaucht, diese Hufbe­
schlagschule von Nürnberg wegzuverlegen. Zu­
nächst möchte ich noch feststellen, daß, bevor die­
ser Antrag eingereicht wurde, keine der Innungen 
und auch nicht die Handwerkskammer gefragt 
worden sind, ob sie für die Verlegung der Huf­
beschlagschule von Nürnberg nach Ansbach sind. 
Es hat sich nachher herausgestellt, daß fast sämt­
liche Innungen - es wurde mir eben mitgeteilt, 
daß die Ansbacher Innung dagegen sei - für 
die Beibehaltung der Hufbeschlagschule in Nürn­
berg sind. Ich darf ausführen, daß sich auch der 
Landesverband der Handwerkskammern energisch 
gegen die Verlegung der Schule von Nürnberg 
nach Ansbach gewehrt hat. 

Warum hat man diesen Antrag überhaupt ein­
gebracht? Es bestand damals Gefahr für das Ge­
stüt in Ansbach und die Herren Antragsteller 
glaubten, man könnte das Gestüt in Ansbach leich­
ter halten, wenn man auch noch die Hufbeschlag­
schule dorthin bekäme. Man hat verschiedene 
Gründe angegeben: Dort sei ein staatliches Ge­
bäude und es käme in Ansbach billiger. Aber 
ich möchte doch darauf hinweisen, daß unterdess~n 
der Landtag großzügig entschieden hat, daß das 
Gestüt in Ansbach erhalten bleibt, so daß also der 
Antragsgrund, der in der Hauptsache vorhanden 
war, nämlich das Gestüt in Ansbach zu erhalten, 
vollkommen in Wegfall kommt. Ich möchte doch 
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darum bitten, daß man den Idealismus, der in 
Nürnberg zum Aufbau dieser Schule aufgewendet 
worden ist, nicht auf diese Weise nun belohnt. Es 
wird behauptet, daß ja in Ansbach dieselben Vor­
aussetzungen seien wie in Nürnberg. Demgegen­
über möchte ich aber darauf hinweisen, daß von 
allen Beteiligten gewünscht wird, daß die Huf­
beschlagschule in Nürnberg bleibt, schon allein aus 
verkehrstechnischen Gründen, weil Nürnberg im­
merhin ein Verkehrszentrum ist, während man 
sonst von Nürnberg aus noch extra - d.as größere 
Gebiet für diese Hufbeschlagschule liegt ja ober­
halb von Nürnberg - nach Ansbach fahren müßte. 
Außerdem ist den Teilnehmern an der Hufbeschlag-

, schule in Nürnberg die Möglichkeit gegeben, die 
Zeit besser auszunützen durch Beschäftigung der 
Lehrlinge im Schweißen usw. 

(Zuruf: Ansbach!) 

- Hier handelt es sich um ein Volksbildungswerk, 
bei dem keine Gewähr dafür gegeben ist, Herr 
Kollege Mack, daß während der Schulzeit auch 
Schweißkurse usw. stattfinden. Die Voraussetzun­
gen sind in Nürnberg auf jeden Fall schulisch viel 
besser; außerdem sind Betriebsbesichtigungen und 
dergleichen für die Schmiede von außerordentlicher 
Bedeutung. Diese Möglichkeit sollte ihnen in Nürn­
berg erhalten bleiben. 

Ich möchte deshalb das Hohe Haus bitten, ob­
wohl ich weiß, daß das Landwirtschaftsministerium 
bereits eine Verfügung herausgegeben hat, die zu­
nächst noch zurückgehalten wird, sich ernsthaft zu 
überlegen, ob man hier, wenn man diesen Weg 
geht, nicht einen Schildbürgerstreich begeht; denn 
in Nürnberg würde die Verlegung der Hufbe­
schlagschule nach Ansbach ·als Schildbürgerstreich 
bezeichnet werden, .Die Zeitungen haben in dieser 
Weise bereits dazu Stellung genommen. Außer­
.dem haben wir die Sache im Haushaltsausschuß 
aufgegriffen und festgelegt - es war bereits Ans­
bach eingefügt -, daß nun wieder Nürnberg als 
Sitz der staatlichen Hufbeschlagschule gilt. 

Obwohl die Exekutive darüber zu entscheiden 
hat, möchte ich, da sich der Landtag schon dreimal 
in einem Ausschuß mit dieser Frage beschäftigt 
hat, doch bitten, einen günstigen Entscheid für die 
Beibehaltung der Hufbeschlagschule 'in Nürnberg 
herbeizuführen. · 

Präsident Dr. Hundhammer: Es. folgt als Redner 
der Herr Abgeordnete Dr. Schönecker. 

Dr. Schönecker (BP): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Zunächst möchte ich den Eindruck 
verwischen, daß ich vielleicht aus Lokalpatriotis­
mus für Ansbach spreche. Ich möchte nur darauf 
hinweisen, daß der Landwirtschaftsausschuß sich 
zunächst einstimmig dafür ausgesprochen hat, die 
Schule nach Ansbach zu verlegen. Die Angelegen­
heit ist aber nicht durch einen persönlichen Antrag 
aufgegriffen worden; vielmehr hat sich das Land­
wirtschaftsministerium vor einem Jahr dazu ent­
schlossen, die Schule von Nürnberg nach Ansbach 

zu verlegen. Ich bin überzeugt, daß das Landwirt­
schaftsministerium die Gründe, die dafür sprechen, 
eingehend geprüft hat. Damals ist das Ministerium 
,an die Stadt Ansbach mit dem Wunsch herange­
treten, sie möchte dafür sorgen, daß drei Wohnun­
gen, die in dem vorgesehenen Gebäude belegt 
waren, frei gemacht werden. Die Stadt Ansbach 
hat unter Aufwand von einigen tausend Mark dies 
getan. Dann kam der Antrag, von der Verlegung 
abzusehen. 

Ich möchte mich hier auf einige sachliche Gründe 
beschränken. Ob nun die Schmiedeinnung gerade 
die maßgebende Organisation ist, die darüber zu · 
entscheiden hat, möchte ich bezweifefo. Im übrigen 
steht die Schmiedeinnung nicht geschlossen hinter 
dem Antrag des Abgeordneten Raas. Denn die 
Schmiedeinnung von Ansbach hat sich sogar schrift­
lich an das Ministerium gewandt und erklärt, sie 
befürworte dringend die Verlegung nach Ansbach. 
Was für Ansbach gilt, gilt auch für Nürnberg. Da­
mit kann man schließlich keinen Beweis führen. 

(Zurufe) 

- Die Schmiedeinnung von Nürnberg vielleicht, 
aber die Schmiedeinnung von Ansbach ist anderer 
Meinung. Jedenfalls ist sie für' diese Gegend genau 
so maßgebend. Der Schmiedeinnungsverband von 
Bayern hat damit vielleicht sehr wenig zu tun. 

Wenn nun behauptet wird, Nürnberg ·sei zentral 
gelegen und besser zu erreichen, so dürfte es sehr 
lange her sein, daß Nürnberg besser zu erreichen 
war als Ansbach. 

(Widerspruch) 

Ansbach liegt zumindest zentral in Mh.~elfranken. 

(Abg. Raas: Rosenheim ist auch besser zu 
erreichen als München!) 

.- Nach Rosenheim gehen die Ansbacher nicht und 
die Nürnberger nicht. - Wenn der Osten naGh 
Nürnberg näher hat, so hat der Westen nach Ans­
bach näher. Das wird sich immer ausgleichen. 

Aber es gibt noch einige andere sachliche Gründe. 
Wenn behauptet wird, in Ansbach könne die Mei­
sterprüfung nicht abgelegt werden, so ist das nicht 
richtig. Es ist bekannt, daß in Ansbach genau so 
alle Meisterprüfungen abgelegt werden wie in 
Nürnberg. Wenn zu einer Prüfung vielleicht ein 
oder zwei Herren von Nürnberg nach Ansbach 
fahren, ist es immer noch besser, als wenn eine 
ganze Schule von Ansbach nach Nurnberg fährt. 

Wenn nun behauptet wird, es sei in Ansbach 
nicht möglich, daß die Schüler nebenbei das Schwei-. 
ßen, die Buchführung oder sonstige Dinge erlernen, 
so sind derartige Einrichtungen in Ansbach genau 
so vorhanden wie in Nürnberg, vielleicht noch 
besser. 

Nun ist sogar behauptet worden, in Ansbach sei 
nicht genügend Pferdematerial vorhanden; das 
könne· man nur in Nürnberg haben, weil dort die 
Pferde auf dem Pflaster ihre Hufe schief treten 
und deshalb ein geeignetes Lehrmaterial seien. Ich· 
glaube, daß in Ansbach die Pferde auch nicht auf 
dem Parkett geh~n, sondern genau so auf dem 
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Pflaster. Außerdem stehen die Pferde des Gestüts 
zur Verfügung; das sind mehr, als in Nürnberg 
zur Verfügung gestellt werden können. 

Wenn nun von Einsparung gesprochen wird, so 
ist Tatsache, daß in Nürnberg die Schule in einem 
gemieteten Gebäude untergebracht ist und jährlich 
10 000 bis 12 000 DM für die Miete der Schule auf­
gebracht werden müssen. In Ansbach steht ein 
staatseigenes Gebäude zur Verfügung, und es ist 
nicht einzusehen, warum man ein Gebäude für eine 
Schule mieten soll, wenn ein geeignetes staats­
eigenes Gebäude vorhanden ist. Auf anderen Ge­
bieten wird das genau sei sein. Es wird noch weiter 
eingespart werden können; denn bei Verlegung 
nach Ansbach kann das Landgestüt .. zum Beispiel 
einen Beschlagschmied einsparen. Beim Landgestüt 
können auch die Tierarztkosten eingespart werden, 
weil der Leiter der Hufbeschlagschule die tierärzt­
liche Überwachung des Landgestüts mit überneh­
men kann. In Nürnberg ist in der gemieteten 
Schmiede kein ausreichender Raum für die Schule 
yorhanden. Eine Erweiterung ist auch nicht mög­
lich. 

(Abg. Raas: Kann alles geschehen!) 

In Ansbach ist es ohne weiteres möglich, in dem 
Gebäude moderne Unterrichts- und Lehrräume zu 
schaffen und genügend Lehressen einzubauen. Und 
es besteht die Möglichkeit, sogar die Schüler unter­
zubringen und das wird sicher sehr viel wert sein. 
In Nürnberg dürfte das erheblich schwerer sein. 

(Abg. Raas: Das ist alles geregelt!) 

Dann könnte der Leiter der Hufbeschlagschule 
ebenso wie der Lehrschmied in Ansbach durch 
die Verbindung mit dem Landgestüt und der 
Pferdezuchtinspektion verstärkt zur Beratung der 
Schmiede und Pferdezüchter und -halter und zur 
Hufbeschlagbewertung bei Hengsten und zu Stu­
tenkörungen, die in Ansbach stattfinden, und bei 
Prämiierungen herangezogen werden. Das sind ohne 
·Zweifel sehr viel sachliche Gründe. Das Ministerium 
wird sie sicherlich eingehend geprüft haben. Ich 
halte es daher nicht für richtig, dem Antrag statt­
zugeben, die Verlegung zu unterlassen. Das Mini­
sterium war bereits entschlossen. Es hat sich nicht 
umsonst an die Stadt gewandt, die Voraussetzun­
gen wegen der Wohnungen zu schaffen. Daher er­
scheint die Verlegung sehr zweckmäßig. 

(Abg. Donsberger: Ich habe andere 
Mitteilungen!) 

Präsident Dr. Hundhammer: Hohes Haus! Zu der 
Frage sind jetzt noch drei Redner gemeldet. Ich 
bitte zuzustimmen, daß ich die Rednerliste schließe. 
- Das Hohe Haus ist damit einverstanden. Die 
Rednerliste ist geschlossen. Es erhält zunäclJ.st das 
Wort der Herr Abgeordnete Dr. Eberhardt. 

Dr. Eberhardt (FDP): Herr Präsident, meine Da­
men und Herren! Was ich zu sagen habe, ist ganz 
kurz. Ich bin weder Ansbacher noch Nürnberger, 
weder Pferdezüchter noch Mitglied der Schmiede-

innung. Aber ich möchte die Aufmerksamkeit des 
Hohen Hauses darauf lenken, daß die Frage, die 
wir diskutieren, vom Obersten Rechnungshof in 
seinem Bericht über das Rechnungsjahr 1950 auf 
Seite 55 sehr eingehend behandelt ist. Dort befaßt 
sich der Oberste Rechnungshof mit den Gestüts­
ämtern in Ansbach und Landshut und kommt zum 
Ergebnis, daß das Gestütsamt Ansbach, wenn schon 
von Sparsamkeit im Staat überhaupt soll gespro­
chen werden können, demnächst zu verschwinden 
habe. Er sagt .im Zusammenhang damit: 

Der Oberste Rechnungshof würde es in diesem 
Zusammenhang daher für verfehlt halten, wenn 
die in Aussicht genommene Verlegung der Huf­
beschlagschule von Nürnberg nach Ansbach durch­
geführt würde. Eine Verwirklichung dieser Ab­
sicht würde bei der im Hinblick auf die Finanz­
lage nicht zu umgehenden Auflassung wenigstens 
des Gestütsamts Ansbach eher hinderlich als. för­
derlich sein. 

Ich wollte das Hohe Haus auf diese objektive Be­
urteilung hinweisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Hundhammer: Es folgt der Herr 
Abgeordnete Schmid I):arl als Redner. 

Schmid (CSU): Herr Präsident, meine verehr-· 
ten Damen und Herren! In Nürnberg geht manch­
mal die Rede, die Landeshauptstadt München habe 
für Nürnberg oder andere Städte in Bayern nicht 
viel übrig. Ich möchte jetzt das Gegenteil be­
weisen, indem ich mit allem Nachdruck dafür ein­
trete, daß die Hufbeschlagschule in Nürnberg bleibt, 

(Beifall) 

und zwar deshalb, weil es sich bei der Hufbeschlag­
schule nicht so sehr um die Pferde handelt, sondern 
um die Leute, die das Beschlagen lernen sollen, 
das Schmiedehandwerk. Nachdem der Landesver­
band des Schmiedehandwerks, wie Kollege Raas 
schon angeführt hat, die Hufbeschlagschule nach 
dem Zusammenbruch mitaufgebaut hat, wäre es ein 
Akt der Undankbarkeit, wenn man sie Nürnberg 
jetzt wegnehmen würde. 

(Sehr gut!) 

Was nüchterne Gründe der Ersparnis anlangt, so 
habe ich das Gefühl, daß es sich nicht um welt­
bewegende Summen handeln kann, sofern dabei 
überhaupt Ersparnisse erzielt werden. 

Meiner Rede kurzer Sinn ist also: Ich bitte Sie, 
dafür einzutreten, daß die Hufbeschlagschule in 
Nürnberg bleibt. 

Präsident Dr. Hundhammer: Es foLgt der Herr 
Ahgeoridrnete Mack. 

Mack {CSU): HeTr P.räs1dent, med.ne Damen rund 
Herren! AJs Anslbacher mußte ich mich :auch zium 
Wort me1den. Ich möchte folgendes 1s1agen: Mir 
sched.nt dd:e Frage des LanJd1gestüts und der Huf­
beschlagschule 1eine Prestigefrage für N ÜTnberg 
und Ansbach zu s·ein. Im La·ndrwirtschafts1a111sschuß 
w:aT man sich -ohne Krampf k1ar und einiig, daß die 
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Zweckmäßigkeits,grürl!de für Ansibach sprechen. Der 
Herr KoHege Dr. Schönecker hat sie ja alle ange­
führt. KoHege Raias sagte woihl, Nürnberg habe 
sehr viel für d!i.1e iHufbesch.Jiagschiule getan. Ich weiß 
nicht, was Nürruber.g getan hiat. ·Die Hufbesch1a.g­
schu1e tist j1a !heute noch in ig,emieteten Räumen. Ist 
das wohl ·einie T.at; wenn Nürnberg einen Riaum an 
den Staiat v·ermietet, v!i•eUeicht d'UI'ch •eine dr·itte 
Person? Ich föin der Auffässiung, ·daß man hier doch 
nicht zwischen den. beliden Städten ·einen solchen 
Gegens,atz 1aufre!ißen sollte. In NürnJberg hat es 
wohl Pferde gegeben. Das steht fest. Aher heute 
.sieht man fäst keine Pferde melhr. 

i(WiJderspmch bei der SPD) 

Wenn Sie 1aber mit dem F1ahr:?Jeu;g n:ach AnS'bach 
hinaufkommen, dann sehen Stlie •au[ der Straße 
noch seihr viele iP:ßerde. In Nürnberg, kann ich mir 
vorstellen, gfüt 1es nur noch „:blecherne Pferde". 
Die wtird es in .großem. Maße in Nürnberg geiben. 
Es !ist eine Prest1gefrage, di.1e wir Mer zu er1ed[gen 
haben. 

Nun a'ber zur praktischen Seite: Tiatsächlich hat 
der Oberste 1Rechnungshof damals wohl 1eine Mei­
TIJUng vertreten. Wd.r wiss•en j·a, wi1e der Oberste 
Rechnungshof ·zu fürchten ist. Er fr:uat gesprochen, 
ohne daß eq: d!ie Meinung des Landwtirtsch:aftsaus­
schuss:es respektiert hat; er hat also nur vo'!'her 

. eine Meirnmg kurudgetan. Nachher w.ar man sich 
daruber einig, daß diais l.Jarudgestüt doch in Ansbach 
ble!iiben soll. Eines steht fest - nJUn ruf.e · lieh die 
Nürnber.ger w!ieder als Manruschaft auf -: Wir 
Nordbayern wollen doch .auch noch 'ein Gestüt 
haben. 1Die Pfe.ride wollen wir be:ha'1ten; die sollen 
nicht nJUr in Oberbayern .g,ehalten werden, so daß 
das Landgestüt in Ansbach auch für die !kommende 
Zeit etine D:aseinsberechtd.,gung hiat. Wenn man dann 
noch die Hufüeschlagschu1'e 1d!aziunimmt, wird es 
eine gute Sache wer.den. nie zwei oder 1dvei Her­
ren, 1d!ie dort tätig sind, wi11d man noch unteribrin­
gen. Etin Tierarzt !i.st im Liandg,estüt sowi1eso vor-· 
ha[),den, und die Pferde, die am Landgestüt g1ehal­
ten werden, .'zeigen die V'erschiedensten V1ar6iatio­
nen, so daß die Hufbeschlagschü1er do1rt giut einge­
führt weriden können. 

Ich hätte schon darum 1gebeten, 1d:er praktischen 
Sache Verständnis entg,egenzubring,en und :in die­
ser Prestigefrage Ansbiach-.Nürnberg nicht mit derr 
plumpen Stimmenmehrheit zu entschejden. Ich 
fürchte mich nicht vor dieS'er Absitimmung, aber 
ich hiabe schon eine :g'ew!isse Ahnung. Ich habe den 
Eirudruck, d,aß ich noch einmal an dte Vernunft der 
einzelnen appellieTen muß. 

(Oho-Rufe) 

- · Gä..bt es keine Ver·ruun[t. mehr?! Ich nehme es 
doch an, und in diesem Hause ernt '!'echt. Ich hoffe, 
daß S~e dem· kleinen Ansbach !helfen. Ich möchte 
schHeßlich die FDP aufrufen, die in Mittel:frianken 
außerordentlich stark 11a111dwirtsch1aftlich ä.nteres­
siert ist. 1Sie soll sich daran erinnern, daß sie eine 
Aufga'he ru erfüllen hat. Ich möchte Sie noch ein­
mal auffordern, ibei dieser Albstimmrui:ng dais Rich­
tige ziu wählen. 

Präsident -Dr. Hundhammer: Die Aussprache ist 
geschlossen; wfr kommen ·ziur Abstimmung: Der 
Antrag l,imtet: 

Die Staatsr·egierUDJg wird ibeaiuftragit, die staat­
liche HufbeschlagschUJle in Nürnberg zu be­
lassen. 

Der Ausschuß schlägt vor, d!i1esen Antmg abzu­
lehnen. Wer :im Sinne des Ausschußvorschlag1es für 
Ablehnung stimmt, wolle Pliatz behalten. - Ich 
bitte um die Ge.genproibe. - Stimmenth1altungen? 
- Die Abstimmung ti:st unk1ar; es muß namentlich 
a'bg,estimmt werden. 

(Heiterkeit) 

Für dd:e Albstimmung bitte ich folgendes . zu be­
achten: Wer denJ. Ausschußvorschlaig wuf Ablehnung 
des Antrags IHa:as ·zustimmt; nimmt die bJJaue Karte, 
wer den Ausschußvorschliag ablehnen will, die rote. 

Die A1bstimmurrug •beginnt. -

i(Niach dem Aufriuf von Dr. Ehard) Ich unte·r­
brech!e einen Alugenblick die Albs:timmung. Es sind 
an:sch·e!inend doch noch Zweifel gewesen. Ich be­
tone ausdrückl:ich: Wer mit rot stimmt, stimmt in 
dem ~all für Nürnberg, wer 'Mau stimmt, stimmt 
für Ansbach. -

!Das Alph!ahet wird wi!edea:iholi. -

nie AJbstimmung ist geschlossen . 

Ich schlage vor, k:l!aß ibis zur F;eststellung des Ab­
std.mmung,serigehnisses .noch die Punkte 12 ·a und 
12 b der 'Dagesordnun:g - ä.n beiden Fällen liegen 
eini.stimmi!ge AIUsschußvorschläge vor ~ vorweg 
erledigt wel'ldien. - Da•s Hohe Haus i:st damit ein­
verstanden. 

Ich rillfe auf: 

Antrag der Abgeordneten Donsberger, Dr. Fi-
. scher und Dr. Schubert betreffend Einbeziehung 
der Lehrer höherer Schulen in den unter § 6 
des Dritten. Besoldungsänderungsgesetzes. fal­
lenden Personenkreis (Beilage 4120). 

Den !Bericht üher rdd,e J3e!'latungen ä.m Ausschuß 
für Beso1dungtSfragen (Bei1age 4220) erstattet der 
Herr Abgeo.rid111e11Je Walch; ich erteHe ihm dias Wort. 

Walch (SPD), Berichterstatter: Meine Damen und 
Herren! Der Ausschuß für Besoldungsfragen hat 
sich in seiner 46. Sitzung am 8. Juni 1953 mit dem 
eben angeführten Antrag der Abgeordneten Dons­
berger, Dr. Fischer und Dr. Schubert beschäftigt, 
der Ihnen auf Beilage 4120 vorliegt. Berichterstat­
ter war meine Wenigkeit, Mitberichterstatter der 
Herr Kollege Engel. 

Als Berichterstatter bat ich, den Antrag 
mit Rücksicht auf die Eingaben von Lehrern ande­
rer Schulgattungen, wie der Mittelschullehrer und 
Realschullehrer, deren Berechtigung durchaus an­
zuerkennen sei, auf die Lehrer aller Schulgattun­
gen außer den Volksschulen auszudehnen. Dies 
könne in der Form geschehen, daß _man alle in 
Frage kommenden Schulgattungen in Klammern 
beifügt. 
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Da dies keinerlei ·Widerspruch hervorrief, waren 
es dann die Kollegen D o n s b e r g e r und E b e r -
h a r d, die sagten, daß eine namentliche Aufzäh­
lung überflüssig sei, wenn man zu folgender Fas­
sung käme: 

Die Staatsregierung wird ersucht, außer den 
Lehrern an Volksschulen auch die Lehrer der 
anderen Schularten ·einschließlich der fach­
lichen Schulaufsichtsbeamten in Bayern in den 
Kreis der unter § 6 Ziff. 3 des Dritten Bundes­
gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Be­
soldungsrechts vom 27. März 1953 {BGBl. I 
S. 81) fallenden Personen einzubeziehen. 

Dieser Antrag fand die einstimmige Billigung 
des Ausschusses, und ich bitte Sie, ebenfalls zuzu­
stimmen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wer dem Ausschuß­
vorschlag die Zustimmung erteilt, wolle Platz be­
halten. - Stimmenthaltungen? - Der Auschuß­
vorschlag ist vom Plenum einstimmig gebilligt. 

Ich rufe auf 

Antrag der Abgeordneten Dr. Fischer, Dons­
bei·ger und Ortloph betreffend Verbesserung 
der Besoldung der Richter und Staatsanwälte 
(Beilage 4145). 

Den Bericht über die Beratungen im Ausschuß 
für Besoldungsfragen {Beilage 4221) erstattet der 
Herr Abgeordnete Dr. Eberhardt. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Dr. Eberhardt (FDP), Berichterstatter: Herr Prä­
sident, meine Damen und Herren! Auf Beilage 4145 
ist der von Dr. Fischer zusammen mit seinen Kol­
legen Donsberger und Ortloph gestellte Antrag 
wegen Verbesserung der Beförderungsmöglichkei­
ten und der Besoldung der Richter und Staats­
anwälte abgedruckt. Der Besoldungsausschuß hat 
sich mit dieser Frage befaßt und ist einstimmig 
zu der auf Beilage 4221 im Druck niedergelegten 
Fassung des Antrags gekommen, die dahin geht: 

Die Staatsregierung wird . ersucht, die in­
folge geringerer Beförderungsmöglichkeiten 
bestehende Benachteiligung eines Teiles der 
bayerischen Richter und Staatsanwälte durch 
Schaffung neuer Beförderungsstellen im näch­
sten Haushalt zu beseitigen und um eine all­
gemeine Verbesserung der Besoldung der 
Richter und Staatsanwälte bemüht zu sein. 

Dieser Antrag wurde im Ausschuß einstimmig 
angenommen, und ich bitte das Plenum, ebenso zu 
beschließen. 

Präsident Dr. Hundhammer: Wer dem Ausschuß­
vorschlag die Zustimmung. erteilt, wolle sich vom 
Platz erheben. - Ich bitte um die Gegenprobe. ____: 
Stimmenthaltungen? - Der Ausschußvorschlag ist 
einstimmig gebilligt. 

Ich gebe nunmehr das Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung zu Ziffer 11 b der Tagesordnung be­
kannt. 

An der Abstimmung haben sich 156 Abgeord­
nete beteiligt. Mit Ja stimmten 62 Abgeordnete, 
mit Nein 61 

{Heiterkeit) 

und mit „Ich enthalte mich" 33. 

Der Antrag hatte gelautet: 

Die Staatsregierung wird beauftragt, die 
staatliche Hufbeschlagschule in Nürnberg zu 
belassen. 

Der Ausschuß hatte vorgeschlagen, den Antrag 
abzulehnen. DerAblehnungsantrag ist vom Plenum 
gebilligt worden. 

Mit Ja stimmten die Abgeordneten: 

Dr. Ankermüller, Bachmann Georg, Bachmann 
Wilhelm, Bantele, Baur Leonhard, Bielmeier, Drex­
ler, Eisenmann, Elsen, Engel, Ernst, Falk, 
von Feury. Dr. Fischbacher, Dr. Fischer, Gärtner, 
Gaßner Alfons, Gaßner Wilhelm, Dr. Geislhöringer, 
Greib, Dr. Guthsmuths, Haisch, Helmerich, Hettrich, 
Höllerer, Hofmann Engelbert, Karl, :kerber, Klotz, 
Kotschenreuther, Kraus, Krehle, Dr. Lacherbauer, 
Lallinger, Lang, Lanzinger, Lechner, Dr. Lenz, 
Lutz, Mack, Mergler, Michel, Mittich, Nerlinger, 
Ortloph, Ostermeier, Pfeffer, Piechl, Pösl, Puls, 
Roßmann, Saukel, Seibert, Schmidramsl, Dr. Schön­
ecker, Schuster, Stegerer, Strohmayer, Dr. Sturm, 
Ullrich, Weinhuber, Dr. Weiß. 

Mit Nein stimmten die Abgeordneten: 

Bauer Hannsheinz, Baur Anton, Beier, Bezold, 
Bitom, Dr. Brücher, Dr. Bungartz, Demeter, Dietl, 
Drechsel, Donsberger, Dr. Eberhardt, Euerl, Falb, 
Förster, Dr. Franke, Frenzel, Frühwald, Gabert, 
Gräßler, Hagen Lorenz, Haas, Hauffe, Heigl, Hille­
brand, Högn, Dr. Hoegner, Kiene, Klammt, · 
Dr. Korff, Kramer, Krüger, Kunath, Laumer, Lin­
dig, Loos, Maag, Müller, Nagengast, Narr, Op den 
Orth,. Ospald, Piper, Pittroff, Prandl, Rabenstein, 
Scherber, Schmid, Schreiner, Sebald, Seifert, 
Dr. Seitz, Sichler, Stain, Stöhr, Strobl, Thieme, 
Walch, Weishäupl, Wimmer, Zietsch. 

Mit Ich enthalte mich stimmten die Abgeord­
neten: 

Bauer Georg, Dr. Becher, Dotzauer, Dr. Eckhardt, 
Eichelbrönner, Elzer, Geiger, Hadasch, von Haniel­
Niethammer, Dr. Dr. Hundhammer, Dr. Keller, 
von Knoeringen, Köhler, Dr. Kolarczyk, Luft, 
Meixner, Dr. von Prittwitz und Gaffron, Riediger, 
Dr. Schedl, Dr. Schier, Dr. Schlögl, Dr. Schubert, 
Simmel, Dr. Soenning, Strenkert, Dr. Strosehe, 
'Thanbichler, Thellmann-Bidner, Wölfel, Wolf Hans, 
Dr. Wüllner, Zehner, Zillibiller. 

Ich schlage vor, die Sitzung jetzt zu beenden, 
da eine Koalitionsbesprechung anberaumt ist. Wir 
fahren in der Tagesordnung morgen früh 9 Uhr 
weiter, und zwar mit der Aussprache über den 
Forstetat. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

{Schluß der Sitzung: 18 Uhr 8 Minuten) 


